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Mehr wäre besser 

Über einen freiwilligen Besuch im Krankenhaus, 
um mit den Kolleginnen am Arbeitsplatz zu reden. 
Die haben kaum Zeit, weil Personal fehlt. 
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Rechtsstaat im Wanken 

G20 dient den Herrschenden, um gegen Linke 
Front zu machen - Überzogene Urteile, Verbote 
von fiktiven Vereinen und Spitzeldateien. 
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Thema der Woche 


Schlüssel zum Begreifen 

Vor 150 Jahren, am 11. September 1867, er¬ 
schien in Leipzig der erste Band des „Kapital“. 
Das kann nicht genug gefeiert werden. Zumal 
dieses Buch eine unglaubliche Wirkung entfal¬ 
tet hat, die selbst der Autor des Werkes Karl 
Marx nicht erwartet hätte und die auch ange¬ 
sichts des spröden Stoffes überraschend war. 
Marx befasst sich im „Kapital“ programmge¬ 
mäß mit der Politischen Ökonomie, weil sie 
den Schlüssel zum Begreifen der menschli¬ 
chen Gesellschaft und ihrer Geschichte bietet. 
Der Text kann auch als Vorrede zum Studium 
des „Kapitals“ gelesen werden. 
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Einschüchterungsstrategie 

Was die in Merkels Regierungszeit offiziell halbierte Arbeitslosigkeit bedeutet 


Stopp 
Air Base 
Ramstein 


Der US-Militärstützpunkt Ramstein 
ist ein zentrales Drehkreuz für die 
Vorbereitung und Durchführung 
völkerrechtwidriger Angriffskrie¬ 
ge. Die meisten tödlichen Einsätze 
US-amerikanischer Kampfdrohnen, 
u.a. in Irak, Afghanistan, Pakistan, 
Jemen, Syrien und Afrika, werden 
über die Satellitenrelaisstation auf 
der US-Air-Base Ramstein durch¬ 
geführt. 

US-Drohnenpiloten auf verschie¬ 
densten Militärbasen nutzen Ram¬ 
stein für die Steuerung der Killer¬ 
drohnen in weltweiten und illegalen 
Kriegseinsätzen. In Ramstein ana¬ 
lysieren und aktualisieren ca. 650 
Mitarbeiterinnen ständig die Über¬ 
wachungsdaten der vermeintlichen 
Zielpersonen und leiten ihre Daten 
dann weiter. 





: oto: Markus Spiske, Flickr.com, CC BY 2.0 


Jubeldeutsche bei einer CSU-Veranstaltung in Erlangen 


G lückliches Deutschland! Welch 
segensreiche zwölf Jahre hat dir 
diese Kanzlerin beschert. Über 
alle drei ihrer Regierungsperioden 
hinweg, in trauter Zusammenarbeit 
mit SPD, dann FDP, dann wieder bis 
heute die SPD, fast jedes Jahr ging die 
Arbeitslosigkeit zurück. Nur im Kri¬ 
senfolgejahr 2009 war es anders. 

Frau Merkel und die von ihr ge¬ 
führte Partei, die CDU, rühmen sich im 
Wahlkampf, dass sich seit Beginn ih¬ 
rer Kanzlerschaft die Arbeitslosigkeit 
in Deutschland halbiert habe. Was die 
Zahlen betrifft, haben sie Recht. Das 
Jahr 2005, als Angela Merkel ihre erste 
Regierung - auch damals mit den So¬ 
zialdemokraten - bildete, erreichte die 
Zahl der Arbeitslosen einen langjähri¬ 
gen Höchststand. 4,86 Millionen Men¬ 
schen waren im Jahresdurchschnitt ar¬ 
beitslos gemeldet. Im Durchschnitt des 
Jahres 2017 sind es bisher 2,6 Millio¬ 
nen. Die offizielle Arbeitslosenquote 
(Zahl der Arbeitslosen bezogen auf 
die Zahl der Erwerbspersonen) ist 
von 11,7 damals auf 5,9 Prozent heute 
zurückgegangen, was arithmetisch der 
Halbierung noch näher kommt. 

Wie erklärt sich der große Erfolg? 
Die Kanzlerin selber betont, dass in 


den zwölf Jahren ihrer Regierungs¬ 
zeit viele neue sozialversicherungs¬ 
pflichtige Arbeitsplätze geschaffen 
worden seien. In Wirklichkeit waren 
das die wenigsten. Die Mehrheit wa¬ 
ren prekäre, schlecht bezahlte, nicht 
sozialversicherungspflichtige Jobs, die 
ihren Mann oder ihre Frau nicht er¬ 
nähren, aber die Statistik aufhübschen. 
44 Millionen Personen mit Wohnsitz 
in Deutschland werden als erwerbs¬ 
tätig gerechnet. Jeder ab dem 15. Le¬ 
bensjahr mit einer Stunde Arbeit im 
Monat wird dabei mitberechnet und 
taucht deshalb in der Arbeitslosensta¬ 
tistik nicht auf. Nur 24 Millionen der 
44 Millionen Erwerbstätigen haben ei¬ 
nen Vollzeitjob. 15,3 Millionen haben 
nur oder immerhin einen Teilzeitjob. 
Jeder 12. Arbeitnehmer hat zusätzlich 
zu seiner Vollzeitstelle noch einen so¬ 
genannten Mini-Job, also ein Beschäf¬ 
tigungsverhältnis auf 450-Euro-Basis. 
Insgesamt sind in Deutschland 7,3 Mil¬ 
lionen Menschen gering beschäftigt, 
also Mini-Jobber. 4,9 Millionen Per¬ 
sonen beziehen ihr Einkommen aus¬ 
schließlich aus einem Nebenjob. Die 
Arbeitslosenzahlen sind auch sonst 
geschönt. Allein die Zahl der Arbeits¬ 
losen, die aus Gründen wie Weiter¬ 


bildungsmaßnahmen, Eingliederung, 
Krankheit und „über 58 bei Hartz- 
IV“ aus der Statistik gestrichen wer¬ 
den, liegt bei über einer Million. Zu¬ 
sätzlich geht das Institut für Arbeits¬ 
markt- und Berufsforschung (IAB) 
davon aus, dass sich 3,1 bis 4,9 Millio¬ 
nen Menschen gar nicht arbeitslos ge¬ 
meldet haben. 

Deutschland hat einen der größten 
Niedriglohnsektoren. Knapp 1 Milli¬ 
on Menschen sind dauerhaft in Leihar¬ 
beit. Sie verdienen deutlich weniger als 
Festangestellte. Über 9,6 Prozent der 
Menschen in Deutschland verdienen 
unter 869 Euro im Monat und fallen 
damit unter die Erwerbsarmutsgrenze. 

Über eine Million Erwerbstäti¬ 
ge in Deutschland sind „Aufstocker“ 
die unter Hartz-IV-Niveau arbeiten 
gehen und einen Ausgleich zu ihrem 
Lohn vom Amt erhalten müssen, um 
zu überleben. Das Statistische Bun¬ 
desamt bezeichnet 7,7 Prozent aller 
Erwerbstätigen als armutsgefährdet. 

Der Arbeitsmarkt hat sich in den 
zwölf Jahren Merkel verändert. Die 
Arbeit ist auf mehr Personen als frü¬ 
her verteilt. Vor allem schlecht bezahl¬ 
te Jobs sind hinzugekommen. Wäh¬ 
rend die Lohnentwicklung, gemessen 


an den Tarifverträgen, mit der Produk¬ 
tivität Schritt gehalten hat, bilden die 
Leiharbeiter, die gering Beschäftigten 
und schlecht Bezahlten innerhalb der 
Arbeiterklasse eine zweite Schicht, 
deren Lohn- und Lebensniveau zu¬ 
rückbleibt. 

Das ist keineswegs Frau Mer¬ 
kels Werk allein. Es ist das Konzept 
der deutschen herrschenden Klasse. 
Es wurde von den Arbeitgeberver¬ 
bänden entworfen und von Merkels 
Vorgänger im Kanzleramt, Gerhard 
Schröder, und seiner Regierung ein¬ 
geleitet. Dass Frau Merkel das Amt 
des Regierungschefs übernahm, als 
die gemessene Arbeitslosigkeit einen 
Höhepunkt erreichte, ist Zufall. Kein 
Zufall ist es, dass die Massenarbeits¬ 
losigkeit alter Prägung vom Kapital 
nicht mehr gebraucht wird. Eine viel¬ 
fach zersplitterte Arbeiterklasse kann 
auch anders eingeschüchtert werden. 

Frau Merkel hat angekündigt, die 
Arbeitslosigkeit bis 2025 noch einmal 
zu halbieren - auf dann drei Prozent, 
womit nach Ansicht der herrschenden 
Volkswirtschaftslehre „Vollbeschäfti¬ 
gung“ erreicht wäre. Wir sollen diese 
ihre Absicht wahrscheinlich als Dro¬ 
hung begreifen. Lucas Zeise 


Menschenkette 
mit Schlusskundgebung 
vor der Air Base 
9. September, 13.00-15.00 Uhr 

Die Menschenkette wird am Sams¬ 
tagnachmittag um 13 Uhr in Form 
von zwei parallelen Auftaktkund¬ 
gebungen eröffnet - eine vor dem 
Haus des Bürgers in Ramstein-Mie- 
senbach, die andere vor dem Denk¬ 
mal für die 1988 ums Leben gekom¬ 
menen Flugshow-Opfer. Dann soll 
von beiden Kundgebungen aus bis 
vor die Tore der Air Base Ramstein 
die Menschenkette gebildet werden. 
Vor der Air Base Ramstein ist auch 
die Abschlusskundgebung um 15 Uhr 
geplant. 

Friedensfestival 
9. September, 14.00-23.00 Uhr 
Kulturzentrum Kammgarn, 
Schoenstrasse 10 
Kaiserslautern 

Mit Leslie Clio, Patrice, Dieter Hal- 
lervorden, Microphone Mafia und vie¬ 
len mehr. Programm unter: ramstein- 
kampagne.eu 


Geplantes Chaos an den Schulen 

Lehrerinnenmangel zum Schulanfang - besonders in Niedersachsen 


Bildungsplanung ist leicht. Am Ende 
eines Jahres geht die Schulministerin 
durchs Land, zählt die Neugeborenen, 
teilt die Summe im Falle von Nieder¬ 
sachsen durch 14,9 und schon weiß 
sie, wieviel Stellen an Grundschulen 
benötigt werden. Die Regierung hät¬ 
te in den kommenden Jahren ausrei¬ 
chend Zeit, die benötigten Lehrer - in 
den Grundschulen zumeist Lehrerin¬ 
nen - pünktlich auszubilden für den 
Fall, dass nicht genug da sind. Denn 
die Zahl der Lehrerinnen und Lehrer, 
die in den Ruhestand gehen, ist eben¬ 
falls gut abzuschätzen. Das gilt auch 
bei Schwangerschaften und in ande¬ 
ren Fällen, die zwar für den unwäg¬ 
baren Einzelfall folgenschwere Ein¬ 
schnitte bedeuten, im Durchschnitt ei¬ 


nes Landes mit 850 000 Schulkindern 
aber unerhebliche Schwankungsbrei¬ 
ten aufweisen. 

Insofern sind die zu Beginn dieses 
Schuljahres plötzlich aufklaffenden 
Personallücken an den Grundschulen 
Niedersachsens ungewöhnlich und 
erstaunlich. Laut Ministerium fehlen 
230 Lehrer aus Gründen der Abkehr 
vom Turbo-Abi. Es erschließt sich 
nicht sogleich, warum der Mangel 
an Gymnasiallehrern Lücken an den 
Grundschulen verursacht - und dann 
so plötzlich. „Eine auskömmliche Un¬ 
terrichtsversorgung und die Siche¬ 
rung des Pflichtunterrichts haben für 
die Landesregierung höchste Priori¬ 
tät“, tönt es aus dem Ministerium. Die 
Grundschule habe dabei Vorrang, weil 


die verlässliche Betreuung bis 13 Uhr 
zu sichern sei. Folglich sind Schullei¬ 
ter der Gymnasien und Gesamtschu¬ 
len angewiesen worden, ihre mühsam 
erstellten Stundenpläne zu revidieren 
und Lehrerstunden an andere Schul¬ 
formen abzugeben. 

Die Kooperative Gesamtschu¬ 
le (KGS) Hemmingen mit ihren 135 
Lehrern muss zunächst bis Juli 2018 
vierzehn Lehrer an fünf Grundschu¬ 
len in und um Hannover abgeben - 
meist für einen Vormittag. Erst nach 
den Sommerferien waren die Abord¬ 
nungen beziffert worden. Zunächst 
ging es um 141 Stunden, die umge¬ 
plant werden mussten, unterdessen 
sind es 75 Stunden in der Woche, die 
KGS-Kolleglnnen an Grundschulen 


zu unterrichten haben. Das lassen die 
Lehrer in der Regel nicht freiwillig mit 
sich machen. Die Abordnungen muss¬ 
te die Landesschulbehörde verfügen, 
weil der Personalrat sie abgelehnt hat¬ 
te. Die Lücken im Stundenplan der 
KGS Hemmingen werden nunmehr 
durch Überstunden ausgeglichen, wie 
die „Hannoversche Allgemeine“ be¬ 
richtet. Landesweit sind 170 Lehrer 
mit rund 1 000 Stunden an Grund¬ 
schulen abgeordnet. Es können aber 
auch mehr sein. Die Lokalzeitungen 
in Niedersachsen sind voll von Klagen 
Betroffener. 

Wolfgang Schimpf, Vorsitzender 
der niedersächsischen Direktoren¬ 
vereinigung: „Es ist eine irrige Vor¬ 
stellung, dass ein Gymnasiallehrer den 


Grundschulbereich mal miterledigt. 
Im Gegenteil, es ist für die Grund¬ 
schulkollegen eine Missachtung ihrer 
täglichen Arbeit, wenn der Eindruck 
entstehen sollte, da kommt jemand 
aus dem Gymnasium und nach zwei 
Tagen kann er das auch. Das ist völlig 
neben der Wirklichkeit.“ (NDR 3.8.17) 
Schon vor diesem Verschiebe¬ 
bahnhof hatte die GEW Alarm ge¬ 
geben. Viele Lehrer in Niedersachsen 
seien massiv überlastet. Im Wochen¬ 
schnitt arbeite ein Gymnasiallehrer 
drei Stunden mehr als andere Beam¬ 
te. Auf ein Jahr hochgerechnet kommt 
die GEW damit alleine bei Gymnasi¬ 
en auf zwei Millionen Stunden. Lehr¬ 
kräfte an Grundschulen lägen 1,2 
Stunden über dem Soll. Klaus Stein 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Einigung im 
Versicherungsgewerbe 

ver.di und der Arbeitgeberverband 
Versicherungen (AGV) haben sich 
in der vierten Verhandlungsrunde 
in München Ende August auf ein 
Tarifergebnis für die rund 170 000 
Versicherungsangestellten des In¬ 
nendienstes geeinigt. Danach stei¬ 
gen die Gehälter der Beschäftigten 
in zwei Stufen ab dem 1. November 
2017 um 2,0 Prozent sowie ab dem 
1. Dezember 2018 um weitere 1,7 
Prozent. Die Vergütungen für Aus¬ 
zubildende wurden überproportio¬ 
nal erhöht. Die Laufzeit des Tarif¬ 
vertrages wurde bis zum 31. August 
2019 vereinbart. 

Die Einigung umfasst auch An¬ 
sprüche der Beschäftigten im digi¬ 
talen Wandel. So sichert ein neuer 
Tarifvertrag zur Qualifizierung für 
alle Versicherungsbeschäftigten und 
im besonderen Maße für diejenigen, 
deren Arbeitsplätze aufgrund von 
Digitalisierung wegzufallen drohen, 
einen Anspruch auf die Durchfüh¬ 
rung von Qualifizierungsmaßnah¬ 
men. 

Neu vereinbart werden konnte 
ein Anspruch auf Bildungsteilzeit 
mit Rückkehrrecht ins Unterneh¬ 
men zu den bisherigen Bedingun¬ 
gen, Arbeitszeitverkürzung zur Ver¬ 
meidung von Entlassungen und zur 
Sicherung von Beschäftigung mit ei¬ 
nem Teillohnausgleich. 

Hauptsache deutsch 

Air Berlin, die zweitgrößte deutsche 
Fluggesellschaft, meldete mitten in 
den Sommerferien Insolvenz an. 
Jetzt greift die Bundesregierung mit 
150 Mio. Euro dem Pleitegeier unter 
die Arme. Air Berlin verhandelt der¬ 
zeit mit dem Marktführer Lufthansa 
und weiteren Interessenten über den 
Verkauf von Unternehmensteilen. 
Die EU Kommission genehmigte 
den Kredit, obwohl er Smehr als um¬ 
stritten gilt. Michael 0‘Leary, Chef 
der Billigfluglinie Ryanair, hatte die 
Staatshilfe als indirekte illegale Hil¬ 
fe für die Lufthansa kritisiert, deren 
Marktanteil bei einer Übernahme 
auf Inlandsstrecken auf 95 Prozent 
steigen würde. 

Niedriglohnsektor 

austrocknen 

„Die entspannte Lage am Arbeits¬ 
markt kann nicht darüber hinweg¬ 
täuschen, dass viele Beschäftigte 
nicht allein von einem Job leben 
können“, warnte DGB-Vorstands- 
mitglied Stefan Körzell anlässlich 
der Veröffentlichung der Arbeits¬ 
marktdaten für August. Nach ak¬ 
tuellen Zahlen der Bundesagentur 
für Arbeit haben rund 2,7 Millionen 
Menschen neben ihrer Hauptbe¬ 
schäftigung noch einen Minijob. 

Das große Lohnrätsel 

Das Wirtschafts- und Sozialwissen¬ 
schaftliche Institut (WSI) der Hans- 
Böckler-Stiftung stellt in ihrem „Eu¬ 
ropäischen Tarifbericht“ fest, dass 
zwar die Wirtschaftsleistung steigt 
und die Zahl der Arbeitslosen seit 
2013 um über vier Millionen ge¬ 
sunken sind, aber die Löhne kaum 
steigen. Das Institut rätselt, denn ei¬ 
gentlich müsste eine sinkende Ar¬ 
beitslosigkeit die Stellung der Ge¬ 
werkschaften verbessern und damit 
höhere Lohnsteigerungen möglich 
machen. Dennoch gingen im ersten 
Quartal 2017 die Löhne inflationsbe¬ 
reinigt um 0,2 Prozent zurück. 

Gründe sieht das WSI in dem 
Umstand, dass trotz sinkender Ar¬ 
beitslosenquote immer noch 3 Milli¬ 
onen Menschen mehr in der Eurozo¬ 
ne ohne Arbeit sind als 2008. 

Dazu komme noch die verdeckte 
Arbeitslosigkeit. Diese erfasst auch 
Menschen, die gezwungener Maßen 
in Frühruhestand gehen, Teilzeit ar¬ 
beiten oder häusliche Arbeiten ver¬ 
richten. Die verdeckte Arbeitslosig¬ 
keit ist doppelt so hoch wie die offi¬ 
zielle Arbeitslosenquote. 

Neu geschaffene Jobs seien darü¬ 
ber hinaus meist befristete oder un¬ 
sichere Jobs mit niedrigen Gehältern 
und schwacher Verhandlungspositi¬ 
on, so das WSI. 


ver.di macht Klein-Klein 

Mäßige Tarifabschlüsse im Einzelhandel 



emeinsam kämpfen, gemeinsam 
siegen. Ein durchschlagendes Ar¬ 
gument, sich gewerkschaftlich zu 
organisieren. Doch auf dem Weg dahin 
gilt es zunehmend Klippen auch inner¬ 
halb der Gewerkschaften zu umschiffen. 
Bestätigt wurde dies jetzt durch den Al¬ 
leingang des Landesverbandes Baden- 
Württemberg der Vereinten Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di) im Fachbe¬ 
reich Handel. Dieser preschte am 27 Juli 
vor und schloss einen Tarifvertrag ab. 
Zeitgleich war aus Stuttgart zu hören, 
„mehr sei nicht drin gewesen“ Das ur¬ 
sprüngliche Ziel werde in absehbarer 
Zeit mit den zur Verfügung stehenden 
Arbeitskampfmitteln nicht zu erreichen 
sein, betonte der ver.di-Landes-Fachbe- 
reichsleiter Handel und Verhandlungs¬ 
führer Bernhard Franke für den Einzel¬ 
handel im Schwabenland. 

Woher kommt diese plötzliche 
„Schwächeerkenntnis“? Was ist der 
Hintergrund, den Arbeitskampf nicht 
weiter zu führen? Etwa eine noch stär¬ 
kere Orientierung auf die viel beschwo¬ 
rene Sozialpartnerschaft? Ein weiterer 
Grund dürfte die Bundestagswahl am 
24. September sein. Der ver.di-Bundes- 
vorstand will offenbar die Tarifausein¬ 
andersetzungen aus dem Wahlkampf 
heraus halten. Dies berichten Mitglie¬ 
der der Hessischen Tarifkommission 
und ver.di-Sekretäre aus mehreren 
Landesbezirken. Ähnliches erlebten 
die Erzieherinnen schon einmal. Auch 
damals sollte der Arbeitskampf nicht in 
den Wahlkampf getragen werden. 

Wut und Enttäuschung ist die Reakti¬ 
on bei den Aktiven. War doch den Forde¬ 
rungen und gesteckten Zielen eine breite 
Diskussion bei den organisierten Han¬ 
delsbeschäftigten und den ver.di-Gremi- 
en vorausgegangen. Sie erreichten, dass 
die Tarifkommissionen der Länder mit 
sechs Prozent, oder wie bei ver.di-NRW 
mit einen Euro mehr pro Stunde in die 
Verhandlungen gehen mussten. 

Gerade den Festbetrag, verbunden 
mit einer sozialen Komponente, die 
verhältnismäßig größere Anhebung 
der unteren Gehaltsgruppen, machten 
sich viele Streikende zu eigen. Förder¬ 
te deren Motivation und Mobilisierung. 
Die ver.di-Kommissionen wurden im¬ 
mer wieder aufgefordert, sich von der 


Ein-Euro-Forderung nicht abbringen 
zu lassen. ver.di-Sekretäre sahen sich 
sogar mit der Frage konfrontiert, wann 
Arbeitskämpfe endlich fachbereichs- 
übergreifend zum Thema innerhalb 
der gewerkschaftlichen Strukturen ge¬ 
macht würden. 

Wegen des Abschlusses in Baden- 
Württemberg und Nordrhein-Westfa¬ 
len bröckelt es nun in den restlichen 
ver.di-Landesfachbereichen, die noch 
verhandeln. So empfehlen bereits Ge¬ 
werkschaftssekretäre aus Hessen den 
Mitgliedern der Tarifkommission Ein¬ 
zelhandel und den ver.di-Vertrauens¬ 
leuten, die Tarifverhandlungen am 
12. September auf der Grundlage der 
bereits getätigten Abschlüsse zu füh¬ 
ren. Damit wird ein weiterer Schritt 
in dieser Tarifrunde gegangen, die Ta¬ 
rifauseinandersetzung „still und heim¬ 
lich“ zu Ende zu bringen. 


Klar dürfte sein: Erfolge wird es nur 
durch einheitliches Auftreten und ko¬ 
ordiniertes Handeln der Belegschaften 
und ihrer Gewerkschaft geben. Dazu 
ist eine offene und solidarische Diskus¬ 
sion notwendig. Tarifverhandlungen 
bedürfen der bundesweiten Koordina¬ 
tion, auf deren Einhaltung sich Verhan¬ 
delnde und Kämpfende bewusst ver¬ 
ständigen müssen. Alleingänge wie in 
dieser Tarifrunde schwächen letztend¬ 
lich den gewerkschaftlichen Wider¬ 
stand in der Auseinandersetzung mit 
dem Kapital. 

In Baden-Württemberg und Nord¬ 
rhein-Westfalen steigen die Löhne und 
Gehälter um 2,3 Prozent und 2018 um 
weitere 2 Prozent. Hinzu kommt im 
März 2018 eine Einmalzahlung von 50 
Euro für Vollzeitbeschäftigte und 25 
Euro an Auszubildende. Die Ausbil¬ 
dungsvergütungen werden leicht über¬ 


proportional erhöht. Die Laufzeit des 
Tarifvertrages beträgt 24 Monate. In 
der Branche arbeiten in Deutschland 
rund drei Millionen Menschen. 

Nicht durchsetzen konnte sich ver. 
di mit der Forderung, die Tarifverträge 
für allgemeinverbindlich zu erklären. 
Damit alle Handelsunternehmen nach 
Tariflohn zahlen. Auf einem bundes¬ 
weiten zentralen Aktionstag will sich 
die Gewerkschaft am 9. September im 
Düsseldorfer Hofgarten um 11 Uhr 
erneut dafür einsetzen. Auf der Veran¬ 
staltung spricht der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske. Eingeladen wurde aus¬ 
gerechnet auch Bundesarbeitsministe¬ 
rin Andrea Nahles (SPD). Deren Par¬ 
tei ist, zusammen mit CDU und FDP, 
verantwortlich dafür, dass immer mehr 
Unternehmen Tarifflucht begehen 
können. 

Herbert Schedlbauer 


Bildungsfremde Arbeit 

Der DGB-Ausbildungsreport 2017 



Im August und September treten überall 
in Deutschland zigtausende Jugendliche 
ihre Berufsausbildung an. Gemeinhin 
wird die Berufsausbildung in Deutsch¬ 
land - eine Mischung aus praktischem 
Lernen im Betrieb und schulischer Un¬ 
terweisung - als vorbildlich bezeichnet. 
Trotzdem jammern die Unternehmen 
in Deutschland alle Jahre wieder über 
zu wenige und nur wenig qualifizierte 
Auszubildende. Wieso eigentlich? Tol¬ 
le Kollegen, nette Ausbilder, spannende 
Aufgaben und eine modern ausgestatte¬ 
te Berufsschule: So könnte Berufsaus¬ 
bildung doch eigentlich richtig Spaß ma¬ 
chen, die Jugendlichen müssten Schlan¬ 
ge stehen bei den Betrieben. 

Doch laut dem vom DGB aktuell 
herausgegebenen Ausbildungsreport 
klagen Azubis über Ärger im Betrieb 
oder in der Berufsschule. 12 000 von 
ihnen wurden im Auftrag des DGB be¬ 
fragt. Am ehesten zufrieden mit ihrer 
Lage sind die Auszubildenden in Be¬ 
trieben, in denen es einen Betriebsrat 
und eine Jugend- und Auszubildenden¬ 
vertretung (JAV) gibt. Dort sind 82 Pro¬ 
zent zufrieden. In Betrieben ohne JAV 
und Betriebsrat sind es dagegen nur 62 
Prozent. 

Was sind die größten Probleme? Es 
hapert an der Qualität der Ausbildung. 
Die von DGB veröffentlichten Umfra¬ 
geergebnisse zeigen erschreckend gro¬ 
ße Unterschiede in der Qualität der 
Berufsausbildung, viele Azubis fühlen 
sich ausgenutzt und schlecht behandelt: 
Viele Überstunden, ausbildungsfremde 


Tätigkeiten und unzulängliche Berufs¬ 
schulqualität zwingen die Azubis, die 
Lücken in ihrer Ausbildung u.a. durch 
eigenes nachträgliches Büffeln in der 
Freizeit auszugleichen. 

Konkret bedeutet das: 36 Prozent 
der Azubis müssen regelmäßig Über¬ 
stunden machen - im Schnitt gut vier 
Stunden pro Woche. 13 Prozent davon 
bekommen dafür weder Freizeitaus¬ 
gleich noch Bezahlung. Sogar fast 12 
Prozent der minderjährigen Lehrlinge 
berichten, dass sie mehr als 40 Stunden 
pro Woche arbeiten müssen, obwohl 
auch das illegal ist. Ein Ausbildungsplan 
fehlt - obwohl gesetzlich vorgeschrie¬ 
ben - bei fast zwei von drei Azubis. Je¬ 
der zehnte sagt, er müsse „immer“ oder 
„häufig“ ausbildungsfremde Tätigkei¬ 


ten - z.B. Beispiel Kaffee kochen, Hal¬ 
le fegen, Auto vom Chef waschen, oder 
stundenlang kopieren. Dies sind Tätig¬ 
keiten, die nicht zur Ausbildung gehören 
und dafür sorgen, dass Ausbildungsin¬ 
halte zu kurz kommen. 

Die Berufsschule kann Defizite nur 
unzureichend auffangen. Warum? Die 
befragten Azubis klagen häufig über die 
miesen Bedingungen im Zusammen¬ 
hang mit dem Berufsschulunterricht, 
fühlen sich von der Berufsschule nicht 
genug auf die theoretische Prüfung vor¬ 
bereitet. Es fehlt den Berufsschulen an 
Lehrern und zeitgemäßer Ausstattung. 
Lediglich 58 Prozent der Lernenden be¬ 
werteten daher die fachliche Qualität 
ihres Berufsschulunterrichts als „sehr 
gut“ oder „gut“. 


Die Hälfte der Azubis kritisierten 
die schlechte Abstimmung zwischen 
Ausbildungsstelle und Berufsschule. 
Am schlechtesten werden von den be¬ 
fragten Auszubildenden folgende Aus¬ 
bildungsberufe bewertet: Anlagenme¬ 
chaniker, zahnmedizinische Fachange¬ 
stellte, Friseure, Hotelfachmann/frau, 
Fachverkäufer im Lebensmittelhand¬ 
werk. So schmeißt z.B. rund die Hälfte 
der Azubis, die sich zur Koch- und Re¬ 
staurantfachkraft ausbilden lassen wol¬ 
len, hin. Zugleich zählt die Gastrono¬ 
mie zu jenen Branchen, in denen immer 
mehr Lehrstellen unbesetzt bleiben. 

Von den Azubis am besten bewertet 
wird die Ausbildung zum Mechatroni- 
ker, Zerspanungstechniker, Elektroni¬ 
ker, Industriemechaniker und Indus¬ 
triekaufleute. Von den Azubis, die ihre 
Ausbildung durchziehen, ist die Zukunft 
für allzu viele ungewiss: 42,6 Prozent 
der Auszubildenden im letzten Ausbil¬ 
dungsjahr wissen noch nicht, ob sie da¬ 
nach von ihrem Betrieb übernommen 
werden. 1869 beklagte der Buchdrucker 
Richard Härtel in seiner „Ansprache an 
Eltern und Erzieher“, „dass ein Theil, 
die Arbeitgeber, ihre Freiheit in so aus¬ 
gedehntem Maße gebrauchen, dass für 
den andern Theil, die Lehrlinge, so gut 
wie nichts übrig bleibt“. 

„In der Ausbildung als billige Ar¬ 
beitskräfte missbraucht zu werden, das 
ist die Realität“ sagte die stellvertreten¬ 
de DGB-Vorsitzende Elke Hannack. 
Eine neue Lehrlingsbewegung kann das 
ändern. Manfred Dietenberger 
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Wenn einer fehlt, 
brennt's richtig 

Hamburger Bündnis für mehr Personal besucht Krankenhäuser 



Karin Mack zum Kampf um mehr Personal 

Von der Charite in die 
ganze Republik 


F ür eine Händehygiene, wie sie ge¬ 
lehrt wird, und die notwendig ist, 
um Patientinnen und Patienten si¬ 
cher zu versorgen, haben wir in der Re¬ 
alität oft keine Zeit. Das wollen wir mit 
der Aktion sichtbar machen. Für eine 
gute Pflege muss ausreichend Personal 
da sein!“ sagt Kathrin, Krankenpfle¬ 
gerin aus Hamburg. Mit der von ver. 
di ausgerufenen Aktion rufen bundes¬ 
weit etwa 100 Stationsteams ihre Kli¬ 
nikleitungen auf, an diesem Tag so viel 
Personal bereitzustellen, dass es den 
Pflegekräften möglich ist, ihre Hände 
nach Vorschrift zu desinfizieren. Auch 
in Hamburg findet diese Aktion in pri¬ 
vaten und kirchlichen Krankenhäusern 
statt. Die Kolleginnen und Kollegen 
sind bereit, in Konfrontation mit dem 
Arbeitgeber zu gehen, um auf die ka¬ 
tastrophalen personellen Zustände im 
Krankenhaus aufmerksam zu machen, 
die nicht nur Pflegekräften alles abver¬ 
langt, sondern auch ganz real Patienten 
tötet. Dieser Aktionstag wird zeigen, in 
welches Verhältnis die Arbeitgeber die 
Gesundheit aller zu ihrem eigenen Pro¬ 
fit setzen. 

In deutschen Krankenhäusern 
kommt es jährlich zu 80 000 bis 180 
000 vermeidbaren, im Krankenhaus 
erworbenen, Infektionen, infolge derer 
täglich vier bis zwölf Patientinnen und 
Patenten sogar sterben. Ein Grund für 
diese hohe Zahl ist der Personalman¬ 
gel auf den Stationen. Wenn zu wenige 
Pflegekräfte zu viele Patientinnen ver¬ 
sorgen, fehlt die Zeit für eine ausrei¬ 
chende Händedesinfektion. Im Schnitt 
bräuchte eine Pflegekraft etwa 2 Stun¬ 
den pro Schicht für die ausreichende 
Händehygiene. 

Die Gewerkschaft ver.di macht 
im Bundestagswahlkampf Druck für 
eine Mindestpersonalbemessung an 


Krankenhäusern - mit Streiks und be¬ 
trieblichen Aktionen. In sieben Bun¬ 
desländern fordert die Gewerkschaft 
insgesamt 16 Kliniken zu Tarifverhand¬ 
lungen über einen Tarifvertrag Entlas¬ 
tung auf und weitet damit die Bewe¬ 
gung über die Berliner Charite und die 
saarländischen Krankenhäuser hinaus 
aus. Unterstützend dazu finden an vie¬ 
len anderen Kliniken Druckaktionen 
statt. So zum Beispiel am 12. Septem¬ 
ber, an dem ein Aktionstag zum Thema 
Händedesinfektion geplant ist. 

In Hamburg hat sich das Bündnis 
für mehr Personal an Krankenhäusern 
gegründet, um die Kämpfe der Pflege¬ 
kräfte gesellschaftspolitisch zu unter¬ 
stützen. Ganz nach dem Motto: „Mehr 
von euch ist besser für alle“. Die DKP 
Hamburg ist aktiver Teil davon. Die 
Entscheidung, als Station bei dem Ak¬ 
tionstag am 12. September mitzuma¬ 
chen, war für viele auch eine Über¬ 
windung der Angst vor Repression 
durch die Geschäftsführung. Um den 
Beschäftigten Mut zu machen, unsere 
Solidarität auszudrücken und Öffent¬ 
lichkeit zu schaffen, hat das Bündnis 
am vergangenen Sonntag in einem der 
Krankenhäuser Pflegekräfte besucht, 
welche am Händedesinfektionstag teil¬ 
nehmen. 

In kleinen Gruppen war das Bünd¬ 
nis unterwegs, um sich vorzustellen und 
den anwesenden Pflegern und Pflege¬ 
rinnen mit einer Sonnenblume und 
Schokolade ihre Anerkennung auszu¬ 
drücken. Dies wurde durchweg sehr po¬ 
sitiv aufgenommen, die Angesproche¬ 
nen hörten interessiert zu. Wie bereits 
vermutet, gelang es nicht überall, aus¬ 
führliche Gespräche zu führen - kein 
Wunder bei Personal- und Zeitmangel. 

Auf einer Station gab es auf die 
Frage, ob kurz Zeit für ein Gespräch 


sei, folgende Antwort: „Schlecht, heu¬ 
te sind wir eine weniger.“ Nachdem 
das Bündnis sich vorgestellt hatte, kam 
dann aber prompt ein „Na da seid ihr 
ja genau richtig bei uns!“. Die Kol¬ 
leginnen und Kollegen nahmen sich 
kurz Zeit, um mit uns zu sprechen. Da¬ 
bei erklärten sie, dass sie fünf Leute in 
der Schicht sind, aufgeteilt für drei ver¬ 
schiedene Bereiche. „Und wenn dann 
einer von zwei in der Versorgung fehlt, 
dann brennt 4 s richtig.“ 

Das Bündnis verteilte Flyer an die 
Pflegekräfte, die Solidarität zum Aus¬ 
druck bringen, sowie an Patienten und 
Angehörige, um auf die Situation in 
den Kliniken hinweisen und sie auf 
den Händedesinfektionstag aufmerk¬ 
sam zu machen. Letztendlich reichten 
Schokolade und Flyer nicht aus. Aus¬ 
gewertet wurde, dass es gut war, einen 
Sonntag für die Aktion zu wählen, denn 
mehrere Pflegekräfte versicherten, dass 
sie sich unter der Woche niemals aus¬ 
reichend Zeit für uns hätten nehmen 
können. Insgesamt war es ein gelunge¬ 
ner Aufschlag für die Aktivitäten des 
Bündnisses und eine gute Unterstüt¬ 
zung für die Pflegekräfte. Alle sind auf¬ 
gefordert, auch in der eigenen Region 
die Geschehnisse an den Krankenhäu¬ 
sern und die Aktionen der Beschäftig¬ 
ten zu verfolgen und zu unterstützen. 
Mittlerweile gibt es in mehreren Städ¬ 
ten Bündnisse für mehr Personal im 
Krankenhaus. In einigen Städten rufen 
diese für den Donnerstag vor der Bun¬ 
destagswahl zu Demonstrationen auf. 
Darunter auch Hamburg. Wir wollen 
kurz vor der Wahl die Stimme erheben 
und klar machen, dass Gesundheit ein 
gesellschaftliches Thema ist und nicht 
dem Profit unterliegen darf. Dafür wer¬ 
den wir kämpfen, auch nach der Wahl. 

MartaJannsen 


Krankenhäuser werden heute wie gro¬ 
ße Konzerne geführt, mit dem Ziel, 
möglichst hohe Renditen zu erwirt¬ 
schaften. Gesundheit ist zur Ware ge¬ 
worden. Mit der Umstellung der Fi¬ 
nanzierung des Gesundheitswesens auf 
Fallpauschalen erfolgte die Unterwer¬ 
fung unter das kapitalistische Konkur¬ 
renzprinzip. Die Folgen sind bekannt: 
schlechter werdende Arbeitsbedin¬ 
gungen aufgrund von Kostendruck, 
Ausgliederung, prekären Beschäfti¬ 
gungsverhältnissen. Diese Situation 
führt auch für Patienten zu einer Ver¬ 
schlechterung ihrer Genesungsbedin¬ 
gungen und Versorgung. Inzwischen 
wird der bundesweite Pflegenotstand 
von niemandem mehr bestritten. 

2016 brachte ver.di auf einer Aktions¬ 
konferenz die Forderung nach einem 
„Tarifvertrag Entlastung“ auf den Weg, 
dessen Kern ist: Mehr Personal und 
Gesundheitsschutz in Krankenhäusern. 
Dass es zu dieser Forderung kam, daran 
haben die Beschäftigten der Berliner 
Charite ihren Anteil. Denn 2013 be¬ 
traten die an der Charite beschäftigten 
Kolleginnen und Kollegen Neuland: 
Erstmals begann eine Tarifbewegung, 
die sich gegen den Personalmangel in 
Krankenhäusern wendete. Gefordert 
wurden feste Quoten von Beschäftig¬ 
ten zu Patientinnen für Intensiv- und 
N ormalstationspflege. 

2015 kam es dann zu einem histori¬ 
schen Erfolg: 10 Tage Streik führten 
dazu, dass an der Charite der erste Ta¬ 
rifvertrag für mehr Personal im Kran¬ 
kenhaus durchgesetzt werden konnte. 
Die Losung „Mehr von uns ist besser 
für uns alle“ wurde zum Schlachtruf. 
Erstmals war es gelungen, der kontinu¬ 
ierlichen Verschlechterung der Arbeits¬ 


bedingungen für das Pflegepersonal et¬ 
was entgegenzusetzen. Allerdings dau¬ 
ern die Verhandlungen mit der Charite 
Geschäftsleitung zur Umsetzung die¬ 
ses Tarifvertrages bis heute an. Neue 
Streiks sind nicht mehr auszuschließen. 
Die Kolleginnen und Kollegen lassen 
sich nicht mehr einschüchtern und aus¬ 
bremsen. Sie haben sich bundesweit auf 
den Weg gemacht. Gegenwärtig hat 
ver.di in vielen Bundesländern ausge¬ 
wählte Krankenhäuser in privater und 
öffentlicher Trägerschaft zu Verhand¬ 
lungen über einen „Tarifvertrag Ent¬ 
lastung“ aufgefordert. 

Mit Aktionen in und außerhalb der 
Krankenhäuser machen die Beschäf¬ 
tigten auf ihre Situation aufmerksam 
und zeigen auf, dass der Kampf für eine 
bessere Gesundheitsversorgung und 
mehr Personal in den Krankenhäusern 
ein Kampf für die Verbesserung auch 
unserer Lebensbedingungen ist. Letzt¬ 
lich geht es darum, dass der Mensch 
nicht als Ware behandelt werden darf. 
Wenn Pflegekräfte nicht nur für mehr 
Gehalt, sondern auch für mehr Perso¬ 
nal, also letztlich für eine bessere Ver¬ 
sorgung der Patienten streiken, wird es 
die herrschende Politik schwer haben, 
die Forderungen der Beschäftigten der 
Krankenhäuser zu ignorieren oder gar 
als ungerechtfertigt zu diffamieren. 
Wir wissen, dass wir im Kapitalismus 
ständig um unsere Würde als Menschen 
kämpfen müssen. Deshalb ist es für die 
DKP selbstverständlich, gemeinsam 
mit den Beschäftigten des Gesund¬ 
heitswesens für ihre Forderungen zu 
kämpfen. 

Denn: Gesundheit geht uns alle an, Ge¬ 
sundheit ist Menschenrecht, Gesund¬ 
heit ist keine Ware. 



Flagge zeigen 


Hamburg: Profite pflegen keine Menschen - Seite an Seite 
für mehr Personal im Krankenhaus! 

Donnerstag, 21. September, 18 Uhr Lohmühlenpark Hamburg 

Berlin: Das Berliner Bündnis für mehr Personal im Kranken¬ 
haus unterstützt die Kundgebung von ver.di Berlin. 

Wir rufen auf zu einer Kundgebung am 19. September 2017 um 17 
Uhr vor dem Bundesministerium für Gesundheit in Berlin. 

Friedrichstraße 108,10117 Berlin. Anfahrt über S/U Friedrichstraße 
oder U Oranienburger Tor 
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Martin Küpper 

MATERIALISMUS | Basiswissen 

Materialismus, der den Vorrang des Seins gegenüber dem 
Bewusstsein postuliert, setzt sich stets mit den Wissenschaften, 
Religionen und Philosophien der Zeit auseinander. Martin Küpper 
zeichnet Geschichte, Materie-Verständnis und gesellschaftliche 
Verankerung des Materialismus nach, der als historisch-dialek¬ 
tisch verstandener im Marxismus seine Sternstunden feierte. 

ISBN 978-3-89438-639-9 - 125 Seiten - €9,90 


Klaus Müller 
BOOM UND KRISE | Basiswissen 

Seit 1825 folgt nach jedem Zwischenhoch auf jede zyklische 
Krise die nächste. Klaus Müller fragt nach den Ursachen des 
wellenförmigen Wachstums der Produktion. Liegt es am Geld, 
am Zins, an den Preisen, der Profitrate, der Einkommensver¬ 
teilung? Oder einfach am Kapitalismus? Wenn ja, was kann 
man tun? Alte, aktuelle Fragen. Und Antworten! 

ISBN 978-3-89438-640-5 - 126 Seiten - €9,90 
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Alternativen zu AfD & Co. 
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Kapitalismus wurzelnden Erfolgs- und Aufstiegsbedingungen 
und zeigt, wie der völkischen Instrumentalisierung der »sozialen 
Frage« begegnet werden kann. 
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Die Armutsverwalter 

Wahlprogramme der Bundestagsparteien und der FDP 
zum Thema Arbeit und Soziales 


Nur Reiche können sich 
einen armen Staat leisten 

DKP-Positionen zur Bundestagswahl bei 
Abgeordnetenwatch 

Genossinnen und Genossen, die für die DKP zur Bundestagswahl kan¬ 
didieren, haben auf abgeordnetenwatch.de Fragen zu einer Reihe von 
Themen, darunter auch zum Thema Arbeit und Soziales, beantwortet. So 
Achim Bigus, Listenplatz 1 der DKP in Niedersachsen, der zu den von 
Abgeordnetenwatch formulierten Thesen wie folgt Stellung bezieht. 


A rmut und Reichtum in Deutsch¬ 
land? Für die Mehrheit der im 
Bundestag vertretenen Partei¬ 
en ist die seit vielen Jahren wachsen¬ 
de Kluft offenbar nur ein Randprob¬ 
lem - auch für die SPD, deren Wahl¬ 
programm zu den Bundestagswahlen, 
immerhin unter dem Titel „Zeit für 
mehr Gerechtigkeit“ steht. Davon 
zeugt auch ihr Steuerkonzept (siehe 
UZ vom 18. August). Alters- und Kin¬ 
derarmut sollen bekämpft werden und 
Familien mehr Geld erhalten - auch 
durch steuerliche Entlastungen Frau¬ 
en gleichen Lohn, Langzeitarbeitslose 
besser gefördert werden usw. Aber 
die Frage, warum diese Unterstützung 
überhaupt nötig ist, wird nicht gestellt. 
Die SPD will nur das Bestehende ver¬ 
walten - mit kleinen Schönheitskorrek¬ 
turen. Das zeigt auch ein Blick auf ihre 
Haltung zu prekärer Beschäftigung, 
zum Mindestlohn usw. 

Die Unionsparteien machen es sich 
da leichter. Sie feiern sich in ihrem 
„Regierungsprogramm“ für ihre „so¬ 
zialen Leistungen“ und vor allem weil 
sie in ihrer Regierungszeit seit 2005 an¬ 
geblich die Zahl der Arbeitslosen hal¬ 
biert hätten. Versprochen wird „Voll¬ 
beschäftigung“ bis 2025. Behauptet 
wird zudem: „Löhne und Renten sind 
deutlich gestiegen und steigen weiter. 
Die sozialen Sicherungssysteme sind 
solide finanziert, wie seit Jahrzehnten 
nicht mehr.“ Erklärt wird: „Wir wol¬ 
len, dass Menschen in Vollzeit von 
ihrer Arbeit leben und für sich selbst 
sorgen können. Prekäre Beschäfti¬ 
gungsverhältnisse lehnen wir ab. Un¬ 
befristete Arbeitsverhältnisse müssen 
die Regel bleiben.“ Dabei hat man so¬ 
wohl prekäre Beschäftigungsverhält¬ 
nisse wie Befristungen, vor allem auch 
solche „ohne Anlass“, zugelassen und 
lässt sie zu. 

Durch die Neuregelung von Zeit-, 
Leiharbeit und Werkverträgen habe 
man, so die Unionsparteien, „bereits 
wichtige Verbesserungen für die Ar¬ 
beitnehmer erzielt“. Weitere Aussa¬ 
gen zum Thema fehlen. Die FDP hält 


Zeitarbeit für ein wichtiges Instrument 
für die Unternehmen, die damit flexi¬ 
bler reagieren könnten, um „wettbe¬ 
werbsfähig zu bleiben“. Die SPD will 
das System der Leiharbeit beibehal¬ 
ten, immerhin aber - wohl mit Blick 
auf Gewerkschaftsforderungen - den 
Schutz verbessern. Der Missbrauch von 
Werkverträgen soll beenden werden. 
Die Grünen wollen bei Zeit- bzw. Leih¬ 
arbeit gleiche Entlohnung vom ersten 
Tag an. Die Partei „Die Linke“ will 
dagegen jegliche prekären Beschäfti¬ 
gungsverhältnisse abschaffen. 

Und die Mini-Jobs? Die wollen die 
Unionsparteien erhalten, aber „mit¬ 
wachsen“ lassen, „damit geringfü¬ 
gig Beschäftigte an der allgemeinen 
Lohnsteigerung teilhaben“. Die FDP 
will Mini- und Midi-Jobs weiter beibe¬ 
halten, denn in Zeiten der Finanzkrise 
und danach hätten sich diese flexiblen 
Beschäftigungsverhältnisse „bewährt“. 
Die SPD will dagegen geringfügige Be¬ 
schäftigung abbauen, den Missbrauch 
bekämpfen und Beschäftigten den Weg 
aus Mini-Jobs in sozialversicherungs¬ 
pflichtige Arbeit öffnen. Die Grünen 
und die Linkspartei wollen grundsätz¬ 
lich Mini-Jobs in sozialversicherungs¬ 
pflichtige B eschäftigungs Verhältnisse 
umwandeln. 

Auch in Fragen des Mindestlohns, 
den man aber „entbürokratisieren“ 
müsse (was auch die FDP meint, aber 
zudem „für Flüchtlinge eine Ausnah¬ 
me vom gesetzlichen Mindestlohn, wie 
für Langzeitarbeitslose, einführen will), 
halten sich die Unionsparteien zurück: 
Getan wird so, als ob die jetzige Re¬ 
gelung zum Leben ausreiche. Reali¬ 
tät ist aber, dass bereits immer mehr 
Menschen - trotz Mindestlohn - von 
ihrer Arbeit nicht leben können, ei¬ 
nen Zweit- oder gar Drittjob ausüben 
oder „aufstocken“ müssen. Den Un¬ 
ternehmen wird mit der „Entbürokra¬ 
tisierung“ nur ein weiteres Schlupfloch 
gelassen. Allein die Partei „Die Linke“ 
fordert, obgleich auch die Grünen eine 
Erhöhung fordern, aber vage bleiben, 
einen Mindestlohn von 12 Euro. 


Erreicht habe man, so die Unions¬ 
parteien in ihrem Wahlprogramm, die 
Rente mit 67, die Zurechnungszeiten 
für Erwerbsminderungsrenten erhöht 
und eine „Mütterrente“ eingeführt so¬ 
wie mit „der schrittweisen Rentenan¬ 
gleichung Ost-West ab diesem Jahr ... 
einen weiteren Schritt zur Vollendung 
der Deutschen Einheit getan“. Man will 
Altersarmut „vermeiden“. Dass da die 
abhängig Beschäftigten im Osten meist 
weniger Geld erhalten, aber länger ar¬ 
beiten müssen, einige Berufsabschlüsse 
immer noch nicht als gleichwertig aner¬ 
kannt werden usw. wird nicht erwähnt. 
Auch nicht, dass die Unionsparteien 
davon ausgehen, dass das Rentenni¬ 
veau weiter sinken soll. Die SPD will 
es wenigstens auf dem heutigen Stand 
halten. Die Grünen wollen das der¬ 
zeitige Niveau stabilisieren. Allein die 
Partei „Die Linke“ fordert, das Ren¬ 
tenniveau deutlich auf 53 Prozent an¬ 
zuheben. Die Grünen wollen wie die 
Unionsparteien und die SPD an der 
Rente mit 67 festhalten. 

Nicht erwähnt wird von den Uni¬ 
onsparteien, dass schon heute viele Äl¬ 
tere in Armut leben. Unter ihnen sind 
nicht wenige, die 35,40 oder mehr Jahre 
in die Rentenkassen eingezahlt haben. 

Armut, vor allem auch Kinderar¬ 
mut, trifft vor allem Familien und Al¬ 
leinerziehende, die oft von Hartz IV 
leben müssen und nicht selten Sank¬ 
tionen erleben. Die Unionsparteien 
wollen die Sanktionen beibehalten, 
die SPD sie bei den unter 25-Jähri¬ 
gen lockern. Bei den Unionsparteien, 
der FDP, der SPD gibt es aber keine 
Aussagen dazu, wie man die Lage der 
Betroffenen entscheidend verbessern 
will. Die Grünen fordern eine Grund¬ 
sicherung ohne Sanktionen, von der 
die Menschen in Würde leben können, 
bleiben aber wage. Die Linkspartei will 
nicht nur eine Erhöhung der Grund¬ 
sicherung und die Abschaffung der 
Sanktionen: Sie fordert als einzige im 
Bundestag vertretene Partei die Ab¬ 
schaffung des Hartz-IV-Systems. 

Nina Hager 


These: Zur Vermeidung von Altersar¬ 
mut müssen die Renten deutlich erhöht 
werden. 

Stimme zu, Begründung: Mit der ak¬ 
tuellen Rentenpolitik sind auch Nor¬ 
malverdiener von Altersarmut be¬ 
droht. Rentenniveau stabilisieren 
reicht nicht - zurück zum Prinzip der 
Lebensstandardsicherung! Das geht 
bei Heranziehung aller, auch hoher 
Einkommen in einem einheitlichen 
System (Bürgerversicherung), siehe 
Österreich. 

These: Vermieter sollen ohne eine staat¬ 
liche Mietpreisbremse entscheiden kön¬ 
nen, wie viel Miete sie verlangen. 

Lehne ab, Begründung: Die Mietpreis¬ 
bremse wirkt zwar kaum. Aber: Woh¬ 
nen ist ein Menschenrecht und darf 
nicht dem freien Spiel des Marktes un¬ 
terliegen. Wir brauchen wieder mehr 
sozialen Wohnungsbau, aber nicht wie 
früher als öffentliche Subvention für 
private Bauherren, sondern in kom¬ 
munalem oder Genossenschafts-Ei¬ 
gentum. 

These: Der Spitzensteuersatz soll deut¬ 
lich erhöht werden, mindestens wieder 
auf 53 Prozent wie in den 1990er Jah¬ 
ren. 

Stimme zu, Begründung: Nur Reiche 
können sich einen armen Staat leisten. 
Ein Spitzensteuersatz wie bei Helmut 
Kohl wäre ein erster Schritt. Die DKP 
will eine Millionärssteuer von zwei 
Prozent auf Vermögen größer als eine 
Million - jährlich 48 Milliarden Euro 
für Schulen, Krankenhäuser, Sanie¬ 
rung der Verkehrswege usw. 



Achim Bigus 


These: Zeitlich befristete Arbeitsverträ¬ 
ge sind erforderlich, damit Unterneh¬ 
menflexibel sein können. 

Lehne ab, Begründung: Befristungen, 
Leiharbeit und Missbrauch von Werk¬ 
verträgen bedeuten Angst per Gesetz 
für die Betroffenen und verschärften 
Konkurrenzdruck für die Stammbe¬ 
legschaften. Das gehört verboten! Den 
Betroffenen raten wir, in und mit den 
Gewerkschaften dagegen zu kämpfen. 
Klage nicht, organisiere dich! 

These: Weil Menschen immer älter wer¬ 
den, sollen sie auch länger arbeiten. 

Lehne ab, Begründung: Die Menschen 
werden nicht nur älter, sondern dank 
des technischen Fortschritts auch im¬ 
mer produktiver. Längere (Lebens-) 
Arbeitszeiten sind darum ein Wider¬ 
sinn. Norbert Blüm meinte in den 80er 
Jahren: lieber Rente für Ältere als Ar¬ 
beitslosengeld für Jüngere. Das sehe 
ich auch so! 


Zu DDR-Zeiten angeschlossen? 

Streit um Abwassergebühren - Anwalt sieht darin Ignoranz gegenüber dem Einigungsvertrag 



Die Frage, ob „Altanschließer“ aus DDR-Zeiten für die Kosten überdimensionierter Kläranlagen 
aufkommen müssen, ist noch offen. 


In Brandenburg geht der Streit um 
die sogenannten Altanschließerbei¬ 
träge in die nächste Runde. Das Bun¬ 
desverfassungsgericht hatte zwar vor 
zwei Jahren festgestellt, dass diese 
verfassungswidrig sind. Das Landge¬ 
richt Potsdam befand in einem kürz¬ 
lich gefassten Urteil, dass nicht alle 
Betroffenen ihr Geld zurückbekom¬ 
men sollen. 

„Altanschließer“ sind jene Grund¬ 
stückseigentümer, deren Grundstück 
noch in der DDR an die öffentliche 
Abwasserentsorgung angeschlossen 
wurden - auch diejenigen, bei denen 
der Anschluss bereits in den 1920er 
Jahren erfolgte. Wurde ein Grund¬ 
stück nach dem Anschluss der DDR 
an die Bundesrepublik neu an das 
zentrale Netz angeschlossen, wur¬ 
den Gebühren fällig. Und weil in der 
Zeit nach dem Anschluss der DDR 
auf Empfehlung von westdeutschen 
„Beratern“ neue und oftmals stark 
überdimensionierte Klärwerke ge¬ 
baut wurden, konnten die Gebühren 
hoch werden. „Altanschließer“ wur¬ 
den nicht zur Finanzierung dieser 
Bauten herangezogen. 

Das ging so bis zu den Urteilen 
des Oberverwaltungsgerichtes Ber¬ 
lin-Brandenburg in den Jahren 2001 
und 2007. Dieses sah darin eine Un¬ 
gleichbehandlung und befand, dass 
die Eigentümer aller angeschlossenen 
Grundstücke gleichmäßig beteiligt 
werden müssten. Dass DDR-Bürger 
für den Anschluss selbst Kraft, Zeit 
und Geld investiert hatten, spielte 
für das Oberverwaltungsgericht kei¬ 


ne Rolle. Von da an erhielten „Alt¬ 
anschließer“ Gebührenbescheide für 
den Anschluss an das Abwassersys¬ 
tem, das sie oftmals mit den eigenen 
Händen errichten geholfen hatten. 

2015, als das Bundesverfassungs¬ 
gericht feststellte, dass das Ganze 


nicht mit der Verfassung zu verein¬ 
baren sei, wurde aufgeatmet. Seitdem 
tobt der Streit darüber, ob alle Be¬ 
troffenen die bereits gezahlten Ge¬ 
bühren zurückerhalten sollten oder 
nur diejenigen, die in Widerspruch 
gegangen waren. Das nun vom Land¬ 


gericht Potsdam ge¬ 
fällte Urteil wider¬ 
spricht in der Frage 
der zuvor gefällten 
Urteile der Land¬ 
gerichte Frankfurt 
(Oder) und Cott¬ 
bus. Diese hatten 
geurteilt, dass die 
Abwasserbeiträ¬ 
ge auch dann zu¬ 
rückgezahlt werden 
müssen, wenn gegen 
die entsprechenden 
Beitragsbescheide 
kein Widerspruch 
eingelegt worden 
sei. 

Das Landgericht 
Potsdam hat dage¬ 
gen die Klage einer 
Grundstücksbesit¬ 
zerin zurückgewie¬ 
sen. In dem Urteil 
erklären die Rich¬ 
ter, die Klägerin 
habe es versäumt, 
gegen den rechts¬ 
widrigen Bescheid 
zu klagen, obwohl 
Anlass dazu bestan¬ 
den hätte. 

Der Cottbuser 
Rechtsanwalt Frank Mittag, der als 
Experte auf dem Gebiet gilt, zeigte 
sich kürzlich über das Urteil gegen¬ 
über der „Lausitzer Rundschau“ ver¬ 
wundert. In dem Potsdamer Urteil 
fände die Rechtsprechung des Bun¬ 
desgerichtshofes und des Oberlan¬ 


desgerichtes keine Erwähnung. „Das 
ist eigentlich juristisches Handwerk“, 
sagte er. Zudem sei das Urteil „Igno¬ 
ranz gegenüber dem Einigungsver¬ 
trag“. 

Rechtsanwalt Mittag spielt da¬ 
mit auf das Staatshaftungsgesetz der 
DDR an, das in Brandenburg immer 
noch gilt. Die DDR hatte 1969 die 
„unmittelbare und verschuldensunab¬ 
hängige Staatshaftung“ für schädigen¬ 
de Folgen von staatlichem Handeln 
eingeführt. Danach haftet der Staat 
für seine Fehler, auch wenn der Bür¬ 
ger sein Recht nicht selbst eingeklagt 
hat. Dieses Gesetz ist mit dem Eini¬ 
gungsvertrag in die Gesetzgebung 
der neuen Länder übergegangen. 
Während es jedoch in Sachsen vom 
Landtag abgeschafft wurde, hat es in 
Brandenburg mit nur geringen Ände¬ 
rungen durch den Landtag in die neue 
Rechtsprechung überführt. 

Der Landeswasserverband froh¬ 
lockt über das Potsdamer Urteil. Lan¬ 
desgeschäftsführer Turgut Pencereci 
sagte: „Wenn auch die höheren Ins¬ 
tanzen dem Urteil des Landgerichts 
Potsdam folgen, gibt es keinen Rechts¬ 
anspruch auf Rückzahlung der Beiträ¬ 
ge“. Die Gefahr, dass tausende Betrof¬ 
fene ihr Geld nicht mehr Wiedersehen 
könnten, sieht auch Rechtsanwalt 
Mittag. Der „Lausitzer Rundschau“ 
sagte er, wenn diese Entscheidung 
Rechtskraft erlangen würde, müssten 
die Verbände an alle diejenigen kei¬ 
ne Beiträge zurückzahlen, die nicht in 
Widerspruch gegangen seien. 

Bernd Müller 
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Willkommen im Rechtsstaat 

Irre Urteile, löchrige Pressefreiheit, neue Gesetze: 

G20 als Vorwand für einen Generalangriff gegen links 



Eigentlich ein paar Glasmurmeln - in einem Rucksack in der Nähe einer Demons¬ 
tration aber Waffen, die den Träger des Rucksacks ins Gefängnis bringen können. 


• • 

ber eine Stunde vor Demobe¬ 
ginn und weiter als zwei Ki¬ 
lometer vom Auftakt entfernt 
gerät Stanislaw B. in eine Polizeikon¬ 
trolle. Die Polizisten, die ihn kontrol¬ 
lieren, finden in B‘s Rucksack sieben 
Böller, eine Taucherbrille, eine leere 
Dose Pfefferspray und ein paar Glas¬ 
murmeln. Der Richter wird später un¬ 
terstellen, der 24-jährige Pole habe zur 
Großdemo gegen den G20-Gipfel am 
8. Juli in Hamburg gehen wollen. Aus 
den Murmeln wird in seinem Urteil 
die Munition für eine Zwille, aus den 
Böllern Waffen zum Angriff auf Poli¬ 
zisten, aus den Sachen im Rucksack 
ein Verstoß gegen das Versammlungs¬ 
recht, ohne dass B. überhaupt an ei¬ 
ner Versammlung teilgenommen hat. 
Die Beamten nehmen B. fest. In der 
vergangenen Woche verurteilt ihn der 
Hamburger Richter zu sechs Monaten 
Freiheitsstrafe auf Bewährung. Vorher 
hat er seit der Demo, zu der er viel¬ 
leicht gehen wollte, in Untersuchungs¬ 
haft gesessen - sieben Wochen lang. 

Ein „rechtspolitischer Skandal“ sei 
diese U-Haft, sagt B‘s Verteidiger, der 
Berufung einlegen will. Weitere 28 Be¬ 
schuldigte sitzen mit teilweise ähnlich 
willkürlichen Begründungen noch im¬ 
mer in Hamburger Untersuchungsge¬ 
fängnissen. Im ersten G20-Verfahren 
ist der 21-jährige Niederländer Peike 
S. zu 31 Monaten Gefängnis verurteilt 
worden. Er hatte, urteilte der Richter, 
zwei Flaschen auf einen Polizisten ge¬ 
worfen, der daraufhin einen kurzen 
Schmerz gespürt habe und Peike S. 
anschließend nur unter „großer Kraft¬ 
anstrengung“ festnehmen konnte, weil 
dieser eine „Embryonalhaltung“ einge¬ 
nommen hatte. Gefährliche Körperver¬ 
letzung, schwerer Landfriedensbruch, 
Widerstand gegen Vollstreckungsbe¬ 
amte - von einer „absurd hohen Stra¬ 
fe“ spricht der justizpolitische Sprecher 
der Hamburger Linksfraktion, von ei¬ 
nem „Hammer-Urteil“ die Hambur¬ 
ger Morgenpost. Vor und während der 
G20-Proteste hatten „staatliche Stel¬ 
len systematisch Grundrechte ver¬ 
letzt“, schreibt der Republikanische 
Anwältinnen- und Anwälteverein in 
seiner Bilanz des Wochenendes und 


von „Gewaltexzessen mancher Poli¬ 
zeieinheiten“. Vor Gericht und in den 
großen Medien spielt das keine Rol¬ 
le. „G20 - Welcome to Hell“, war die 
Losung der autonomen Demo, an der 
Peike S. teilgenommen hatte. Willkom¬ 
men im Rechtsstaat, antworten Polizis¬ 
ten, Politiker, Richter und Mainstream- 
Journalisten. 

Was Innenminister de Maiziere un¬ 
ter Rechtsstaat versteht, zeigte er, als 
er am 25. August die linksradikale On¬ 
lineplattform linksunten.indymedia 
verbieten ließ. Er konstruierte einen 
Verein, der die Website betreibe, um 
diesen verbieten zu können, er erzähl¬ 
te von Waffen, die bei diesen Betrei¬ 
bern gefunden worden seien. Wem die 
gefundenen Schlagstöcke gehören, ist 
nicht klar, ob die Betreiber als Verein 
eingestuft werden können, auch nicht. 
Mit dem Verbot habe de Maiziere sich 
als „wahrer Demokratiefeind“ geoutet, 
sagte der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele. Selbst Reporter ohne Grenzen - 
eine Organisation, die besonders mit 
Hetzpropaganda gegen das sozialisti¬ 
sche Kuba auffällt - hält das Verbot für 
„rechtsstaatlich fragwürdig“: „Presse¬ 
freiheit gilt auch für schwer erträgliche 
Veröffentlichungen.“ 


Die Regierung lässt ihren linken 
Gegnern die „rechtsstaatlichen“ Ins¬ 
trumente zeigen. Als sie versuchte, lin¬ 
ke Journalisten vom G20-Gipfel fern¬ 
zuhalten, zeigte sie vor allem, auf wel¬ 
che Weise sie ihre Instrumente bastelt: 
Mit ihren Datenbanken hat das BKA 
einen riesigen digitalen Denunzianten 
aufgebaut. Insgesamt 32 Journalisten 
hatte das Bundespresseamt nachträg¬ 
lich die Akkreditierung entzogen, weil 
das BKA sie als Sicherheitsrisiko ein¬ 
gestuft hatte. Darunter eine Redak¬ 
teurin des „Neuen Deutschland“, der 
Fotograf Björn Kietzmann, der auch 
in dieser Zeitung Bilder veröffentlicht 
hat, und andere kritische Journalisten. 
Nun muss das BKA einem Betroffenen 
nach dem anderen mitteilen, warum er 
oder sie eine Gefahr sein soll - und in 
einem nach dem anderen Fall zeigt sich, 
dass die Spitzeldatei veraltete, falsch 
zugeordnete oder ganz falsche Infor¬ 
mationen ausspuckt. Die Vorsitzende 
der Journalistenvereinigung Netzwerk 
Recherche, Julia Stein, sieht „Abgrün¬ 
de im Umgang der Sicherheitsbehör¬ 
den mit den Rechten von Journalis¬ 
ten - und ein erstaunliches Maß an 
Verachtung rechtsstaatlicher Prinzipi¬ 
en“. Schließlich lieferte die offensicht¬ 


lich illegale Datensammlung des BKA 
die Grundlage, auf der das Bundespres¬ 
seamt die Pressefreiheit der G20-Be- 
richterstatter verletzte. 

Aber dass die Polizeigewalt wäh¬ 
rend des Gipfels gründlich dokumen¬ 
tiert ist und die Denunziantendatei in 
der Tagesschau vorgeführt wird, heißt 
nicht, dass der Generalangriff gegen 
links, zu dem die Auseinandersetzun¬ 
gen von Hamburg den Vorwand lie¬ 
fern sollen, vorbei wäre. Die Frankfur¬ 
ter Allgemeine Sonntagszeitung vom 
vergangenen Wochenende behaup¬ 
tet: „In Deutschland finden Linksex¬ 
treme immer ein warmes Plätzchen“, 
nun sei es an den Kommunen, gegen 
autonome Zentren vorzugehen. Und 
die Exzesse der Hamburger Richter 
wären überhaupt nicht möglich, wenn 
der Bundestag nicht erst Ende April 
die Gelegenheit dafür geschaffen hät¬ 
te: Er beschloss, das Strafgesetz zu än¬ 
dern, um Angriffe auf Vollstreckungs¬ 
beamte härter zu bestrafen. Nach dem 
Urteil gegen Peike S. teilte der Presse¬ 
sprecher des Gerichts mit: „Der Vorsit¬ 
zende hat in seiner Urteilsbegründung 
sehr deutlich gemacht, dass wir es hier 
mit Straftatbeständen zu tun haben, die 
im Laufe dieses Jahres geändert wor¬ 
den sind mit dem erklärten gesetzge¬ 
berischen Ziel, Angriffe wie die hier 
abgeurteilten auf Polizeibeamte schär¬ 
fer zu bestrafen als es früher der Fall 
gewesen ist.“ 

Den Innenministern der Unions¬ 
parteien reicht das nicht. Am vergan¬ 
genen Freitag veröffentlichten sie eine 
Erklärung, in der sie unter anderem for¬ 
dern, die Straftat „Landfriedensbruch“ 
weiter zu fassen, damit „sich künftig 
nicht nur diejenigen strafbar machen, 
die (...) selbst Gewalt ausüben, son¬ 
dern auch diejenigen, die sich bewusst 
einer gewalttätigen Menge anschließen 
und die Angreifer unterstützen, indem 
sie ihnen Schutz in der Menge bieten“. 
Schon jetzt ist „Landfriedensbruch“ ein 
schwammiger Paragraph, den Gerich¬ 
te benutzen können, um Demonstran¬ 
ten zu verurteilen. Nach diesen Plänen 
können die Hamburger Urteile ein An¬ 
fang und kein Ausrutscher sein. 

Olaf Matthes 



Und steigen und steigen 

Steuern und Subventionen im Aufwind 



Kein Trick: Der Finanzminister und die Kanzlerin diskutieren, wie sie von deut¬ 
schen Kapitalisten möglichst wenig Steuern nehmen, um ihnen dann möglichst 
viel als Subventionen zukommen zu lassen. 


Voller Stolz vermeldet das Bundesfi¬ 
nanzministerium, dass die Steuerein¬ 
nahmen von Bund und Ländern im 
ersten Halbjahr 2017 gegenüber dem 
Vergleichszeitraum 2016 um 3 Prozent 
gestiegen seien. In ganzen Zahlen be¬ 
deutete dies rund 10 Milliarden Euro 
mehr in die Staatskassen, von bisher 
316 Milliarden auf 326 Milliarden. Das 
meiste Geld nimmt der Staat ein über 
die Umsatzsteuer, immerhin rund 111 
Milliarden, ein Plus von 4,3 Prozent, ge¬ 
folgt von der Lohnsteuer mit immer¬ 
hin 93 Milliarden, sogar ein Plus von 

6.5 Prozent, auch alle anderen Steuer¬ 
arten sind in entsprechenden Größen¬ 
ordnungen gestiegen außer einer, die 
Erbschaftssteuer sank von 3,9 Milliar¬ 
den auf 3,1 Milliarden, ein Minus von 

19.5 Prozent. Verständlich, wenn die 
letzte sogenannte „Reform“ des Erb¬ 
schaftssteuergesetzes mehr Geld bei 
denen lässt, die eh schon genug haben 
und die Freibeträge und die Übertra¬ 
gungsvarianten bei Firmenvermögen 
weiter „ausgestaltet“. 

In Wahlkampfzeiten gehen dann mit 
fast den gleichen Vorschlägen die Re¬ 
gierungsparteien, aber auch die so ger¬ 
ne Juniorpartner sein wollende FDP auf 
Stimmenfang und bieten für demnächst 
die eine oder andere Steuersenkung an, 
wer erinnert sich nicht an Frau Merkels 
Wahlkampf von 2013 mit der Absicht, 
die Umsatzsteuer zu senken, wunderli¬ 
cherweise wurde daraus dann eine Er¬ 
höhung auf immerhin 19 Prozent. 


Passend dazu - aber weniger me¬ 
dial wahrgenommen - legt die Bun¬ 
desregierung ihren „Bericht über die 
Entwicklung der Finanzhilfen des 
Bundes und der Steuervergünstigun¬ 
gen für die Jahre 2015 bis 2018 vor“. 
Die große Koalition hat die Subven¬ 
tionen für die Privatwirtschaft, denn 
das ist in dem Bericht gemeint, um 25 
Prozent erhöht. Die Steigerung von 
20,9 Milliarden auf geplante 25,2 Mil¬ 
liarden zeigt also, wohin die Reise mit 
den Mehreinnahmen denn gehen wird. 
Unverändert ist die gewerbliche Wirt¬ 
schaft einschließlich der Förderung 
der Energiewende der bedeutendste 
Subventionsbereich. Die Subventi¬ 
onen steigen in diesem Bereich von 
knapp 11 Milliarden im Jahr 2015 auf 
voraussichtlich 13,4 Milliarden im Jahr 
2018. Von Protektionismus zu reden, 
ist sicherlich nicht ganz falsch, obwohl 
das ideologische Banner des Neolibe¬ 
ralismus „der Markt regelt die Ver¬ 
hältnisse“ sonst gerne hochgehalten 
wird. Zu der Steigerung trugen dem¬ 
nach unter anderem sechs neue Steu¬ 
ervergünstigungen und elf neue Fi¬ 
nanzhilfen bei - etwa die Kaufprämie 
für E-Autos, aber auch 1,8 Milliarden 
Euro pro Jahr für Gebäudesanierung, 
eine Milliarde Euro für Steinkohlesub¬ 
ventionen, 650 Millionen Euro für die 
Energiesparförderung, 500 Millionen 
Euro für den Breitbandausbau. Bei 
der Höhe der Unternehmensbeihilfen 
liege Deutschland gemessen an der 


Wirtschaftskraft demnach EU-weit 
nur hinter Lettland und Griechenland 
auf Platz drei. 

Eine pikante Bemerkung versteckt 
sich weit hinten im Bericht. „Das Ar¬ 
gument, von Subventionen gehe ein 
Beitrag zur Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung aus, woraus sich 
dann über entsprechend höhere Steu¬ 
er- und Sozialversicherungseinnah¬ 
men ein Refinanzierungsbeitrag für 
die gezahlten Subventionen ergebe, 
greift zu kurz. Denn hierbei bleibt un¬ 
berücksichtigt, dass diese Effekte, so¬ 


fern sie eintreten, mit einer Einstellung 
der Unterstützung häufig wieder ver¬ 
siegen“. Der Unterschied zu Konjunk- 
turförder-Programmen, die tatsächlich 
eine gesamtgesellschaftliche Wirkung 
erzielen und langfristig wirken können, 
ist deutlich. Investitionen in den sozi¬ 
alen Wohnungsbau, den Neubau und 
die Sanierung der öffentlichen Infra¬ 
struktur und Anreize für neue, ordent¬ 
lich bezahlte Arbeitsplätze sind nicht 
im politischen Programm der Herr¬ 
schenden. 

Herbert Becker 


Weniger Personal 
für BAMF 

Über eine viertel Million Asylan¬ 
träge sind noch unerledigt, dennoch 
möchte Jutta Cordt, die Präsiden¬ 
tin des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) beim Per¬ 
sonal für die 77 Außenstellen erheb¬ 
lich sparen. Um die gestiegenen An¬ 
forderungen zu meistern, wurden 
knapp 3 700 Mitarbeiter mit einem 
auf zwei Jahre befristeten Arbeits¬ 
vertrag eingestellt. Jetzt laufen die 
Verträge aus und es sind nur 2 100 
Dauerstellen vorgesehen. 

Akut betroffen sind 1050 Mit¬ 
arbeiter des Amtes. In näherer Zu¬ 
kunft soll es für sie nur 800 Stellen 
geben. 

Breite Front gegen 
Hassprediger 

Für den 16. September mobilisie¬ 
ren christliche Fundamentalisten, 
Rechtskonservative und Antifemi¬ 
nisten erneut zu einem sogenann¬ 
ten „Marsch für das Leben“ nach 
Berlin. Unter dem Motto „Die 
Schwächsten schützen: Ja zu je¬ 
dem Kind“ wollen sich die Rech¬ 
ten am 16. September vor dem 
Reichstag in Berlin versammeln 
und gegen Abtreibungen, das kör¬ 
perliche Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen und die Gleichstellung 
von Schwulen, Lesben, Bi- und 
Transsexuellen mit Heterosexu¬ 
ellen protestieren. Das „Bündnis 
für sexuelle Selbstbestimmung“, 
welches unter anderem von pro 
familia, dem Lesben- und Schwu- 
lenverband und verschiedenen 
Frauenberatungsstellen unterstützt 
wird, ruft dazu auf, sich am 16. Sep¬ 
tember am Brandenburger Tor (12 
Uhr) zu versammeln um ein öf¬ 
fentliches Zeichen für „Solidarität 
und Vielfalt“ zu setzen. Die Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmer des 
„Marsches für das Leben“ verträ¬ 
ten „ein rückständiges Weltbild, in 
dem der Schwangerschaftsabbruch 
als vorgeburtliche Kindestötung 4 
dargestellt werde. „Sie sprechen 
von ,Babycaust 4 und relativieren so 
den nationalsozialistischen Holo¬ 
caust. Ihr Begriff des ,Lebensschut¬ 
zes 4 beinhaltet die totale Kontrolle 
der Frau und die Herstellung der 
,alten Ordnung 4 mit der ,heiligen 
Familie 4 im Zentrum“, kritisiert das 
Bündnis für sexuelle Selbstbestim¬ 
mung in einer auf seiner Internet¬ 
seite veröffentlichten Erklärung. 

Rettet die Grundrechte 

Am Samstag, dem 9. September, 
findet ein großes Grundrechte-Fest 
mit Demonstration in Berlin statt. 
Fast 50 Organisationen rufen zu 
dem Protest gegen Überwachung 
auf. Das Fest beginnt um 12 Uhr am 
Gendarmenmarkt. Der Demonstra¬ 
tionszug beginnt ab 14 Uhr am glei¬ 
chen Ort. 

Im Aufruf heißt es: „Wir ha¬ 
ben genug von einer Regierung, 
die durch die Hintertür und über 
Nacht Gesetze für das Hacken un¬ 
serer Rechner und Smartphones 
durchdrückt (...). Wir stellen uns 
gegen grundrechtsfeindliche, akti- 
onistische Symbolpolitik (...). Wir 
haben keine Angst und lassen uns 
auch keine einreden! 

rettet-die-grundrechte.org 

Böhmermann 
droht Merkel 

Der Satiriker Jan Böhmermann 
droht der Bundeskanzlerin eine 
Klage an. In einem Schreiben seines 
Rechtsanwalts an das Bundeskanz¬ 
leramt wirft Böhmermann Angelika 
Merkel vor, sie habe mit ihrer Kri¬ 
tik an seinem Lied über Erdogan in 
seiner Sendung „Neo Magazin Ro¬ 
yale“ Ende März 2015 eine „juristi¬ 
sche Bewertung des Werkes meines 
Mandanten vorgenommen, die ei¬ 
ner Vorverurteilung gleichkommt“. 
Sie habe damit gegen den Grund¬ 
satz der Gewaltenteilung gehandelt. 
Die Kanzlerin habe sich als „höchs¬ 
te Vertreterin der Exekutive“ zu 
dieser Rechtsfrage öffentlich geäu¬ 
ßert „und damit erhebliche Folgen 
ausgelöst 44 . 
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BRICS-Gruppe tagt 

Die BRICS-Staaten haben sich ent¬ 
schieden gegen Protektionismus 
ausgesprochen. Auf dem Gipfel von 
Brasilien, Russland, Indien, China 
und Südafrika in der südostchine¬ 
sischen Hafenstadt Xiamen beton¬ 
ten die Staats- und Regierungschefs 
am Montag die Notwendigkeit des 
freien Handels. In ihrer gemein¬ 
samen Erklärung verurteilten die 
BRICS-Staaten auch Nordkoreas 
neuen Atomtest vom Vortag. Die 
Staats- und Regierungschefs äu¬ 
ßerten ihre „tiefe Sorge“ über die 
Spannungen und forderten, dass die 
Probleme nur friedlich durch Dialog 
gelöst werden sollten. Chinas Staats¬ 
und Parteichef Xi Jinping rief die 
BRICS-Staaten dazu auf, eine ak¬ 
tivere Rolle in der Welt zu spielen. 
An dem Gipfel nehmen neben Russ¬ 
lands Präsident Wladimir Putin auch 
Indiens Ministerpräsident Narendra 
Modi sowie die Präsidenten Brasi¬ 
liens und Südafrikas, Michel Temer 
und Jacob Zuma, teil. In der gemein¬ 
samen Erklärung einigten sie sich 
auf eine engere Kooperation, um der 
Stimme der BRICS in internationa¬ 
len Foren mehr Gewicht zu geben. 


Ex-Minister verhaftet 

Der ehemalige israelische Wissen¬ 
schafts- und Technologieminister 
Sandberg ist im Zuge der israeli¬ 
schen U-Boot-Affäre am Montag 
unter dem Verdacht der Bestech¬ 
lichkeit verhaftet worden. Schon 
am Sonntag war der frühere Ober¬ 
kommandierende der Marine, Elie- 
ser Maron, festgenommen worden. 
Bei der U-Boot-Affäre geht es um 
Bestechungen im Zusammenhang 
mit dem geplanten Kauf dreier 
U-Boote und weiterer Schiffe aus 
Deutschland. Wert des Deals: Rund 
1,5 Milliarden Euro. Bei der Unter¬ 
suchung geht es auch um Pläne, bei 
einer südkoreanischen Gesellschaft 
Schiffe zum Schutz israelischer Tief¬ 
wasser-Gasquellen zu kaufen. Die 
Gespräche wurden aber eingestellt 
und die Schiffe bei der deutschen 
ThyssenKrupp in Auftrag gegeben. 


Gaza für Kinder 
unbewohnbar 

Die Hilfsorganisation Save the 
Children hat den Gazastreifen für 
rund eine Million Kinder als „nicht 
mehr bewohnbar“ eingestuft. In 
dem Küstenstreifen gebe es täglich 
nur noch zwei bis vier Stunden lang 
Strom. Für mehr als 740 Schulen sei 
es ein harter Kampf, ohne Strom 
zu funktionieren. Der schlech¬ 
te Zustand von Gesundheits- und 
Notfalleinrichtungen gefährde das 
Leben der Kinder. Wegen unbe¬ 
handelten Abwassers drohe eine 
Umweltkatastrophe. Viele Kinder 
könnten angesichts der Umstände 
nicht schlafen, lernen oder spielen. 
Die Organisation rief Israel dazu 
auf, die Blockade des Gazastreifens 
aufzuheben. Israelische und paläs¬ 
tinensische Behörden müssten die 
Versorgung der Einwohner gewähr¬ 
leisten. 


Protest gegen 
Schulgesetz 

Rund 300 Lehrer und Eltern ha¬ 
ben vor dem Warschauer Bildungs¬ 
ministerium gegen ein neues Schul¬ 
gesetz protestiert. Die Reform trat 
zum Beginn des neuen Schuljahres 
am Montag in Kraft. „Schon jetzt 
haben rund 10 000 Lehrer ihre Ar¬ 
beit verloren, mehr als 20 000 wird 
der Etat gekürzt“, warnte die polni¬ 
sche Lehrergewerkschaft ZNP 


Neuwahl in Kenia 

Nach der annullierten Präsident¬ 
schaftswahl in Kenia soll am 17. Ok¬ 
tober erneut gewählt werden. Es 
werde keine neuen Nominierun¬ 
gen geben, die einzigen Kandidaten 
würden Uhuru Kenyatta und Raila 
Odinga sowie die Kandidaten für 
die Vizepräsidentschaft sein, teilte 
die Wahlkommission mit. 


Eine neue Partei namens FARC 

Kolumbien: Erfolgreicher Gründungsparteitag 


M it einem großen Meeting auf der 
zentralen „Plaza de Bolfvar“ ist 
in Bogota der 1. Parteitag der 
neuen, aus den Revolutionären Streit¬ 
kräften Kolumbiens - Volksheer (FARC- 
EP) hervorgegangenen neuen Partei zu 
Ende gegangen. Tausende Menschen 
versammelten sich am 1. September zum 
Abschluss des Parteitags zu einem gro¬ 
ßen Fest. 

Die neue Partei erinnert mit dem 
Namen „Revolutionäre Alternativkraft 
des gemeinen Volks“ (Fuerza Alterna¬ 
tiva Revolucionaria del Comün) an die 
Zeiten der Republikgründung vor gut 
zweihundert Jahren und behält damit 
das Namenskürzel der aufgelösten Gue¬ 
rillaorganisation bei. Symbol ist eine rote 
Rose, darunter in grün der Namenszug 
der Partei. 

Mehr als tausend Delegierte nah¬ 
men am Gründungsparteitag teil. Vor 53 
Jahren hatten sich die FARC als Selbst¬ 
verteidigungsmilizen gegen die staatli¬ 
che Repression innerhalb des jahrzehn¬ 
telangen Bürgerkriegs gegründet. Zwar 
konnten sie die militärischen Kräfte des 
Staates nicht besiegen, nachdem sich die¬ 
ser vor gut fünfzehn Jahren im Rahmen 
des US-amerikanischen „Plan Colom- 
bia“ milliardenschwerer Militärhilfe sei¬ 
tens der USA versichern konnte. Das an¬ 
dauernde militärische Patt und die nach 
einem halben Jahrhundert gewachsene 
Einsicht bei Teilen der kolumbianischen 
Oberschicht, dass der Krieg nicht zu ge¬ 
winnen ist, führte vor fast fünf Jahren zu 
Friedensverhandlungen in Oslo und Ha¬ 
vanna, denen zwei Jahre geheime Vorbe¬ 
reitungen vorangegangen waren. 

Die FARC-Guerilleros haben alle 
ihre persönlichen Waffen abgegeben, 
und von den 873 verzeichneten Verste¬ 
cken mit Sprengstoff und anderen Waf¬ 
fen sind bereits 510 aufgelöst worden. 
Teil der Vereinbarungen war neben ei¬ 
nem Friedensschluss, dass die FARC zu 
einer unbewaffneten Kraft in der ko¬ 


lumbianischen Innenpolitik werden. Die 
Parteigründung unterstreicht diesen Wil¬ 
len; nun werden die FARC unabhängig 
von ihrem tatsächlichen Ergebnis bei 
den nächsten Wahlen mindestens je fünf 
Sitze im Parlament und dem Senat be¬ 
kommen und diese über acht Jahre behal¬ 
ten können. Die Abgeordneten werden 
noch nach einer internen Abstimmung 
nach Regionen und bestimmten weite¬ 
ren Kriterien ausgewählt. 111 Mitglieder 
der Partei wurden für den Vorstand be¬ 
stimmt; dieser wählt dann die Kandida¬ 
tinnen und Kandidaten für die Wahlen 
2018 aus. Einer der FARC-Kandidaten 
zu den Wahlen könnte Rene Higuita 
sein, der frühere Torhüter der kolumbi¬ 


anischen Fußball-N ationalmannschaft. 
Die FARC setzen sich nach Aussagen 
von Ivan Märquez für einen Dialog mit 
allen Kräften der Linken ein, um bei den 
Präsidentschaftswahlen zu siegen. 

FARC-Chef Timoleön Jimenez alias 
„Timochenko“ - bzw mit bürgerlichem 
Namen Rodrigo Londono - schlug eine 
Übergangsregierung für die Zeit nach 
den Wahlen im nächsten Jahr vor. Eine 
Umfrage von Gallup Colombia unter 
1200 Personen in fünf der größten Städte 
des Landes gab den FARC Ende August 
als neuer Partei eine Zustimmung von 12 
Prozent. Keine andere politische Partei in 
Kolumbien erreiche einen solchen Wert, 
die Zustimmung liege derzeit allgemein 


bei nur zehn Prozent, so das Institut. Ne¬ 
gativ wurden die FARC von 84 Prozent 
gewertet, die anderen Parteien von min¬ 
destens 87 Prozent der Befragten. Ex- 
Präsident Ernesto Samper schließt eine 
mögliche Überraschung nicht aus: „Die 
FARC haben sich fünfzig Jahre auf diesen 
Moment vorbereitet.“ 

Eine derart hohe Ablehnung der po¬ 
litischen Klasse in Kolumbien birgt enor¬ 
me Gefahren in sich, denn es kann bei den 
Präsidentschaftswahlen im Mai 2018 bei 
entsprechender medialer Zuspitzung zu 
einem Sieg der extremen Rechten führen, 
die den Friedensvertrag mit den FARC 
aufkündigen wollen. Ohnehin steht auch 
noch ein Friedensschluss mit dem „Nati¬ 
onalen Befreiungsheer“ (ELN) aus, über 
den derzeit in Ecuadors Hauptstadt Qui¬ 
to verhandelt wird. 

Die Gewalt gegen ehemalige FARC- 
Kämpfer/innen und deren Familien sowie 
andere Mitglieder linker Organisationen 
ist indes auf einem neuen Höhepunkt an¬ 
gelangt. Zweihundertfünfzig ermordete 
Menschen aus FARC, Marcha Patriötica, 
Kongress der Völker sowie Familienan¬ 
gehörigen wurden seit Beginn der Ver¬ 
handlungen Ende 2012 gezählt. Parami¬ 
litärische Todesschwadronen sickern in 
immer mehr ländliche Regionen ein und 
okkupieren Gebiete, die zuvor unter dem 
Schutz der FARC standen. Das ELN hat 
bei weitem nicht die militärische Stärke 
diese Lücken zu füllen. 

Die Mörder machen nicht beim 
FARC-Umfeld halt. Ein Bericht über 
Paramilitarismus im Jahr 2016 der ONG 
„IndePaz“ stellt fest, dass seit dem Frie¬ 
densschluss zwischen FARC und Regie¬ 
rung die geringste Zahl an Kriegstoten 
seit Jahrzehnten zu verzeichnen ist - aber 
„2016 war das Jahr mit der größten Zahl 
an Morden an gesellschaftlichen Akti¬ 
visten und Menschenrechtlern“; und für 
2017 sieht es mit insgesamt 101 Mordop¬ 
fern seit Januar nicht besser aus. 

G.Pohl 



Trotz reaktionärer Gewalt mit Optimismus in die Zukunft. 


Zugriff auf Russlands Erdgasquellen 

Rosneft - Die deutsch-russische Erdölkooperation 


Der russische Erdölkonzern Rosneft baut 
seine Aktivitäten in der Bundesrepublik 
aus und mindert damit Deutschlands 
Abhängigkeit von der transatlantischen 
Ölindustrie. Während die Öffentlich¬ 
keit über den geplanten Rosneft-Auf- 
sichtsratsvorsitz von Ex-Bundeskanz- 
ler Gerhard Schröder (SPD) diskutiert, 
hat das Unternehmen seinen Anteil an 
der deutschen Öleinfuhr auf 25 Prozent 
ausgeweitet, ist zur Nummer drei in der 
deutschen Mineralölverarbeitung aufge¬ 
stiegen und bereitet eine weitere Stär¬ 
kung seiner Stellung in der Bundesre¬ 
publik vor. Vorbild ist die überaus enge 
deutsch-russische Erdgaskooperation, 
die Berlin maßgeblichen Einfluss auf die 
Versorgung Westeuropas mit russischem 
Gas verschafft. Dominanter Einfluss auf 
die Versorgung der EU bei gleichzeitig 
wachsender Eigenständigkeit gegenüber 
den Energieriesen der transatlantischen 
Ära gilt als günstig für die von Berlin an¬ 
gestrebte eigenständige deutsch-europä¬ 
ische Weltpolitik. 

Russlands mächtigster 
Ölkonzern 

Rosneft, 1993 gegründet, hat in der ersten 
Amtszeit von Präsident Wladimir Putin 
eine neue, stets wachsende Bedeutung er¬ 
halten. Machten in den 1990er Jahren in 
der russischen Ölbranche vor allem ein¬ 
zelne schwerreiche Oligarchen das große 
Geschäft, so hat der Staatskonzern Ros¬ 
neft sich seit den 2000er Jahren immer 
größere Anteile am russischen Erdöl¬ 
markt angeeignet; zum Beispiel konnte 
er den zerschlagenen Yukos-Konzern des 
Oligarchen Michail Chodorkowski über¬ 
nehmen. 2012 kaufte er das russisch-bri¬ 
tische Joint Venture TNK-BP; seitdem 
hält BP einen Anteil von 19,75 Prozent 
an Rosneft, dem inzwischen mächtigsten 
Erdölkonzern Russlands, der heute zu 
den größten Öl- und Gasunternehmen 


der Welt gehört. Unter seinem Chef Igor 
Setschin, der Präsident Putin nahesteht, 
treibt der Konzern seine Internationali¬ 
sierung voran. Der Versuch, die Zusam¬ 
menarbeit mit ExxonMobil und dessen 
damaligem Vorsitzenden Rex Tiller- 
son auszubauen, scheiterte zwar an den 
US-Russlandsanktionen. Im Dezem¬ 
ber 2016 hat Rosneft aber 19,5 Prozent 
seiner Anteile an ein Joint Venture aus 
dem Schweizer Rohstoffhändler Glen- 
core und der Qatar Investment Authori- 
ty (QIA), dem Staatsfonds des Emirats, 
verkauft. Zudem wird über einen Ein¬ 
stieg von CEFC China Energy verhan¬ 
delt. Entsprechend multinational ist der 
Aufsichtsrat des Konzerns besetzt: Ihm 
gehören etwa BP-Chef Robert Dudley 
sowie Vertreter von ExxonMobil, Glen- 
core und der QIA an. 

Globale Expansion 

Rosneft ist aktuell mit Nachdruck da¬ 
bei, seine Geschäfte im Ausland auszu¬ 
weiten. Am 2. Juni hat der Konzern eine 
neue Vereinbarung mit BP zur strategi¬ 
schen Kooperation in der Erdgasbran¬ 
che beschlossen. Bereits im Mai hat er 
sich auf ein Kooperationsabkommen mit 
der italienischen ENI geeinigt. Seit eini¬ 
gen Tagen ist die Übernahme der indi¬ 
schen Essar Group für 12,9 Milliarden 
US-Dollar unter Dach und Fach; es soll 
sich um die bislang größte ausländische 
Direktinvestition in Indien handeln. Ros¬ 
neft ist in Ägypten in die Förderung ei¬ 
nes Offshore-Erdgasfeldes eingestiegen 
und hat im Februar eine Kooperations¬ 
vereinbarung mit der libyschen Natio¬ 
nal Oil Corporation (NOC) getroffen. 
Ebenfalls im Februar konnte die Firma 
erste Förder- und Liefervereinbarungen 
mit der kurdischen Regionalregierung im 
irakischen Erbil schließen. Deren Minis¬ 
terpräsident Nechirvan Barzani hatte vor 
Jahren Gespräche in Berlin über einen 


möglichen Einstieg deutscher Konzerne 
in die irakisch-kurdische Ölförderung ge¬ 
führt, die aber zu keinem Ergebnis ka¬ 
men. Nun liefert Rosneft Öl aus der ira¬ 
kisch-kurdischen Autonomieregion in die 
Bundesrepublik. 

Aufstieg in Deutschland 

Bei alledem ist für Rosneft die Zusam¬ 
menarbeit mit Deutschland von erhebli¬ 
cher Bedeutung. Der Konzern hat seine 
Geschäfte in der Bundesrepublik in den 
vergangenen Jahren intensiviert und stellt 
inzwischen gut ein Viertel der gesamten 
deutschen Rohöleinfuhr. Zudem ist er an 
drei der zwölf großen deutschen Raffine¬ 
rien beteiligt: Er hält 54 Prozent an der 
Raffinerie PCK in Schwedt, 25 Prozent 
an Bayernoil (Neustadt an der Donau) 
und 24 Prozent an Miro (Karlsruhe), der 
zweitgrößten deutschen Raffinerie. Mit 
über zwölf Prozent der deutschen Verar¬ 
beitungskapazitäten ist Rosneft bereits 
die Nummer drei in der Mineralölverar¬ 
beitung der Bundesrepublik. Am 18. Mai 
hat die Firma in Berlin ihre deutsche Nie¬ 
derlassung eröffnet, um ihre Aktivitäten 
noch effizienter ausbauen zu können. 
Chef der Rosneft Deutschland GmbH 
ist der Brite Brian Chesterman. 

Einstieg ins Tank¬ 
stellengeschäft 

Geht alles nach Plan, dann wird Rosneft 
in den kommenden Jahren 600 Millionen 
Euro in der Bundesrepublik investieren. 
So soll die 1963 in Betrieb genommene 
Druschba-Pipeline verlängert werden, 
um in Zukunft nicht nur PCK in Schwedt, 
sondern auch Bayernoil und Miro mit 
russischem Erdöl zu beliefern. Beide 
werden seit den 1960er Jahren über die 
transalpine Pipeline mit Rohöl unter an¬ 
derem aus Nordafrika versorgt; es könnte 
nun durch russisches Öl ersetzt werden. 
Darüber hinaus prüft Rosneft den Ein¬ 


stieg in das deutsche Tankstellennetz. Im 
Gespräch ist unter anderem, einen Teil 
des Netzes zu übernehmen, das die fran¬ 
zösische Total in Deutschland unterhält. 
Es wird bereits jetzt von Rosneft belie¬ 
fert. Mit einer Stärkung der Stellung des 
Konzerns in der Bundesrepublik nähme 
zugleich die Bedeutung der deutsch-rus¬ 
sischen Erdölkooperation weiter zu. 

Verteilzentrum für die EU 

Damit verläuft die Entwicklung auf dem 
Erdölsektor parallel zu derjenigen in der 
Erdgasbranche. Bei der Versorgung West¬ 
europas mit Erdgas sichert sich die Bun¬ 
desrepublik mit den beiden Röhren der 
Nord-Stream-Pipeline und der aktuell 
geplanten Erweiterung um zwei Strän¬ 
ge im Rahmen von Nord Stream II eine 
dominante Stellung bei der Verteilung 
russischen Gases im Westen der EU; die 
Nord-Stream-II-Pipeline ist zwar noch 
erbittert umkämpft, wird aber von der 
Bundesregierung entschlossen vertei¬ 
digt. Auf operativer Ebene hat Ex-Bun- 
deskanzler Gerhard Schröder die Rea¬ 
lisierung beider Nord-Stream-Projekte 
stets mit aller Kraft gefördert. Parallel 
haben deutsche Energiekonzerne direk¬ 
ten Zugriff auf russische Erdgasquellen 
erhalten - ein altes Ziel der deutschen 
Energiewirtschaft. 

Eigenständige Weltpolitik 

Gelänge es nun, die deutsch-russische 
Kooperation auch beim Erdöl zu inten¬ 
sivieren, dann könnte das den Einfluss 
der transatlantischen Erdölkonzerne 
auf die Energieversorgung Deutsch¬ 
lands schwächen - ganz im Sinne einer 
eigenständigen deutsch-europäischen 
Weltpolitik. Ein eventueller Rosneft- 
Aufsichtsratschef Schröder würde auf 
dem Ölsektor dazu genauso beitragen 
wie zuvor in der Erdgasbranche. 

german-foreign-policy.com 



m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 8. September 2017 


„Hotspots“ in der Sahel-Zone fnFemost 8 

Die EU will Flüchtlinge in Afrika in Lagern internieren Pjöngjang testet 

Wasserstoffbombe 



A uf dem Afrikagipfel, der am 
28. August in Paris stattfand, be¬ 
rieten der französische Präsident 
Emmanuel Macron sowie Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel mit ihren italieni¬ 
schen und spanischen Kollegen. Mit da¬ 
bei war auch die EU-Außenbeauftragte 
Federica Mogherini. Im November soll 
ein EU-Gipfel zu Afrika folgen. 

Mit allen Mitteln soll der Zustrom 
von Menschen aus Afrika nach Euro¬ 
pa gestoppt werden. Denn wie lange 
die sogenannte libysche Küstenwache 
Flüchtlinge auf ihrem Weg über das 
Mittelmeer aufgreift und nach Libyen 
zurückbringt, wird unter anderem da¬ 
von abhängen, wie viel Geld dafür aus 
der EU fließt, denn das Schleuserge¬ 
schäft ist äußerst lukrativ. Zudem ist die 
Lage im Land unübersichtlich und es 
gibt keinen einheitlichen, stabilen Staat. 
General Haftar, der „starke Mann“ aus 
dem Osten des Landes, hat in dieser Si¬ 
tuation schon einmal 17 (nach einigen 
Quellen 20) Milliarden Euro vor allem 
für die Grenzsicherung im Süden Liby¬ 
ens gefordert. 

Die EU-Pläne gehen weiter. Und 
deshalb waren in Paris dieses Mal auch 
die Vertreter der Sahel-Länder Tschad 
und Niger, die zu den ärmsten Staaten 
der Welt gehören, sowie die einflusslo¬ 
se libysche Einheitsregierung mit da¬ 
bei. Interessanterweise ist der Niger der 
drittgrößte Uranlieferant der Welt und 
Hauptlieferant für französische Atom¬ 
kraftwerke. Die Förderung und Aufbe¬ 
reitung erfolgt durch den französischen 
Staatskonzern Areva. 

Die afrikanischen Flüchtlinge sol¬ 
len - so die Pläne - bereits vor der liby¬ 
schen Grenze aufgehalten, im Tschad 
und im Niger sogenannte „Hotspots“ 
bzw. „Resettlements“ eingerichtet wer¬ 
den, in denen sich die Ankommenden 
registrieren lassen müssen. In den La¬ 
gern soll - so das Vorhaben der EU- 
Vertreter aus Frankreich, Deutschland, 
Italien und Spanien - auf der Grundla¬ 
ge der Regeln des UN-Flüchtlingswerks 
(UNHCR) „vorgeprüft“ werden, wer 
eventuell Anspruch auf Asyl hat. In der 
Abschlusserklärung des Pariser Tref¬ 
fens wurde es als notwendig angesehen, 
„die Umsiedlung von besonders gefähr¬ 
deten Menschen zu organisieren, die in¬ 
ternationalen Schutz brauchen“ und die 
„besonders Schutzbedürftigen“ nach 
Europa umzusiedeln. Diese Menschen 
sollen dabei vom UNHCR identifiziert 


werden und anschließend sicherheits¬ 
überprüft werden. Dass dabei Verfolg¬ 
te, die Schutz brauchen, durch das Ras¬ 
ter fallen können, wird schon jetzt von 
Hilfsorganisationen kritisiert. In der Pa¬ 
riser Abschlusserklärung hieß es auch, 
dass jedes EU-Mitgliedsland selbst ent¬ 
scheiden solle, wie viele Flüchtlinge es 
aus Afrika aufnehme. Das wird wohl so 
ausgehen, wie bereits geschehen: Viele 
der EU-Staaten werden erst gar nicht 
antworten, eine Aufnahme ablehnen 
oder Versprechen nicht einhalten. Was 
geschieht dann mit den Betroffenen? 

Jene Flüchtlinge, die nach der Über¬ 
prüfung in den „Hotspots“ zurückge¬ 
wiesen werden, sollen in ihre Heimat¬ 
länder zurückgesandt werden. Auch in 
Libyen will man für jene, die den Weg 
durch die Wüste schaffen, solche La¬ 
ger unter UN-Schutz einrichten. „Der 
Spiegel“ verwies darauf, dass das an¬ 
gesichts der Lage in Libyen allerdings 
gar nicht möglich sei: „Das ganze Land 
ist faktisch ein rechtsfreier Raum. 
Und besonders schlimm geht es in den 
Flüchtlingslagern zu. Das seien ,Orte 
des Grauens’, die Menschen würden 
beraubt, vergewaltigt und viele totge¬ 
schlagen - berichten Menschenrechts¬ 


organisationen und UN-Vertreter. An 
humane UN-,Hotspots’ in Libyen, sa¬ 
gen die Experten, sei nicht zu denken.“ 
Genevieve Jacques, die Präsidentin des 
französischen Flüchtlingshilfsvereins 
Cimade, erklärte, der Vorstoß laufe da¬ 
rauf hinaus, die EU-Außengrenze in die 
Wüste zu verlegen und die Asylbewer¬ 
ber damit „unsichtbar“ zu machen. Der 
Geschäftsführer von „Pro Asyl“, Günter 
Burkhardt, sprach laut „Tagesspiegel“ 
von einer diffusen Asyl-Vorauswahl 
nach dubiosen Kriterien. „Das indivi¬ 
duelle Recht auf Asyl in Europa soll un¬ 
erreichbar werden, während gleichzei¬ 
tig Waffen und Geld zur Flüchtlingsab¬ 
wehr an afrikanische Staaten geliefert 
werden.“ Das individuelle Asylrecht im 
Rahmen der Genfer Flüchtlingskon¬ 
vention sei aber nicht ersetzbar. Auf 
der Internetseite von „Pro Asyl“ heißt 
es zum Gipfel: „Begriffe wie ,Migrati¬ 
onspartnerschaften’, , Vorfeldkontrolle’ 
und ,Flüchtlingszentren’ sollen die Er¬ 
gebnisse des Gipfels verschleiern und 
die europäische Öffentlichkeit irrefüh¬ 
ren. Die Stoßrichtung wird aber in einer 
Aussage des französischen Präsidenten 
Macron deutlich: ,Über Asylfragen 
wird künftig in Afrika entschieden’.“ 


Ulla Jelpke, Bundestagsabgeordnete 
der Partei „Die Linke“, erklärte nach 
dem Gipfel am 29. August: „Die EU- 
Staaten handeln nach dem Motto: aus 
den Augen, aus dem Sinn. Doch die 
Fluchtmigration aus Afrika wird so lan¬ 
ge andauern, wie die von den reichen 
Industriestaaten mit ihren Kriegen, der 
Ausbeutung von Rohstoffen und unge¬ 
rechten Handelsabkommen mitver¬ 
schuldeten Fluchtursachen nicht ernst¬ 
haft bekämpft werden.“ 

Laut „Deutscher Welle“ ließ die 
EU-Außenbeauftragte Federica Mog¬ 
herini in Paris am Ende einer Presse¬ 
konferenz wissen, dass die Staaten Ni¬ 
ger und Tschad so bald wie möglich 50 
Millionen Euro bekommen sollen, um 
die Grenzen zu Libyen zu sichern. „Wir 
brauchen das Geld am besten noch im 
September“, so der Präsident des Ni¬ 
ger. 1200 Kilometer Grenze zu Libyen, 
zehn Grenzübergänge seien zu sichern, 
stellte der Präsident des Tschad, Idriss 
Deby, fest. Auch die libysche Einheits¬ 
regierung in Tripolis soll Geld aus der 
EU und Italien erhalten, die Unterstüt¬ 
zung vor allem Italiens für die libysche 
Küstenwache wird fortgesetzt. 

Nina Hager 


Nordkorea hat am Sonntag seinen bis¬ 
lang stärksten Atomtest vorgenommen 
und dabei nach eigenen Angaben eine 
Wasserstoffbombe gezündet, die als 
Sprengkopf für seine Interkontinental¬ 
raketen dienen soll. Eine Bestätigung, 
dass es sich bei dem Test tatsächlich um 
die Detonation einer Wasserstoffbombe 
gehandelt hat, gab es zunächst nicht. Ex¬ 
perten in mehreren Ländern hielten dies 
aber angesichts der von Erdbebenwarten 
gemessenen Erschütterung in einer Stär¬ 
ke von 6,3 für wahrscheinlich. 

Pjöngjang hatte im Juli zwei Langstre¬ 
ckenraketen gestartet, die von nordkore¬ 
anischen Medien als Interkontinentalra¬ 
keten bezeichnet wurden, in Wirklichkeit 
jedoch nicht 10 000 Kilometer geflogen 
sind. Die USA und westliche Medien 
behaupten dennoch, dass Nordkorea mit 
diesen Raketen ganz Asien und weite Tei¬ 
le des US-Festlands erreichen könnten. 
Die neue Bombe soll für diese bestimmt 
sein. Nach offizieller Darstellung dient 
das Rüstungsprogramm dazu, eine Ag¬ 
gression der USA abzuwehren. 

Der russische Präsident Wladimir 
Putin hat die internationale Gemein¬ 
schaft zu Besonnenheit im Umgang mit 
Pjöngjang aufgerufen. Nach ihren ersten 
Gesprächen forderten Putin und Chinas 
Staatschef Xi Jinping, „angemessen“ mit 
dem Atomtest umzugehen. Beide be¬ 
kräftigten das Ziel einer koreanischen 
Halbinsel ohne Atomwaffen und wollen 
ihr Vorgehen koordinieren. Das Pekin¬ 
ger Außenministerium erklärte, Nord¬ 
korea solle aufhören, „falsche Aktionen 
zu unternehmen, die die Situation ver¬ 
schlimmern“. 

US-Kriegsminister James Mattis be¬ 
vorzugte hingegen ein Schüren des Kon¬ 
flikts. Er drohte Nordkorea eine „mas¬ 
sive militärische Antwort“ für den Fall 
einer „Bedrohung der USA und deren 
Verbündeter“ an. Er fügte hinzu, dass die 
Trump-Regierung nicht die „totale Ver¬ 
nichtung“ irgendeines Landes anstrebe, 
namentlich Nordkorea. Aber die USA 
hätten „viele Optionen, dies zu tun“. 

Der USA-Präsident wollte mit sei¬ 
nem Sicherheitsteam über Konsequen¬ 
zen beraten. Die USA erwägen seinen 
Angaben nach auch einen Handelsstopp 
mit allen Ländern, die noch Geschäfte 
mit Nordkorea betreiben. Auf Twitter be- 
zeichnete Trump Nordkorea als „Schur¬ 
kenstaat“, der eine Bedrohung für die 
USA darstelle. ZLV 


Hunderttausende bei der „Festa do Avante“ 



AUMENTO BERALDOS SAIärii 


Wie in jedem Jahr zog auch 2017 das Pressefest der 
Portugiesischen Kommunistischen Partei (PCP) wieder 
hunderttausende Menschen an. Mehr als sechzig Par¬ 
teien, darunter nicht wenige aus afrikanischen Ländern, 
nahmen als internationale Gäste teil. 

In seiner Rede zum Abschluss des Festes ging General¬ 
sekretär Jerönimo de Sousa auf die bevorstehenden 
Kommunalwahlen, aber auch auf Stärken und Schwächen 


der Regierung der Sozialistischen Partei ein, die in 
einzelnen Fragen von der PCP unterstützt wird. 

Die DKP war wie jedes Jahr mit einem erfolgreichen 
politischen Stand vertreten und stellte Teilnehmer an 
einer zentralen politischen Debatte zu Herrschaft und 
Sozialabbau. Dabei herrschte Einigkeit mit den Genossin¬ 
nen der Portugiesischen KP über die Notwendigkeit und 
das politische Recht auf einen Euro-Austritt. 


Vor einer Zäsur in Syrien 

Die syrische Armee steht vor den Toren von Deir Ezzor 


Mehr als zwei Jahre war Deir Ezzor 
von der Umwelt abgeschnitten - jetzt 
steht die Stadt unmittelbar vor der Be¬ 
freiung. Im Mai 2015 hatte der IS ei¬ 
nen Belagerungsring um Deir Ezzor 
geschlossen, der nicht zu durchdringen 
war. Zehntausende Einwohner und 
eine Garnison syrischer Soldaten harr¬ 
ten in der Stadt aus und konnten nur 
aus der Luft versorgt werden. Es gelang 
der Garnison über die Jahre und trotz 
einiger Rückschläge, die Stadt gegen 
den IS zu verteidigen. 

Seit einigen Wochen war die syri¬ 
sche Armee aus mehreren Richtungen 
auf dem Weg nach Deir Ezzor. Der IS 
versuchte mit allen Kräften, die Stadt 
in letzter Minute doch noch einzuneh¬ 
men - vergeblich. Der Widerstand in 
Deir Ezzor war stärker. Und je näher 
die Armee kam, umso aktiver war die 
Garnison und griff den Belagerungs¬ 
ring von innen an. 

Der überraschend schnelle Vorstoß 
ist ein Erfolg der engen Zusammenar¬ 
beit zwischen der Luftwaffe der russi¬ 
schen Föderation und der syrischen Ar¬ 
mee. Jetzt stehen erste Einheiten der 
Armee vor den Toren der Stadt und es 
ist nur noch eine Frage von wenigen Ta¬ 
gen, bis die Belagerung durchbrochen 
ist. Sobald das geschehen ist, muss die 
Versorgung der Stadt zunächst ein¬ 
mal sichergestellt werden. Für die Ein¬ 


wohner bedeutet die Nähe der Armee 
schon jetzt das Ende des Alptraums. Sie 
feierten und tanzten auf den Straßen. 

120 Kilometer weiter im Nordwes¬ 
ten wird die Stadt al-Raqqa weiter 
bombardiert und zerstört. Die USA 
und das Militärbündnis „Syrian Demo- 
cratic Forces“ (SDF) kämpfen noch im¬ 
mer darum, die Stadt zu besetzen. 

Wie werden sich nun die Kräftever¬ 
hältnisse weiter entwickeln? Für die 
SDF wird es schwierig, noch mehr Ge¬ 
biete im Osten Syriens zu besetzen und 
womöglich bis zur Grenze mit dem Irak 
bei Bukamal vorzudringen. Wird statt- 
dessen die syrische Armee den Grenz¬ 
übergang Bukamal am Südufer des Eu¬ 
phrat befreien? Und wird der Euphrat 
die Grenze zwischen den Einflusssphä¬ 
ren der SDF und der syrischen Armee 
bleiben? 

Die endgültige Befreiung Deir Ez- 
zors wird eine Zäsur im Krieg um Sy¬ 
rien sein. Der aktive Kampf gegen den 
IS nähert sich dem Ende. Die Landkar¬ 
te Syriens ändert sich weiter gegen die 
Interessen der USA und zugunsten Sy¬ 
riens und seiner Regierung 

Manfred Ziegler 

Die Entwicklung hat uns eingeholt: Kurz 
nach Redaktionsschluss am Dienstag 
wurde der Belagerungsring um Deir Ez¬ 
zor durchbrochen. Die Redaktion. 
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In Stuttgart wurde an 13 Mahnwachen mit Transparenten auf die beiden dort ansässigen Kommandozentralen 
AFRICOM und EUCOM aufmerksam gemacht. 

Die Einkreisung Russlands durch die NATO, die Kriege in Nahost und die Eskalation im Konflikt mit Nordkorea können 
zum Dritten Weltkrieg führen. Nordkorea ist weit, aber dem größten Teil der Bevölkerung ist nicht bekannt, dass ein 
eventueller Atomkrieg aus der Nähe von Stuttgart gesteuert wird. Ein Gegenschlag würde Süddeutschland zuerst 
auslöschen. 

An verschiedenen Autobahnbrücken hingen die Transparente der Friedensbewegung mit der Forderung, die beiden 
Kommandozentralen zu schließen. Unter Beteiligung von VVN/BdA, DGB und DKP wurde zentral auf die im Mai 2018 in 
Stuttgart geplante Militärmesse ITEC hingewiesen. Dort machen Rüstungskonzerne wie Rheinmetall Werbung für das 
Kriegsgeschäft und perfektionieren das Töten per Mausklick. 


Dem 

Krieg 

keinen 

Frieden 

I n Dutzenden bundesdeutschen Städten hat die Friedensbewegung zum Anti¬ 
kriegstag, der traditionell am 1. September begangen wird, Mahnwachen und 
Kundgebungen organisiert. Der Tag erinnert an den Überfall der faschistischen 
deutschen Wehrmacht im Jahr 1939 auf Polen. „Mit der Militarisierung der Politik 
geht ein Rechtsruck der europäischen Länder und der USA einher. Chauvinismus, 
Rassismus bis hin zu neofaschistischen Mordbanden kennzeichnen diese Entwick¬ 
lung“ beschrieb Ula Richter (DKP) beim DGB-Friedensfestival in Dortmund die 
aktuellen politischen Zustände. Zwar sei der Faschismus „nicht an der Macht und 
Geschichte wiederholt sich nicht in den gleichen Bahnen, dennoch sollte uns die¬ 
se Entwicklung alarmierenV „Dass Neonazis nicht nur in der sogenannten Zivil¬ 
gesellschaft, sondern auch in der Bundeswehr ihr Unwesen treiben, verwundert 
nicht. Schließlich waren Nazi-Generale bei ihrem Aufbau maßgeblich beteiligt“ 
erinnerte sie. In Berlin nahmen bis zu 500 Menschen an einer Kundgebung vor 
dem Brandenburger Tor teil. In Düsseldorf gingen am letzten Wochenende über 
300 Menschen auf die Straße, um gegen das dort ansässige Rüstungsunternehmen 
Rheinmetall zu protestieren. 



Aus der Rede von Sebastian Bahlo am 
2. September in Frankfurt: 

Libyen ist ein besonders mahnendes 
Beispiel für diese verbrecherische Strategie 
der Imperialisten. Noch vor sieben Jahren 
das Land mit dem höchsten Lebensstandard 
in Afrika, ist es jetzt von Gesetzlosigkeit und 
Gewalt, Hunger und Elend beherrscht. 
Gerade sehen wir, dass die Strategie schon 
wieder von den USA in Venezuela eingesetzt 
wird. Unsere Solidarität gilt der großen 
Mehrheit des venezolanischen Volks, seiner 
Regierung und Präsident Nicolas Maduro! 
Von den Kriegshetzern wird immer der 
Begriff Menschenrechte bemüht. Sie, denen 
Menschenleben völlig egal sind, werfen 
Regierungen vor, dass sie sie Menschenrech¬ 
te verletzten. 


„Und sorget ihr, die ihr noch am Leben seid, dass Frieden bleibt.“ 


Interview mit Elfriede Haug, die den Arbeitskreis „Blumen für Stukenbrock“ mitaufgebaut hat. 



Die Arbeiterlieder-Ultras der SDAJ in Stukenbrock 


UZ: 50 Jahre „Blumen für Stuken¬ 
brock“. Was ist deine Bilanz? 

Elfriede Haug: Was ist in dem Kriegs¬ 
gefangenenlager geschehen? Wer kam 
dorthin? Wie viele Tote? Das alles war 
nicht bekannt. Wir haben uns mit Sozi¬ 
aldemokraten, Kommunisten, Gewerk¬ 
schaftern und Pastoren zusammenge¬ 
setzt und gründeten 1967 den Arbeits¬ 
kreis. Unsere Informationen zu dem 
Gefangenenlager bekamen wir über¬ 
wiegend über die sowjetische Botschaft 
und durch Überlebende des Lagers. 
Wir konnten die Gemeinde dazu be¬ 
wegen, Wegweiser aufzustellen. Vorher 
wussten nicht einmal Menschen aus der 
Umgebung, wo das sowjetische Kriegs¬ 
gräberfeld liegt. 

Über die sowjetische Botschaft 
und Presseagenturen konnte unser 
Arbeitskreis Kontakt zu Überleben¬ 
den aufnehmen. Diese haben wir dann 
mit dem Verein der Kriegsveteranen 
in der Sowjetunion nach Stukenbrock 
eingeladen. Die ersten Überlebenden 
kamen 1970, danach kamen sie jedes 
Jahr mit einer großen Delegation. Ein 
ehemaliger Zwangsverschleppter kam 
jahrelang. Inzwischen ist er so alt, dass 
er seine Enkel schickt. 

Der Arbeitskreis hat nach 1990 be¬ 
gonnen, Spenden zu sammeln für die 
Überlebenden und ihre Angehörigen, 
weil die Gefangenen keinerlei Entschä¬ 
digung bekommen haben. Wir haben 
bis vor Kurzem noch 30 Überlebende 


betreut, heute sind es noch fünf. Wir 
werden weiter Spenden sammeln, weil 
unsere Arbeit weitergehen muss. 

UZ: Erfahrt ihr durch die die Gemeinde 
und die Landesregierung Unterstützung 
für eure Arbeit? 

Elfriede Haug: Wir bekommen keinerlei 
Unterstützung, nein. In Nordrhein-West¬ 
falen gibt es gerade mal die Wewelsburg 
als ein Millenniumsprojekt, die hier Un¬ 
terstützung bekommt. Aber die Gedenk¬ 
stättenarbeit, die hier vor Ort geleistet 
wird, bekommt nicht einen Pfennig Geld 
von der Gemeinde oder von der Lan¬ 
desregierung. Das einzige, was gefördert 
wird, ist die Friedhofspflege. Aber NRW 
und die Groß- und Bergbauindustrie in 
NRW waren direkte Nutznießer dieser 
Gefangenenarbeit. Das Land NRW hät¬ 
te da schon eine große Verantwortung. 

UZ: Du bist seit Gründung von „Blu¬ 
men für Stukenbrock “ aktiv mit dabei. 
Was war deine Motivation, bei dem Ar¬ 
beitskreis mitzuarbeiten? 

Elfriede Haug: Ich komme aus einem 
antifaschistischen Elternhaus. Mein Va¬ 
ter war selbst in Esterwegen wegen kom¬ 
munistischer Arbeit in Haft. Ich habe als 
Kind unter diesen Dingen gelitten, weil 
mein Vater einfach weg war. Ich muss¬ 
te mich damit auseinandersetzen, dass 
„Wegsein“ kein Verbrechen ist, sondern 
dass während des Faschismus „Wegsein“ 


ein Teil des Kampfes war. Über Gewerk¬ 
schafter und Kommunisten kam ich nach 
Stukenbrock und mache dort seit 30 Jah¬ 
ren Friedhofsführungen. In den letzten 
zwei Jahren wurde das etwas weniger, 
weil die Gewerkschaftsschule, die das 
wöchentlich veranstaltete, geschlossen 
worden ist. Aber es gibt jetzt schon die 
Anfrage der russischen Botschaft, mit ih¬ 
rem Personal hierher zu kommen. Am 
Ehrenmal des Friedhofs steht: „Und sor¬ 
get ihr, die ihr noch am Leben seid, dass 
Frieden bleibt, Frieden zwischen den 
Menschen, Frieden zwischen den Völ¬ 
kern“. Dieser Spruch ist verpflichtend 
für mich und sollte es für alle sein. 

UZ: Wie schätzt du die heutige Lage 
ein? Was sind bevorstehende Aufgaben 
des Arbeitskreises? 

Elfriede Haug: Wir brauchen sicher¬ 
lich noch mehr Beine und müssen 
noch mehr Kraft entwickeln. Es werden 
kaum noch Führungen mit Schulklassen 
durchgeführt. Das sollte sich ändern. 
Wenn man die Ursachen von Krieg 
und Faschismus nicht aufarbeitet, wenn 
man nicht erkennt, wie stark der Ras¬ 
sismus, wie stark die Missachtung des 
Menschen als „Untermenschen“ gegrif¬ 
fen hat, wiederholt sich die Geschichte. 
Man setzt Lügen in die Welt, man ver¬ 
unsichert die Menschen, um sie dann 
gefügig zu machen, ein Land zu über¬ 
fallen, indem man sagt, wir brauchen 
das Korn aus den landwirtschaftlichen 


Gebieten, wir brauchen die Ressourcen 
dieses Landes und wir brauchen das Öl 
aus dem Kaukasus und wir müssen un¬ 
sere Bevölkerung ernähren. Dazu müs¬ 
sen wir der Bevölkerung des überfal¬ 
lenen Landes alles klauen, was es zu 
seiner Ernährung braucht, dann geht 
es unserer Bevölkerung gut. Alle diese 
Dinge haben dazu geführt, dass man im 
eigenen Land blind war, weil man das, 
was im Ausland oder im überfallenen 
Land passierte, nicht sehen wollte. Aber 
es ist heute noch nicht vorbei, und wir 
gucken schon wieder zu. 

UZ: Was hat sich in den letzten 50 Jah¬ 
ren in eurer Arbeit verändert? Was sind 


damals und was heute eure Hauptan¬ 
liegen? 

Elfriede Haug: Wir waren vor 50 Jah¬ 
ren die Schmuddelkinder. Wir haben 
durch eine zielgerichtete Arbeit des 
Bekanntmachens der Verbrechen der 
deutschen Wehrmacht erreicht, dass 
Menschen sich damit auseinanderset¬ 
zen. Das große sozialistische Lager ist 
aufgelöst worden. Damals sagte der Ar¬ 
beitskreis „Blumen für Stukenbrock“: 
Unsere Arbeit ist damit nicht been¬ 
det. Wir arbeiten hier zu sowjetischen 
Kriegstoten, die unsere Befreier waren. 
Die Befreiten müssen erkennen, wovon 
sie befreit worden sind. 
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Uli Brockmeyer zum Wahlkampf der Großen Koalition 

GroKo findet sich toll 


D as angeblich „mit Spannung er¬ 
wartete“ und von den vier wich¬ 
tigsten deutschen TV-Sendern 
live übertragene „Duell“ zwischen der 
amtieren Kanzlerin und deren Möch¬ 
tegern-Herausforderer ist wie erwar¬ 
tet abgelaufen. Statt sich in kontrover¬ 
sen Debatten gegenseitig den Schneid 
abzukaufen, wie es in früheren Zeiten 
durchaus üblich war, bewarfen sich die 
„Kontrahenten“ mit Wattebällchen, 
spielten sich gegenseitig den Ball zu 
und hinterließen den Teil der interes¬ 
sierten Zuschauer, die sich eine Klä¬ 
rung unterschiedlicher Positionen und 
damit eine Hilfestellung für ihre Wahl¬ 
entscheidung am 24. September erhofft 
hatten, absolut ratlos. 

Selbst der gestandene SPD-Wahl- 
kämpfer Franz Müntefering konnte 
sich in der anschließenden Auswer¬ 
tung nicht so recht erklären, wie es 
dazu kommen konnte, dass der Spit¬ 
zenkandidat seiner Partei unmittelbar 
nach seiner Nominierung einen derar¬ 


tig starken Zuspruch hatte verzeich¬ 
nen können. Martin Schulz, gestartet 
als selbsternannter Rächer der Ent¬ 
erbten, war bei dieser Unterhaltung 
zweier Gleichgesinnter nur noch ein 
klägliches Abziehbild eines „Kämp¬ 
fers für die Rechte der Arbeiter“. In 
allen seinen Äußerungen wurde deut¬ 
lich, dass es keinerlei grundlegende 
Unterschiede gibt zwischen der von 
ihm angestrebten Politik für den - in¬ 
zwischen höchst unwahrscheinlichen - 
Fall seiner Wahl zum Bundeskanzler 
und der Politik der Dauerkanzlerin 
Merkel. 

Themen wie Perspektiven für die 
Jugend, zunehmende Armut, Krieg 


und Frieden, atomare Abrüstung, 
NATO-Politik gegenüber Russland, 
maßlose Aufrüstung kamen gar nicht 
zur Sprache. Selbst in solchen Fragen 
wie der Rente mit 70, der Diesel-Af¬ 
färe oder auch bei der Flüchtlings- 
und der Türkei-Politik muss man die 
Nuancen der Unterschiede zwischen 
Merkel und Schulz mit der Lupe su¬ 
chen. Grundsätzlich einigten sich bei¬ 
de „Duellanten“ bereits nach weni¬ 
gen Sätzen auf gleiche oder zumindest 
sehr stark annähernde Positionen, was 
Herrn Schulz sogar die Bemerkung 
„Finde ich toll“ entlockte. Das ist kein 
Wunder, denn beide „Volksparteien“ 
blicken inzwischen auf etliche Jahre 


gemeinsamen Wählerbetrugs in der 
sogenannten „Großen Koalition“ zu¬ 
rück. 

Die Zeiten, in denen SPD-Politiker 
den Konservativen im Bundestag noch 
echte Rededuelle abnötigten oder in 
denen ein Willy Brandt meinte, ein So¬ 
zialdemokrat dürfe seine Positionen 
zugunsten einer Koalition nicht so weit 
aufgeben, bis er nicht mehr Sozialde¬ 
mokrat ist, sind längst vorbei und bei 
den heutigen Akteuren der SPD verges¬ 
sen und begraben. Leuten wie Martin 
Schulz oder Sigmar Gabriel, gar nicht 
zu reden von Arbeitsministerin Nahles 
oder Justizminister Maas, geht es heute 
nur noch darum, nachzuweisen, dass sie 


den Kapitalismus besser verwalten kön¬ 
nen als die konservativen Erben eines 
Konrad Adenauer. 

Dass sie es nicht oder nur genauso¬ 
gut können, haben Regierungen un¬ 
ter Führung von Willy Brandt, Helmut 
Schmidt und Gerhard Schröder zur 
Genüge bewiesen, ebenso wie diverse 
Landesregierungen mit SPD-Regie- 
rungschefs. Die Sozialdemokraten bie¬ 
ten nicht die geringste Alternative, son¬ 
dern haben sich allesamt als Arzt am 
Krankenbett des Kapitalismus bewährt. 
Auch jetzt geht es ihnen um nichts an¬ 
deres als den „Machterhalt“, also die 
Beibehaltung ihrer gut dotierten Pos¬ 
ten. 

Auf den Wahlzetteln der meisten 
Bundesländer gibt es dazu nur eine ein¬ 
zige politische Alternative, die tatsäch¬ 
lich eigene Vorschläge anbieten kann: 
die Deutsche Kommunistische Partei. 
Wer also tatsächlich etwas ändern will, 
muss bei der bevorstehenden Wahl die 
Kommunisten stärken. 


Da Guttenberg soll wieda Minister 
in Berlin werd'n? Herrgott no'mal, 
was soll da Schmarrn? So a dege- 
nerierda Fatzke von und zu wieda 
in Amt und Würd'n, dann hoalt'n 
uns die Preißn wirklich für deppert 
- und zu Recht! Das eine is" ja, zu 
bleed für a Doggdorarbeit zu sein, 
des oandre is‘ hoalt, so a Zipflklat- 
scha überhaupt aus seina frän- 
kischn Stammburg raus zu lass'n. 
Jahrhunderde lang hamnVse die 
Leut* mit Fronarbeit und Abgoab'n 
drangsaliert, bis die Hakla sich 
18/19 g'wehrt ham. Und jetzt soll 
so a kracherta Batzi mit sein'm 
hochwohlgeborenen Gehabe wieda 
regieren. San die jetzt komplett 
narrisch da ob‘n in Berlin? So an 
Möchtegern-Ersatzkini hatt'ma 
allewei scho‘ in Minga und dann 
in Berlin. Des is bees ausganga, 
koa Witz, sakrisch bees sogar. Des 
woirma net a zwoates Moal und 
schon garnet mit oanem, der des 
zum zwoat'n Mal probiert. Habe die 
Ehre! CH 



Auf Visite in Paris 


Gabriel fällt französischen Gewerkschaftern in den Rücken und attackiert China 
Kolumne von Beate Landefeld 


„Das ist ein Racheurteil“ 

Innenminister macht mit Propaganda und Verboten 
Wahlkampf gegen links 


Ende August weilte Sigmar Gabriel zu 
deutsch-französischen Regierungsge¬ 
sprächen bei Emmanuel Macron. Es 
war der Tag, an dem der französische 
Präsident sein lange angekündigtes 
Arbeitsgesetz, bei dem es sich um die 
französische Variante der deutschen 
Hartz-IV-Gesetze handelt, den Ver¬ 
tretern französischer Gewerkschaften 
erläuterte. Gabriel begrüßte das Ge¬ 
setz. Schließlich soll es die Deregulie¬ 
rung und Prekarisierung nun auch in 
Frankreich in Fahrt bringen. Die Berli¬ 
ner Regierung fordert das seit Langem. 
Für die deutsche Presse und den Wahl¬ 
kampf stellte Gabriel Macrons Absicht 
ins Zentrum, eine Reform der Arbeit- 
nehmerentsenderichtlinie der EU zu 
initiieren, um in den reichen EU-Län¬ 
dern ausländisches Lohndumping zu er¬ 
schweren. Gabriels Fähigkeit, Dreck als 
Gold erscheinen lassen, ist bekannt, seit 
er es hinbekam, das Freihandelsabkom¬ 
men CETA der SPD-Bundestagsfrak- 
tion als Fortschritt zu verkaufen. Nun 
wird er ein Arbeitsgesetz, das 68 Pro¬ 
zent der Franzosen als Angriff auf die 
Rechte der Lohnabhängigen sehen, in 
Deutschland als „sozial“ hinstellen. 

Gabriel hielt an diesem Tag auch 
eine Rede vor den französischen Bot¬ 
schaftern, die ein Treffen in Paris hat¬ 
ten. Er nutzte die Gelegenheit zu einem 
Appell an die Europäer, gegen China 
zusammenzuhalten. „Wenn es uns nicht 
gelingt, eine eigene Strategie mit Blick 
auf China zu entwickeln,“ soll er laut 
Handelsblatt 30. August gewarnt haben, 
„dann wird es China gelingen, Europa zu 
spalten.“ Griechenland habe sich schon 
geweigert, China in einer Seerechtsfrage 


zu verurteilen. Gabriel nahm speziell die 
Gruppe 16+1 aufs Korn, die es seit 2012 
gibt. Sie besteht aus 11 EU-Ländern, 
darunter den Visegrad-Ländern, aus 5 
Ländern, die der EU (noch) nicht an¬ 
gehören, plus China. Die Gruppe, höhn¬ 
te Gabriel vor den Botschaftern, werde 
in Europa 16+1 genannt. 1+16 sei wohl 
realistischer. Hinter dem Projekt „Neue 



Seidenstraße“ stecke eine große geopo- 
litische, kulturelle, ökonomische und am 
Ende auch militärische Strategie, der die 
Europäer bisher nichts entgegen zu set¬ 
zen hätten. China aber werde die EU 
und deren Mitgliedstaaten am Ende 
nur ernst nehmen, wenn es eine Strate¬ 
gie gebe. So wie China von „uns Euro¬ 
päern“ eine Ein-China-Politik fordere, 
müssten die Europäer von China eine 
Ein-Europa-Politik fordern. 

Eine Woche zuvor war im Handels¬ 
blatt zu lesen: „Berlin macht Druck in 


Brüssel. Zypries will EU-Schutzwall ge¬ 
gen China-Übernahmen.“ (23.8.) Auf 
nationaler Ebene verschärfte die Bun¬ 
desregierung Mitte Juli ihre Vetorechte 
gegen ausländische Übernahmen. Gal¬ 
ten sie bisher hauptsächlich für Rüs- 
tungs- und sicherheitsrelevante Firmen, 
so kann Berlin künftig auch Übernah¬ 
men blockieren, durch die „wichtiges 
Know-How ins Ausland verloren ginge“. 
Wenn Gabriel vor den französischen 
Botschaftern die „chinesische Gefahr“ 
beschwor, dann wohl auch, um für den 
angestrebten „EU-Schutzwall“ zu wer¬ 
ben. Doch sein Vorwurf, China wolle 
mit dem Seidenstraßenprojekt die EU 
spalten, ist absurd. 

Die Fragmentierung der EU in ein 
Kerneuropa und eine ärmere östliche 
Peripherie entstand im Ergebnis der 
schnellen, gegen Russland gerichteten 
Ostexpansion von EU und NATO. Die 
abgehängte südliche Peripherie ist ein 
Resultat der deutschen „Wettbewerbs¬ 
fähigkeit“ mit beständigen Exportüber¬ 
schüssen und nicht zuletzt der Austeri- 
tätsdiktate Berlins als Ausweg aus der 
Krise. Das Seidenstraßenprojekt bietet 
dagegen der Peripherie Chancen, auf¬ 
zuholen und die Ungleichheit in der EU 
ein wenig abzubauen. Ist das ein Pro¬ 
blem für Gabriel? Worum es in Wirk¬ 
lichkeit geht, ist, dass Brüssel und Ber¬ 
lin die Kooperation zwischen Europa 
und China im Interesse der großen Mo¬ 
nopole zentral kontrollieren möchten. 
Kapitalistische Globalisierung existiert 
eben nur als Einheit von Kooperation 
und Konkurrenz. Gleichberechtigung, 
Wirtschaftssouveränität, friedliche Ent¬ 
wicklung passen nicht dazu. 


Interview mit Heiner Busch, Mit¬ 
glied des Komitees für Grundrechte 
und Demokratie und Redakteur der 
Zeitschrift „Bürgerrechte und Poli¬ 
zei“ (CILIP) 

UZ '.Aktuell gehen Justiz und Polizei ver¬ 
stärkt gegen die politische Linke vor. So 
wurde jüngst das Internetportal „ linksun- 
ten.indymedia.org“ verboten. Wie bewer¬ 
ten Sie dieses Verbot? 

Heiner Busch: Das Vorgehen gegen das 
Internetportal ist bereits rechtlich frag¬ 
würdig: Es ist völlig unklar, ob es sich 
hier überhaupt um einen Verein mit 
einer „organisierten Willensbildung“ 
handelt, wie es im Vereinsgesetz heißt. 
Bei „linksunten“ konnten ja alle mög¬ 
lichen Leute ihre Beiträge hochladen. 
Mit dem Argument, hier seien Aufrufe 
zur Gewalt veröffentlicht worden, hätte 
das Bundesinnenministerium auch Fa- 
cebook verbieten müssen. Außerdem 
gab es hier regelmäßig auch Kritik an 
solchen Beiträgen. Ich habe eher den 
Eindruck, dass hier eine linksradikale 
Internetplattform beseitigt werden soll¬ 
te, die zum Beispiel in Sachen Aufklä¬ 
rungsarbeit von neofaschistischen Akti¬ 
vitäten einiges geleistet hat. Bundesin¬ 
nenminister Thomas de Maiziere (CDU) 
betreibt hier eine Art Propaganda der 
Tat gegen sogenannte Linksextremis¬ 
ten, die er schon kurz nach dem G20- 
Gipfel in Hamburg auf eine Stufe mit 
islamistischen Terroristen und Neonazis 
gestellt hat. Das Ministerium und die Po¬ 
lizei erklärten zudem vor den Medien, 
bei den vermeintlichen Betreibern der 
Internetseite seien Waffen sichergestellt 
worden. Erst nachträglich räumte man 
ein, dass die Schlagstöcke etc. nicht bei 
ihnen, sondern in einem linken Zentrum 
gefunden worden sein sollen. 

UZ: Sehen Sie einen Zusammenhang 
zwischen dem Verbot und den Auseinan¬ 
dersetzungen, zu denen es bei den Protes¬ 
ten gegen den G20-Gipfel Anfang Juli in 
Hamburg kam? 

Heiner Busch: Der Bundesinnenminis¬ 
ter will bereits vor den Ausschreitungen 
in Hamburg an einem Verbot von „links- 
unten.indymedia“ gearbeitet haben. Na¬ 
türlich handelt es sich bei dem Verbot 
auch um ein Wahlkampfmanöver. 

UZ: Im Nachgang der Hamburger Pro¬ 
teste wurden immer mehr Details über 
die Polizeieinsätze und damit einherge¬ 
hende Übergriffe der Beamten bekannt. 
Haben Sie genügend Vertrauen in Justiz 
und Polizei, dass von den Beamten be¬ 
gangene Rechtsverstöße aufgearbeitet 
werden? 

Heiner Busch: Ganz im Gegenteil zu 
dem, was Hamburgs Erster Bürgermeis¬ 
ter Olaf Scholz (SPD) nach dem Gipfel 
behauptet hat, hat es beim G20-Gipfel 
rechtswidrige Polizeigewalt gegeben. 
Und zwar nicht zu knapp! Das hat das 


Komitee für Grundrechte und Demo¬ 
kratie im Bericht über seine Demons¬ 
trationsbeobachtung herausgestellt. 
Dass der Sonderausschuss, den die Ham¬ 
burger Bürgerschaft kürzlich eingesetzt 
hat, ein geeignetes Mittel zur Aufklärung 
ist, glaube ich nicht. Im Gegensatz zu ei¬ 
nem Parlamentarischen Untersuchungs¬ 
ausschuss hat er nicht die vollen Frage- 
und Beweisaufnahmerechte. 

UZ: In Hamburg wurden bereits die ers¬ 
ten Urteile gegen G20-Gegner gefällt. 
Diese fielen vom Strafmaß her drako¬ 
nisch aus. Folgen die Hamburger Amts¬ 
richter der Vorgabe der Politik, die sich 
für „harte Strafen“ ausgesprochen hatte, 
oder ist die Unabhängigkeit der Justiz ge¬ 
wahrt? 

Heiner Busch: Das Urteil gegen den aus 
den Niederlanden stammenden jungen 
Mann ist vollkommen daneben. 31 Mo¬ 
nate Haft für zwei angebliche Flaschen¬ 
würfe, das ist ein Racheurteil. Bei 31 
Monaten gibt es keine Bewährung mehr. 
Wenn der Betroffene wie üblich zwei 
Drittel absitzen muss, sitzt er 20 Monate 
im Knast. Das generelle Problem ist au¬ 
ßerdem, dass bei Auseinandersetzungen 
mit der Polizei die Beamten vor Gericht 
in einer Art Doppelfunktion als Zeugen, 
aber auch als Geschädigte auftreten. Die 
Chancen für die Beschuldigten, gegen¬ 
teilige Beweise zu erbringen, stehen da¬ 
her sehr schlecht. Hinzu kommt, dass 
die G20-Prozesse in einer aufgeheizten 
Stimmung stattfinden. 

UZ: Die ver.di-Jugend NRW-Süd hat 
kürzlich eine Erklärung initiiert, in der 
dazu aufgerufen wird, das Demonstrati¬ 
onsrecht zu verteidigen. Sehen Sie dieses 
demokratische Grundrecht ebenfalls in 
Gefahr? 

Heiner Busch: Das Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit ist stets in Ge¬ 
fahr und unter Druck. Das war auch vor 
dem G20-Gipfel schon der Fall. Am ver¬ 
gangenen Wochenende im sächsischen 
Wurzen waren erneut schwerbewaffnete 
SEK-Beamte bei einer Antifa-Demons¬ 
tration im Einsatz. Wir erleben in den 
letzten Jahren immer wieder, dass gegen 
Demonstrationen teils absurde Auflagen 
oder gar Verbote verfügt werden, gegen 
die erst einmal juristisch vorgegangen 
werden muss. Auch bei Demonstratio¬ 
nen selbst wird das Vorgehen der Poli¬ 
zei immer rüder. Hamburg ist da kein 
Einzelfall, wenngleich der G20-Einsatz 
schon hervorsticht. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

Mehr Informationen unter: www. 
grundrechtekomitee.de und www. 
cilip.de 

Die Erklärung„Demonstrationsrecht 
verteidigen!“ kann online unter de- 
monstrationsrecht-verteidigen.de 
unterzeichnet werden 
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Eine Hintertür zur SED-Perestroika? 

Rückblick: Das SPD-SED-Papier 1987 


V or 30 Jahren, am 27. August 
1987, wurde der Öffentlichkeit - 
gleichzeitig in der Bundesrepu¬ 
blik und in der DDR - ein gemeinsa¬ 
mes Dokument der SPD-Grundwer- 
tekommission und der Akademie für 
Gesellschaftswissenschaften der SED 
vorgestellt. Der Titel: „Der Streit der 
Ideologien und der gemeinsamen Si¬ 
cherheit“ 

Einer der zentralen Punkte die¬ 
ses Papiers war die Aufforderung an 
die Militärmächte der kapitalistischen 
und der sozialistischen Staaten in Ab¬ 
rüstungsverhandlungen mit einzube¬ 
ziehen, dass es „auf Dauer auch nicht 
praktikabel (ist), wenn sie die Annah¬ 
me der prinzipiellen Unfriedlichkeit 
der anderen Seite aufgrund von de¬ 
ren Ideologie oder Interessenstruktur 
einschlössen. Beide Seiten müssen da¬ 
her für eine erfolgreiche Friedenspo¬ 
litik beim jeweils anderen ein authen¬ 
tisches Interesse an der Erhaltung des 
Friedens in der atomar gerüsteten Welt 
voraussetzen - der Erfahrung friedens¬ 
gefährdender Konflikte zum Trotz.“ 
Weitere Kernaussagen waren, „dass 
beide Systeme reformfähig“ seien, also 
monopolistischer Kapitalismus und 
Sozialismus, und „Keine Seite darf der 
anderen die Existenzberechtigung ab¬ 
sprechen“. - Wer redete da noch von 
Kapitalismus, Imperialismus und den 
Ursachen von Krieg, Armut, Ökokata¬ 
strophen, Hunger? Es wären noch eini¬ 
ge solcher Schlussfolgerungen aus dem 
Papier zu ziehen. Die Anerkennung 
dieser Position durch die Unterschrift 
der Vertreter der SED widersprach 
nicht nur den eigenen bisherigen wis¬ 
senschaftlichen und historischen Er¬ 
kenntnissen. 

Die Vorgeschichte 

Das Papier war ein Ergebnis einer nicht 
öffentlichen Gesprächsreihe seit 1984. 
Damals trafen sich jeweils acht Mitglie¬ 
der der SPD-Grundwertekommission 
und Gesellschaftswissenschaftler der 
SED, um nicht nur gemeinsam über 
„kleine Schritte in der Deutschlandpo¬ 
litik“ zu reden, sondern über grundsätz¬ 
liche ideologische Streitfragen. 

Erhard Eppler, Vorsitzender der 
Grundwertekommission beim Partei¬ 
vorstand der SPD, berichtete: „Es war 
das erste Mal in der Geschichte bei¬ 
der Parteien, dass man versuchte, ein 
Grundsatzgespräch zu führen ... Ende 


Februar 1986 trafen wir uns in Freu¬ 
denstadt zum vierten Mal. Wir wollten 
ausloten, was der Wille zu gemeinsa¬ 
mer Sicherheit für den Streit der bei¬ 


den Gesellschaftsordnungen, der Syste¬ 
me und Ideologien bedeuten könnte.... 
So schlug ich am Ende eines aufregen¬ 
den, aber keineswegs aufgeregten Ge¬ 
sprächs vor, wir könnten ja, ohne jeden 
Zeitdruck, den Versuch machen, etwas 
gemeinsam zu Papier zu bringen.“ Da¬ 
raus wurde ein gemeinsames Doku¬ 
ment. 

Die Möglichkeit der Aufnahme von 
Kontakten zwischen SED und SPD 
ging auf einen Brief Willy Brandts an 
Honecker zurück. Das SED-Politbü- 
ro hatte bereits zuvor nach Anfragen 
beschlossen: „Dem Ersuchen des Vor¬ 
sitzenden der SPD, Willy Brandt, Par¬ 
teibeziehungen zwischen SPD und der 
SED herzustellen, wird entsprochen.“ 
Schon im April 1983 nahm eine SPD- 
Delegation an der Karl-Marx-Kon- 
ferenz in Berlin teil. Die SPD schlug 
eine weitere Intensivierung der Partei¬ 
kontakte vor. 

Ein Dokument der Illusionen 

Das Papier wurde in einer Zeit zahl¬ 
reicher Ost-West-Ereignisse veröf¬ 


fentlicht. Am 1. Januar strahlte Radio 
Moskau die Neujahrsansprache des 
US-Präsidenten Ronald Reagan an 
das sowjetische Volk aus. Am 27. Ja¬ 


nuar stellte Gorbatschow auf dem 
Plenum des Zentralkomitees der 
KPdSU die beabsichtigte „Perestroi¬ 
ka“ in der UdSSR als konkrete Auf¬ 
gabe vor. Am 12. Juni reiste US-Präsi- 
dent Ronald Reagan zur 750-Jahr-Fei¬ 
er Berlins nach Westberlin. In seiner 
öffentlichen Rede vor dem Branden¬ 
burger Tor forderte er den sowjeti¬ 
schen Parteichef Gorbatschow auf, 
die Mauer niederzureißen. Im Sep¬ 
tember besuchte Erich Honecker als 
erster Staatschef der DDR die Bun¬ 
desrepublik. 

In der SED und der DDR-Öffent- 
lichkeit gab es Erstaunen und Irrita¬ 
tionen, zustimmende und ablehnende 
Reaktionen. Rolf Reißig, damals Pro¬ 
fessor an der Akademie für Gesell¬ 
schaftswissenschaften beim ZK der 
SED und Teilnehmer an den Gesprä¬ 
chen, schilderte später: „Es kam für 
alle - gerade auch die Autoren - über¬ 
raschend, dass die SED-Führung dem 
Ideologiepapier zustimmte, obwohl 
es keinen Auftrag gegeben und die 
zuständige ZK-Abteilung Ablehnung 


signalisiert hatte. Die Entwürfe - auf 
SED-Seite nie in größerer Runde dis¬ 
kutiert - hatten Erich Honecker und 
das Politbüro aus guten Gründen nicht 


erreicht. Das Dokument war bereits 
durch das SPD-Präsidium gebilligt, 
als es Otto Reinhold dem im Urlaub 
weilenden Honecker schickte. Einen 
Tag später kam es mit dem Vermerk 
zurück: Einverstanden. E.H., PB zur 
Entscheidung vorlegen. Dokument 
wäre von großer historischer Bedeu¬ 
tung - für die Diskussion und Aktion 
der Arbeiterbewegung’. 

Ein ,wichtiger Akt der DDR-Frie- 
denspolitik’, ein Schritt, die SPD in 
eine ,Koalition der Vernunft’ einzube¬ 
ziehen, war kurz darauf aus dem Polit¬ 
büro zu hören. Wie man DDR-intern 
mit dem Papier umgehen wollte blieb 
unklar. Eine ,Partei-Information’ soll¬ 
te den 2,3 Millionen SED-Mitgliedern 
,helfen’, das Ganze als Erfolg der SED- 
Friedensstrategie zu verstehen.“ Es 
war unter anderem Reißig, der bei der 
Ausarbeitung des Dokuments viele so¬ 
zialdemokratische Vorschläge akzep¬ 
tiert hatte. 1996 war er an der Grün¬ 
dung des „Forum Ostdeutschland der 
Sozialdemokratie“ im beteiligt. Er ist 
Mitglied im Willy-Brandt-Kreis. 



Der Generalsekretär des ZK der SED und Vorsitzende des Staatsrates der DDR, Erich Honecker, traf sich bei seinem Besuch der 
BRD auch mit SPD-Politikern (hier am 9. September 1987 in Saarbrücken mit dem Ministerpräsidenten des Saarlandes, Oskar 
Lafontaine, stellvertretender Vorsitzender der SPD (I.), und dem Vorsitzenden der SPD-Fraktion im Landtag von Niedersachsen und 
späteren Bundeskanzler, Gerhard Schröder). Kurz zuvor war das gemeinsame SED-SPD-Papier veröffentlicht worden. 


Ma rkt wi rtschaftsimitat 


Gerfried Tschinkels Kritik der sozialistischen Warenproduktion 


Während marktkonforme Ideologie¬ 
produzenten den Untergang des So¬ 
zialismus in der DDR und andernorts 
auf eine prinzipielle Funktionsuntüch¬ 
tigkeit einer jeden Planökonomie zu¬ 
rückzuführen versuchen, unternimmt 
es Gerfried Tschinkel, in seiner Schrift 
„Die Warenproduktion und ihr Ende“ 
darzulegen, dass die sozialistische 
Warenproduktion der Grund für das 
Scheitern der realsozialistischen Plan¬ 
wirtschaft war. 

Nachdem der Autor die historische 
Entstehung der kapitalistischen Wa¬ 
renproduktion skizziert hat (S. 9-23), 
wendet er sich der Analyse dieser Pro¬ 
duktionsweise zu, die Karl Marx vor 
allem in seinem Werk „Das Kapital“ 
entfaltet hat. Ausgangspunkt dieser 
Untersuchung ist die Elementarform 
des kapitalistischen Produzierens - die 
Ware. Sie ist zunächst ein nützliches 
Ding, das menschliche Bedürfnisse be¬ 
friedigt. Aber der Gebrauchswert der 
Ware ist bloß der stoffliche Träger des 
Tauschwerts der Ware, weil der Zweck 
des kapitalistischen Produzierens die 
unternehmerische Geldvermehrung 
ist. Aus investiertem Geld soll mehr 
Geld werden: Geld-Ware-Geld 4 . Um 
zu klären, wie der Tauschwert zustan¬ 
de kommt, befasst Tschinkel sich mit 
den Grundzügen der Marxschen Wert¬ 
theorie (S. 24 - 37). Derzufolge ist der 


Tauschwert der Ware die Erschei¬ 
nungsform des Warenwerts, dessen 
Größe bestimmt ist durch die „gesell¬ 
schaftlich notwendige Arbeitszeit“, die 
zur Herstellung der Ware erforderlich 
ist. Der Tauschwert der Ware drückt 
sich aus in der Geldware, so dass der 
Ware ein bestimmter Preis zukommt, 
der bei ihrem Verkauf realisiert wird. 
Dergestalt zeigt sich, dass der Wert kei¬ 
ne Naturgegebenheit, sondern ein „ge¬ 
sellschaftliches Verhältnis“ ist, das der 
kapitalistischen Plusmacherei dient. 

Anstatt nach der Abschaffung des 
kapitalistischen Eigentums an den 
Produktionsmitteln „die Negation der 
Negation“ ins Werk zu setzen (S. 38 - 
43), indem die marktwirtschaftliche 
Warenproduktion mitsamt der Plus¬ 
macherei aufgehoben worden wäre, 
setzten die politischen Akteure laut 
Tschinkel im real existierenden DDR- 
Sozialismus aufs Imitieren der Markt¬ 
wirtschaft. Installiert wurde auf der 
Basis volkseigener Betriebe die sozi¬ 
alistische Warenproduktion, in der je¬ 
doch nicht der Tauschwert, sondern 
der Gebrauchswert dominieren sollte. 
Um die eigentümliche Volkswirtschaft 
der sozialistischen DDR effizienter zu 
machen, wurde Mitte der 1960er Jahre 
eine neue Wirtschaftspolitik initiiert, 
die auf den „betrieblichen Gewinn“ 
und die „Eigenständigkeit der Betrie¬ 


be“ orientierte (S. 47). Auf diese Wei¬ 
se sollte dem Wertgesetz, das im Kapi¬ 
talismus den Warentausch regelt und 
die Profitlogik antreibt, auch im So¬ 
zialismus Geltung verschafft werden 
(S. 54f.). Der sozialistische Staat woll¬ 
te mittels dieser Maßnahme die Pro¬ 
duktionsfondsabgabe (PFA), welche 
die Betriebe entsprechend ihrem Ge¬ 
winn an ihn zu leisten hatten, erheb¬ 
lich erhöhen, um durch Staatsausga¬ 
ben den gesellschaftlichen Wohlstand 
zu mehren (S. 66 ff.). Blockiert worden 
sei die volle Entfaltung des zerstöreri¬ 
schen Wertgesetzes - so führt Tschin¬ 
kel aus - aber durch „Plan und Fest¬ 
preis“ (S. 63). Lucas Zeise allerdings 
kritisiert die Methode der Festpreis¬ 
bestimmung, weil sie auf dem markt¬ 
wirtschaftlichen Wertgesetz basiere: 
Während sich im Kapitalismus die 
Bestimmung der Warenpreise gemäß 
dem Wertgesetz mittels der Konkur¬ 
renz der Unternehmen auf dem Markt 
hinter dem Rücken der Produzenten 
vollziehe, habe in der DDR eine staat¬ 
liche Planbehörde die Preise der sozi¬ 
alistischen Waren bestimmt. Weil die 
Planbehörde das marktwirtschaftliche 
Wertgesetz absurderweise wie eine 
Naturgegebenheit als „objektives Ge¬ 
setz“ betrachtet habe, versuchte sie, 
die Preise entsprechend der gesell¬ 
schaftlich notwendigen Arbeit festzu¬ 


legen, die zur Produktion der Waren 
verausgabt werde. So sei in Form der 
Festpreise „ein Imitat der Wirkun¬ 
gen des Marktes in der ungeplanten 
Tauschwirtschaft“ entstanden. Da es 
aber in der DDR keine Einzelkapi¬ 
tale gegeben habe, die um den größt¬ 
möglichen Profit konkurrierten, habe 
das sozialistische Marktimitat nicht 
die geldvermehrende Effizienz des 
kapitalistischen Originals entfalten 
können. (Marxistische Blätter, Heft 5, 
2013, S. 43-51) Einig sind Tschinkel 
und Zeise sich darin, dass der Einbau 
marktwirtschaftlicher Elemente - vor 
allem der Installationsversuch des 
Wertgesetzes - in das Planwirtschafts¬ 
system der DDR ein unverzeihlicher 
Fehler sei, der zur gehassten Mangel¬ 
wirtschaft geführt habe: „Es traten 
Disproportionen nicht nur zwischen 
Zuliefer- und Finalproduzenten ein, es 
kam auch verstärkt zu Ausfällen bei 
dringend nötigen Endprodukten und 
Leistungen“ (S. 59). Infolgedessen ver¬ 
lor der real existierende Sozialismus 
die Zustimmung der Bevölkerungs¬ 
mehrheit, sodass die SED schließ¬ 
lich vorm kapitalistischen Marktwirt¬ 
schaftssystem kapitulierte. 

Dass auch der Marktsozialismus 
ä la Joachim Bischoff (S. 39), dessen 
Markt vom sozialistischen Staat so re¬ 
guliert werden soll, dass er dem Ge¬ 


„Türöffner“ oder 
Dokument der Vernunft? 

Auch in der SPD gab es Zustimmung 
und Ablehnung, Fragen und Diskus¬ 
sionen. Erhard Eppler beruhigte die 
Kritik der Sozialdemokraten: „Dem 
Papier hegt keine Konvergenz-The¬ 
orie’ zugrunde. Aber es macht deut¬ 
lich, dass es gemeinsame Interessen 
gibt. Dazu gehört auch die hier for¬ 
mulierte Erkenntnis, dass Friedens¬ 
politik auf die Dauer nur möglich ist, 
wenn dem Gegner Friedensfähigkeit 
unterstellt wird. Daher ist und bleibt 
es Aufgabe beider Seiten, die Friedens¬ 
fähigkeit der jeweils anderen Gesell¬ 
schaftsordnung in das Bewusstsein der 
jeweils eigenen Öffentlichkeit zu brin¬ 
gen. Am Beginn eines solchen ,neuen 
Denkens’ steht zuallererst eine vertrau¬ 
ensbildende Sprache sowie die Abrüs¬ 
tung der Feindbilder in den Köpfen der 
Menschen. (...) Die Öffnung zwischen 
SPD und SED und die Öffnung in der 
DDR gehören zusammen.“ Gegen den 
Vorwurf, „Mit Kommunisten redet man 
nicht!“ antwortete er: Wir wollten eine 
Tür öffnen und haben es auch geschafft. 

Im „Neuen Deutschland 44 vom 
31. August 1987 hieß es: „Vor uns hegt 
ein Dokument der Vernunft und des 
Realismus.“ 

25 Jahre danach erklärte die Bun¬ 
desstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-„Diktatur“, besser gesagt „zur 
Delegitimierung der DDR 44 auf ei¬ 
ner Veranstaltung zu diesem Jahres¬ 
tag: „Dass das Papier gemeinsam von 
westdeutschen Sozialdemokraten 
sowie ostdeutsche Sozialisten veröf¬ 
fentlicht wurde, sei sensationell bzw. 
brisant gewesen: Erstmals hatte eine 
durch und durch demokratische Par¬ 
tei zusammen mit einer durch und 
durch diktatorischen Partei ein ge¬ 
meinsames Manifest formuliert ... 
die Wirkung des Papiers sei vor allem 
von der SED-Regierung unterschätzt 
worden. Dass Kurt Hager, Chefideo¬ 
loge im SED-Politbüro, nach dem 
Staatsbesuch Erich Honeckers in der 
Bundesrepublik 1987* in einem Inter¬ 
view große Teile des SED-SPD-Papier 
wieder zurückgenommen habe, sei ein 
Indiz dafür 44 

Walter Bauer 

* Erich Honecker besuchte die Bundes¬ 
republik Deutschland vom 7. bis 11. Sep¬ 
tember 1987 


meinwohl diene, keine Alternative zur 
kapitalistischen Marktwirtschaft sei, 
zeigt sich laut Tschinkel am Marktsozi- 
alismus in China, wo „die Arbeitskraft 
heute eine Ware“ sei (S. 75). Zu ergän¬ 
zen ist, dass in China derzeit die sozia¬ 
listische Marktwirtschaft derart umge¬ 
baut wird, dass der Markt nicht mehr 
lediglich die „tragende Rolle“, sondern 
künftig die „entscheidende Rolle“ spie¬ 
len soll. Realisiert wird dergestalt die 
„Befreiung“ der chinesischen Markt¬ 
wirtschaft von staatlichen Auflagen 
und Steuerungsversuchen, damit die 
chinesischen Lohnabhängigen als be¬ 
triebswirtschaftliches „Humankapi¬ 
tal“ effizient für die unternehmeri¬ 
sche Geldvermehrung vernutzt wer¬ 
den können. Wie es dagegen in einer 
Gesellschaft, deren Produktionszweck 
nicht der Gewinn der Unternehmen, 
sondern das gute Leben aller Men¬ 
schen ist, zugehen wird, weiß Friedrich 
Engels, den Gerfried Tschinkel (S. 78) 
so zitiert: „Die Leute machen alles sehr 
einfach ab ohne Dazwischenkunft des 
vielberühmten,Werts 4 .“ 

Franz Anger 

Gerfried Tschinkel: Die Warenproduk¬ 
tion und ihr Ende - Grundlagen einer 
sozialistischen Wirtschaft (Hochschul¬ 
schriften 100), PapyRossa Verlag, Köln 
2017,101 Seiten, 12 Euro 
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Diktatur der Unzulänglichkeiten 

ln „Die fürchterlichen Tage des schrecklichen Grauens“ ist der kreative Arbeiter verblendet und verzweifelt 


E in „Marsch auf Berlin“ erwartet 
uns erst im zweiten Teil von Ro¬ 
man Ehrlichs zweitem Roman 
„Die fürchterlichen Tage des schreck¬ 
lichen Grauens“ Vorher aber erfahren 
wir durch Ich-Erzähler Moritz, wie der 
vom ehemaligen Kommilitonen und 
Nachwuchs-Filmemacher Christoph 
dazu eingeladen wird, an dessen Hor¬ 
rorfilm mit Arbeitstitel „Das schreckli¬ 
che Grauen“ mitzuwirken. Moritz fährt 
von da an regelmäßig von München 
nach Ulm, um sich dort in der Hinter¬ 
zimmerkneipe „Cafe Porsche“ an soge¬ 
nannten Angst-Sitzungen zu beteiligen. 
Teilnehmerinnen treten dort auf die 
Bühne und erzählen von ihren tiefsten 
Ängsten - nicht etwa wie auf der The¬ 
rapeutencouch, sondern anhand von 
Geschichten, die als Inspiration für den 
Film dienen sollen. 

Moritz vernachlässigt seinen Job in 
einer Schwabinger Marketingagentur 
bis zur Entlassung aus jener postfordis- 
tischen Männerbude, wo die Kumpel- 
Chefs zu Bayern-Heimspielen einladen 
und wöchentlich Chicken-Wings ausge¬ 
ben. Der Verlust der Lohnarbeit gesellt 
sich zum Schmerz der Trennung von 
seiner Freundin. Moritz heftet sich mo¬ 
nomanisch an das Filmprojekt Chris¬ 
tophs, der in den Ulmer Abenden die 
Feder führt. Christophs Meinung über 


die vorgetragenen Geschichten ist jene, 
die zählt. Er bestimmt die Abläufe. Sei¬ 
ne Ansprachen geben der Filmcrew 
den ideellen Mantel: „Seit ich denken 
kann, erzählte uns Christoph einmal als 
Teil seiner einleitenden Worte, bin ich 
mir sicher, dass die Welt, in der ich lebe, 
zusammenbrechen wird.“ 

Christoph ist der charismatische, 
pathetische Führer, der die Gemein¬ 
schaft nach seinem Gusto über ihre 
Grenzen hinaus ins sadomasochistische 
Chaos stürzt. Er ästhetisiert die Politik, 
lässt Moritz und Co. glauben, die Welt 
sei jener Horror, als den er sie sieht. 

Währenddessen geht Erzähler Mo¬ 
ritz ganz und gar im Filmprojekt auf. 
Er verzweifelt, als die Treffen ihr Ende 
finden, und er verwahrlost während der 
folgenden „fürchterlichen Tage“ der 
Dreharbeiten auf einem Fußmarsch 
durch Deutschland, Ziel: Berlin. Im¬ 
mer voller Unbehagen, ist Moritz die 
tragische Figur des Mitläufers, der der 
„Diktatur der Unzulänglichkeiten“ 
auch nicht im mittelfristigen Heilsver¬ 
bund einer Sekte entkommt. Das stän¬ 
dige Anheben der Eskalationsstufen - 
Selbstverletzung, Brandstiftung, Raub 
usw. - machen Moritz 4 Unglück eben¬ 
so dingfest wie seine Abhängigkeit von 
Christoph und dessen Kult. Moritz ist 
doppelt tragisch, weil er an der falschen 


Stelle das Falsche sucht: an einem B- 
Movie ohne konkretes Konzept mitzu¬ 
wirken, um Anerkennung und Selbst¬ 
gewissheit dadurch zu erlangen, einen 
möglichst brutal ausfallenden Filmtod 
zu sterben. Moritz leidet unter einem 
mehrschichtigen Verblendungszusam¬ 
menhang, mit dem er genauso gut in 
jede zeitgenössische reaktionäre Be¬ 
wegung von IS bis Identitären passen 
würde. 

Roman Ehrlich, 1983 im bayrischen 
Aichach geboren, schafft damit die Ka¬ 
rikatur des kreativen Arbeiters, der 
nach Kulturwissenschaftler Diederich 
Diederichsen mit seiner „Identifizier¬ 
ten Produktion“ zu kämpfen hat, dem 
fetischisierten Gegenüber der kapita¬ 
listischen Entfremdung. Moritz, und 
ebenso Christoph, können nicht unter¬ 
scheiden zwischen den Filmszenen als 
Produkt und ihren Händen, die die Ka¬ 
mera halten oder mit der sie sich selbst 
verletzen. Versagen wird dadurch fatal, 
weil das eigene Leben an den Karren 
gebunden ist, der die Klippe hinabfährt. 

Moritz geht in seiner Verzweiflung 
die Grenze zum Wahnsinn entlang. Da¬ 
bei hält er sich an der Welt nur durch 
seine Querverweise auf die Angst-Ge¬ 
schichten der anderen fest. Geschich¬ 
ten über spontane Selbstentzündung, 
zerstörerische Sorge um den eigenen 


Nachwuchs und insbesondere postapo¬ 
kalyptische Dystopien sowie essenziel¬ 
le Ängste um die eigene Existenz. 

Sprachlich bleibt Moritz bei der 
indirekten Rede. Er erzählt nach, mit 
Tiefenschärfe und eigener Meinung, 
doch ohne den gesamten Komplex, der 
zu nichts als zum Scheitern verurteilt 
ist, zu hinterfragen. Zum Eigentlichen, 
zum Kern gelangt Moritz nicht. Nur an 
wenigen Stelle blitzt so etwas auf, wie 
ein notwendiges Hinterfragen des ei¬ 
genen Lebenswandels: „Damals erst ist 
mir so richtig aufgegangen, auf wie vie¬ 
le verschiedene Arten ein zuhörender 
Mensch missbraucht werden kann von 
einem redenden anderen“, konstatiert 
er in jener Phase der Verzweiflung Mit¬ 
te des Romans, in der ungewiss ist, ob 
Christoph ihn nun für die Dreharbeit 
mitnimmt oder nicht. 

„Es geht für mich darum, dass Per¬ 
sonen auftreten“, so Roman Ehrlich 
vergangenen Juni auf dem Prosanova- 
Festival für junge Literatur in Hildes¬ 
heim über sein Schreiben, „die sich der 
Gemachtheit der Welt bewusst werden“. 
2013 debütierte er mit seinem lethar¬ 
gischen Roman „Das kalte Jahr“. Was 
er mit seinem Zweitling liefert, ist nicht 
nur ein Sammelsurium großartiger Ein¬ 
zelstorys, sondern auch eine Erzähl¬ 
stimme und -figur, die jenen kleinbür¬ 


gerlichen Zeitgeist aufgreift, der die Re¬ 
alität frei vom vernünftigen Diktat der 
Fakten als bloße Narrationen auffasst. 

In Roman Ehrlichs Roman treten 
mit Erzähler Moritz und Regisseur 
Christoph zwei kreative Arbeiter auf, 
die sich durch das Machtgefüge fun¬ 
damental unterscheiden. Beide über¬ 
identifizieren sich mit dem Filmprojekt, 
doch nur Christoph entscheidet, wohin 
der Hase läuft, während sich Moritz fa¬ 
tal darin auflöst. Dilettanten sind sie 
beide, nur an unterschiedlichen Stellen 
der Hierarchie, dem spürbaren Fakt im 
Webmuster der Erzählungen. Soziale 
Stellungen sind keine Story, aber sie 
sind menschengemacht. 

Roman Ehrlich zeigt mit seinem 
640-Seiten-Roman, dass er kein Dilet¬ 
tant ist und sich auch nicht von den ei¬ 
genen Geschichten an die Wand drü¬ 
cken lässt. „Die fürchterlichen Tage des 
schrecklichen Grauens“ ist eine große 
Jetztzeit-Analyse jener treibenden 
Existenzangst, die nicht schockstarr 
macht, sondern die Hand nach schein¬ 
bar starken Führern und altgedienten 
Machtstrukturen ausstrecken lässt. 

Ken Merten 

Roman Ehrlich: Die fürchterlichen Tage 
des schrecklichen Grauens, S. Fischer 
2017,640 Seiten, 24 Euro 


Bekenntnis zu Tradition und Zeitgeist 

Zu Armin Stolpers Büchern Meine „Leute und ich selbst“ und „Aus Sachsen! Ei, ei! aus Sachsen!“ 


Er ist ein unermüdlicher Schriftsteller 
und er hat viel zu erzählen. Er bekennt 
sich zu Autoren wie Lessing und Ger- 
hart Hauptmann, in deren Tradition 
er sich sieht, und ist stolz auf den Les¬ 
singpreis, den er, neben vielen anderen 
Auszeichnungen, erhielt. Mehrere Texte 
beziehen sich auch auf Lessing, zu Ger- 
hart Hauptmann finden sich mehrere 
Bemerkungen. Beide Dichter waren 
für Armin Stolper so etwas wie Ahn¬ 
herren, zu denen sich mehrere russische 
Autoren gesellten. 

Erst 2015 hat er seine Serie über 
Kaschpar mit dem ,,5.Buch von Kasch- 
par und sin Frau Guste“ abgeschlos¬ 
sen - der titelgebende freche Kom¬ 
mentator ist ein Alter Ego Stolpers -, 
da hat er eine neue Serie begonnen, die 
eine Sammlung von Landschaften und 
Leuten ist: 2016 erschien „Meine Leute 
und ich selber, 54 Beiträge zur Zeit- und 
Familiengeschichte“, wobei der Unterti¬ 
tel den Satiriker Stolper erkennen lässt: 
Es gibt bei ihm keine Beiträge, in denen 
die Familiengeschichte nicht auch Zeit¬ 
geschichte und umgekehrt wäre; dazu 
ist er viel zu sehr seiner Weltanschau¬ 
ung verpflichtet und dialektisch erfah¬ 
ren. Und Kaschpar - manchmal auch 
sein anderes Ich Hans Wurst - ist immer 
noch und immer wieder, wenn auch nur 
am Rande, mit von der Partie. Er gehört 
zu Stolpers erzählerischen Begleitern, 
mit denen sich verschiedene Zeit- und 
Betrachtungsebenen problemlos ver¬ 
binden lassen. Durch die sprachliche 
Verfremdung, die sein Kaschpar vor¬ 
nimmt, werden scheinbar unvereinbare 
Probleme durch einen volkstümlichen 
Erzählmodus in Beziehung gebracht: 
„... nun fragt man, was das miteinan¬ 
der hat zu tun. Nu, kennt ihr euch nicht 
denken?“ Sprachliche Experimente fas¬ 
zinieren Stolper immer wieder: Er spielt 
mit schlesischen, sächsischen, berlini¬ 
schen und Lausitzschen Formulierun¬ 
gen und Begriffen. 

Der Titel von Armin Stolpers neu¬ 
em Buch ist Literaturinteressierten 
bekannt: Der neugierige unterwürfige 
Wirt aus Lessings „Minna von Barn¬ 
helm“, der gleichzeitig Polizeispitzel 
ist, spricht die geflügelten Worte „Aus 
Sachsen! Ei, ei! aus Sachsen!“ In diesem 
kurzen Spruch ist sächsische Mentali¬ 
tät enthalten, wie sie sich der Nichtsach¬ 
se vorstellt: freundlich und gemütlich, 
wenn auch ein wenig schlicht. Stolper 
ist kein Sachse und macht das zu Beginn 
deutlich. Er liebt indessen Dresden, wo 
seine Frau herstammt, und Sachsen mit 
seinen Widersprüchen, trotz der „wech¬ 


selnden Rollen“, die die Sachsen in der 
deutschen Geschichte gespielt haben. 
Es geht ihm nur beiläufig um Dialekt 
und Mentalität, auf die er zurückgreift, 
um historische Entwicklungen zu erin¬ 
nern, die in der Vergessenheit versinken 
und, wenn es nach der aktuellen Poli¬ 
tik geht, auch versinken sollen, Litera¬ 
tur und Kunst, die an die DDR oder an 
entsprechende Traditionen erinnern: 
„... ick weeß, warum ich det Sächsische 
so mag.“ Wieder weisen die sprachlichen 
Abweichungen auf die Neigung als eine 
widersprüchliche hin. Sein Schreiben 
wird von dem bekannten satirisch-iro¬ 
nischen Ton gespeist; sein Kaschpar in 
den früheren Büchern war die Perfek¬ 
tion dieses Stils: Er - der kommentie¬ 
rende Zeitgenosse - ist Teil des Gesche¬ 
hens und hat eine fast persönliche Bin¬ 
dung zu allen Personen, Vorgängen und 
Entscheidungen. Dadurch kann er sich 
bei Namensnennungen oder histori¬ 
schen Vorgängen auf Andeutungen be¬ 
schränken. Damit allerdings entstehen 
Probleme, denn das, was er und seine 
Generation noch entschlüsseln können, 
gilt für die Nachkommen nicht mehr. 

Mit einem auf den ersten Blick 
schon unterhaltsamen Buch über Sach¬ 
sen und Sächsisches, das auf den zwei¬ 
ten Blick ein sehr politisches Buch ist, 
erfüllt Stolper eine Erwartung, die an 
wirkungsvolle Literatur gestellt werden 
muss: Sie bewahrt Erfahrungen, sichert 
erworbenes Wissen und wird über die 
ästhetische Wirkung hinaus zum Ge¬ 
schichtsdokument. Eine solche Lite¬ 
ratur ist nicht nur für Literaturfreun¬ 
de mehr als kurze Unterhaltung, sie 
ist auch für an Literatur wenig Inter¬ 
essierte ein Reservoir von Entwürfen, 
Lebensprogrammen und politischen 
Programmen. Am eindrucksvollsten 
sind Stolpers Texte, die aus Dialogen, 
Briefen, Kurzgeschichten und anderem 
bestehen, wenn sie sich mit dem The¬ 
ater beschäftigen, das das Leben des 
Dramaturgen und Schriftstellers Armin 
Stolper wesentlich bestimmte. Da wer¬ 
den Geschichte, Personen, Aufführun¬ 
gen und große Theaterereignisse leben¬ 
dig. Stolpers Texte sind Feuilletons im 
besten Sinne, zugespitzt, frech und pro¬ 
vokant. Sie lassen stets auch die eindeu¬ 
tige politisch-ästhetische Haltung des 
Autors erkennen, die er zudem in vielen 
Varianten einbringt: Er sei Kommunist. 
Was er nach 1989 als „Wende“ erlebte, 
klassifiziert er als „Konterrevolution“. 

Eine Unsicherheit stellt sich für den 
Leser, vor allem den jüngeren, durch 
den historischen Abstand zwischen der 


Geschichtlichkeit der Texte und der Ge¬ 
genwärtigkeit des Lesens ein. Was für 
Stolper in den Erinnerungen selbst ver¬ 
ständlich ist, ist vielen Lesern von heute 
fremd und sie müssen es sich erst aneig¬ 
nen. Das wird erschwert, wenn in den 
Texten Vornamen auftauchen (,Roland 4 
war für Kultur verantwortlich), Abkür¬ 
zungen verwendet werden, die schwer 
zu entschlüsseln sind - andere sind noch 
präsent wie H.S., d.i. Horst Schöne¬ 
mann, aber wie lange noch? - Anderes, 
was Armin Stolper erlebt hat, bleibt im 
Privaten und wird für den Leser kaum 
interessant. Ich hatte das Glück, mit 
ihm einst seine Freunde im Saarland 
und die kleine Anna zu erleben, als wir 
gemeinsam zu Lesungen und Vorträ¬ 
gen dort waren. Sie treten in den Tex¬ 
ten mehrfach auf. Aber trotzdem bleibt 
mir verschlossen, was diese kleine Anna 
nun in „Anna oder Eine Dresdner Uto¬ 
pie“ einbringt, bleiben doch die Bezie¬ 
hungen zwischen ihr und dem Auftrag, 
Leben und Wirken von Carus zu erfor¬ 
schen, unscharf. Auch wird sie wenig 
Neues finden, denn Carus ist im Ge¬ 
gensatz zum entworfenen Bild - „.. .der 
C.G. Carus ist selbst bei den Gebilde¬ 
ten reichlich unbekannt..- einer der 
besterforschten und bekannten Wissen¬ 
schaftler und Künstler der Goethezeit, 
als Universalgelehrter mit großartigen 
Ausstellungen, Katalogen, Biografien 
geehrt und popularisiert, das weltweit 
bekannte Universitätsklinikum in Dres¬ 
den trägt seinen Namen und selbst in 
Kriminalromanen ist Carus Gestalt ge¬ 
worden. 

Variationen, Ergänzungen und Kor¬ 
rekturen dieser Art sind, der zugespitz¬ 
ten Formulierung des Feuilletons ge¬ 
schuldet, manchmal nötig. So schreibt 
Stolper, „wer in Sachsen ein Schriftstel¬ 
ler, Dichter oder Philosoph von Format 
wurde, wurde immer rausgeschmissen 
aus dem gesegneten protestantischen 
Lande oder ging von selbst“ (26). Das 
ist am Einzelfall zu prüfen; für Dichter 
wie Gottsched, Geliert und viele ande¬ 
re, auch sich zeitweise in Sachsen auf¬ 
haltende Dichter wie Tieck, trifft das 
nicht zu. Andere, wie 1830 der Kreis 
um Herloßsohn in Leipzig, an dem auch 
Reclam, Ortlepp und Mosen wirkten, 
kamen gerade nach Sachsen, weil Zen¬ 
sur und politische Verhältnisse für sie 
günstiger waren als in Preußen, Öster¬ 
reich und anderswo. 

Es bleibt nicht aus, dass bei der Fül¬ 
le von Erinnerungen und Dokumen¬ 
ten sich Wiederholungen zwischen den 
verschiedenen Bänden einstellen. Men¬ 


schen, die Stolper am wichtigsten wa¬ 
ren in seinem Leben, sind immer wieder 
zu finden: die Regisseure Schönemann 
und Wekwerth, die Autoren Klaus Ei¬ 
dam und Drescher und andere. Das ist 
kein Problem; aber es wird eines, wenn 
auch die Erinnerungen sich wiederho¬ 
len. Hier wären in Zukunft Kürzungen 
angebracht. Und auch manche Wertun¬ 
gen sollten überdacht werden. Natür¬ 
lich versteht man, dass vieles in heuti¬ 
ger Zeit im schnellen Urteil „blöd“ oder 
„Verblödung“ ist. Aber im gedruckten 
Zustand - es wird bei Stolper inflatio¬ 
när verwendet - wünscht man Genau¬ 
eres zu der spontanen Äußerung. Man¬ 
cher Beitrag bleibt belanglos, so wenn 
der „sächsische Heimatschutzkasper“ 
mit „einem preußischen Gendarm“ 
diskutiert und der Leser ratlos danach 
sucht, worüber sie sich streiten. Aber: 
Unersetzbar bleiben Stolpers Bücher 
als Chroniken für literarische und the¬ 


atergeschichtliche Entwicklungen, als 
Dokumente des praktischen Umgangs 
mit literarischen, besonders russischen 
und sowjetischen Traditionen, und als 
Beiträge zu einer Geschichtsschreibung 
über eine vergangene Gesellschaftsord¬ 
nung, die in der gegenwärtigen Öffent¬ 
lichkeit unerwünscht sind, aber - meh¬ 
rere Beispiele belegen das - immer 
mehr Interessenten finden. 

Rüdiger Bernhardt 

Armin Stolper: „Meine Leute und ich 
selber. 54 Beiträge zur Zeit- und Famili¬ 
engeschichte.“ 294 S., 14.- Euro. 

Armin Stolper: „Aus Sachsen! Ei, ei! 
aus Sachsen!“ Kleine Kommentare 
zu einem vom Aussterben bedrohten 
Stamm, 203 S., 12.50 Euro 
Beide Bücher bei: GNN Gesellschaft für 
Nachrichtenerfassung und Nachrich¬ 
tenverbreitung, Verlagsgesellschaft für 
Sachsen/Berlin mbH 
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Der Gegenstand des wissenschaftli¬ 
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Was ist 

Politische 

Ökonomie? 

Ein Haufen Begriffe, eine Gegenstandsbestimmung und 
ein paar Splitter Begriffsgeschichte • Von Jürgen Strubel 


er Begriff „Politische Ökono¬ 
mie“ wird heutzutage fast aus¬ 
schließlich von Marxistinnen 
und Marxisten verwendet, von Marx 
erdacht ist er nicht. Er geht, soweit sich 
dies verfolgen lässt, auf Antoine de 
Monchretien zurück. Dieser französi¬ 
sche Autor verfasste im Jahre 1637 eine 
Broschüre mit dem Titel „Eeconomie 
politique“ Bald darauf bürgerte sich 
der Ausdruck „political economy“ im 
englischen Sprachraum ein und fand 
in der Folge international Verwendung. 

Das Wort „Ökonomie“, zusammen¬ 
gesetzt aus den griechischen Worten 
Oikos (Haushalt) und Nomos (Ge¬ 
setz) ist noch weit älter. Der griechi¬ 
sche Philosoph Xenophon, ein jünge¬ 
rer Zeitgenosse des Sokrates, schrieb 
Ende des dritten vorchristlichen Jahr¬ 
hunderts in seinem Buch ,oikonomia‘ 
über die Gesetze des Haushalts. Da¬ 
bei dachte er nicht die Sorte von Haus¬ 
halt, an die ein heutiger Westeuropäer 
denkt, der dieses Wort hört. Der grie¬ 
chische Oikos war eine, zumindest 
dem Ideal nach, selbstversorgende 
Wirtschaftseinheit. Neben der Großfa- 
milie des Oikenbesitzers gehörten ihr 
auch Mägde und Knechte, Sklavinnen 
und Sklaven an. 

Xenophon war ein konservativer 
Mann, der die überkommene Ordnung 
des athenischen Stadtstaates bewah¬ 
ren, die Herrschaft der athenischen 
Sklavenhalteraristokratie verewigen 
wollte. Die Oikenwirtschaft, die das 
materielle Fundament der griechi¬ 
schen Sklavenhalteroligarchie bildete, 
verlor zu seinen Lebzeiten jedoch ste¬ 
tig an Bedeutung. Große Reichtümer 
wurden durch Handel und Geldwirt¬ 
schaft angehäuft; kontrolliert nicht von 
athenischen Stadtbürgern, sondern 
von Metöken - Menschen, die ohne 
Bürgerrecht in Athen lebten. Auf Dau¬ 
er, dies sahen klügere Köpfe der athe¬ 
nischen Herrenschicht klar, drohte die¬ 
se Entwicklung die angestammte Ord¬ 
nung zu untergraben. Xenophon wollte 
seinen Klassengenossen Wissen darü¬ 
ber vermitteln, wie sie ihre Oiken bes¬ 
ser leiten, ihre wirtschaftliche Stabilität 
und Autarkie bewahren konnten. Er 
behandelte Fragen wie die Notwendig¬ 
keit von Sparsamkeit und Ordnungs¬ 
liebe, die Ausbildung von Hausfrauen, 
Verwaltern und Arbeitern sowie die 
Grundregeln der Landwirtschaft. 


Die Oikenwirtschaft ging unter, 
Xenophons Bemühungen zum Trotz. 
Sein Begriff Ökonomie überlebte, 
wenn sich seine Bedeutung im Laufe 
der Jahrtausende auch wandelte. Stets 
jedoch beinhaltete er das Nachden¬ 
ken über die Frage, wie menschliche 
Gesellschaften die Herstellung ihrer 
materiellen Grundlagen organisieren, 
die notwendigen Arbeitsprozesse und 
die Verteilung der Arbeitsprodukte 
zweckmäßig und stabil gestalten kön¬ 
nen. 

Das Adjektiv „politisch“ kommt 
von Polis, Staat. Als Antoine de Mon¬ 
chretien es hinzufügte, dachte er in 
größeren Dimensionen als seine anti¬ 
ken oder mittelalterlichen Vorläufer. 
De Monchretien schrieb in der Epo¬ 
che des aufsteigenden Absolutismus, 
der sich herausbildenden Nationalstaa¬ 
ten. Nicht mehr der selbstwirtschaften¬ 
de Haushalt des einzelnen Sklavenhal¬ 
ters, auch nicht die lokal beschränkten 
feudalen Wirtschaftseinheiten, son¬ 
dern das Gedeihen des „Haushalts“ 
eines ganzen Flächenstaates stand im 
Zentrum seiner Überlegungen. Heu¬ 
te ist selbst dieser Blickpunkt zu eng 
geworden. Die Analyse des modernen 
Kapitalismus kann zwar nicht von der 
Existenz der Nationalstaaten abstra¬ 
hieren, zu verstehen ist diese Gesell¬ 
schaftordnung jedoch nur als weltum¬ 
spannendes System. 

Was also ist Politische Ökonomie? 
Eine moderne Kurzdeünition könn¬ 


te lauten: Die Politische Ökonomie 
ist die Wissenschaft, die sich mit den 
Gesetzen der Reproduktion der ma¬ 
teriellen Grundlagen der menschlichen 
Gesellschaften beschäftigt. Sie dreht 
sich um die Frage, auf welche Weise 
die Menschen in den verschiedenen 
historischen Epochen den materiellen 
Produktionsprozess organisieren und 
welche Verhältnisse sie untereinander 
in Bezug auf diesen Prozess eingehen. 
Die Politische Ökonomie ist eine his¬ 
torische Wissenschaft, denn die Orga¬ 
nisation der materiellen Reproduktion 
menschlicher Gesellschaften ist, eben¬ 
so wie alle anderen Aspekte dieser Ge¬ 
sellschaften, historischen Veränderun¬ 
gen unterworfen. 

Produktion, Arbeit 
und Reproduktion 

Auch die Begriffe Produktion und Re¬ 
produktion sind erklärungsbedürftig. 
In ihnen steckt das lateinische „pro- 
ducere“ zu deutsch „hervorführen“. Im 
Produktionsprozess führt der Mensch 
nützliche Gegenstände aus der Natur 
hervor. Im Gegensatz zum Tier wirkt 
er bewusst auf die Natur ein, verän¬ 
dert sie nach seinen Vorstellungen und 
schafft sich so aktiv die Gegenstände 
und Lebensbedingungen, die er benö¬ 
tigt. Mit anderen Worten: Der Mensch 
arbeitet. 

Beim Arbeitsbegriff lohnt es, einen 
Moment zu verweilen: Sowohl in der 
klassischen bürgerlichen Ökonomie als 


auch im Marxismus ist er eine zentra¬ 
le, wenn nicht sogar die grundlegende 
Kategorie, ohne deren Verständnis die 
anderen Begriffe schwerlich zu erfas¬ 
sen sind. Zwar ist Arbeit ein alltägliches 
Wort, das Alltagsverständnis ist jedoch, 
wie so oft in den Wissenschaften, zu un¬ 
genau. Viele Tätigkeiten, die umgangs¬ 
sprachlich als Arbeit bezeichnet werden, 
sind es politökonomisch nicht. Die Schü¬ 
lerin, die eine Klassenarbeit schreibt, ar¬ 
beitet nicht, auch wenn sie dies ganz an¬ 
ders empfindet. Die Beziehungsarbeit 
der Eheleute und die Trauerarbeit der 
Witwe sind ebenso wenig Arbeit wie das, 
was der Bodybuilder beim Work-Out 
leistet. Das Geld des Anlegers arbeitet 
schon gar nicht; nicht einmal der Börsia¬ 
ner, der dieses Geld verwaltet - ohne in¬ 
frage stellen zu wollen, dass er tagtäglich 
lange Stunden mit einer stressbeladenen 
Tätigkeit zubringt. 

Was also ist Arbeit? Eine erste 
Definition könnte lauten: Arbeit ist 
bewusste Tätigkeit zur Schaffung von 
Gebrauchswerten, was hier vorläufig 
einfach ein „nützlicher Gegenstand“ 
sein soll. Wichtig ist hier das Adjektiv 
„bewusst“. Die Arbeit des Jägers un¬ 
terscheidet sich darin von der Jagd des 
Raubtieres, dass ersterer planvoll und 
unter Einsatz erlernter, kulturell tra¬ 
dierter Techniken handelt, letzteres an¬ 
geborenen Instinkten folgt. Um es mit 
Marx Worten zu sagen: 

„Eine Spinne verrichtet Operatio¬ 
nen, die denen des Webers ähneln, und 


eine Biene beschämt durch den Bau 
ihrer Wachszellen manchen menschli¬ 
chen Baumeister. Was aber von vorn¬ 
herein den schlechtesten Baumeister 
vor der besten Biene auszeichnet, ist, 
dass er die Zelle in seinem Kopf ge¬ 
baut hat, bevor er sie in Wachs baut. 
Am Ende des Arbeitsprozesses kommt 
ein Resultat heraus, das beim Beginn 
desselben schon in der Vorstellung des 
Arbeiters, also schon ideell vorhanden 
war.“ (Marx-Engels-Werke - MEW 
23/193) 

Eine andere, etwas komplizier¬ 
tere Definition lautet „Arbeit ist die 
bewusste Vermittlung des mensch¬ 
lichen Stoffwechsels mit der Natur.“ 
Marx schreibt: „Als Bildnerin von Ge¬ 
brauchswerten, als nützliche Arbeit, ist 
die Arbeit daher eine von allen Gesell¬ 
schaftsformen unabhängige Existenz¬ 
bedingung des Menschen, ewige Na¬ 
turnotwendigkeit, um den Stoffwech¬ 
sel zwischen Mensch und Natur, also 
das menschliche Leben zu vermitteln.“ 
(MEW 23/57) 

Während der Ausdruck „Stoff¬ 
wechsel mit der Natur“ verständlich 
sein dürfte, steckt hinter dem Wort 
„vermitteln“ ein philosophisches Kon¬ 
zept, dass kurz zu bedenken ist. Das 
„Vermittelnde Dritte“ tritt zwischen 
zwei Extreme, die es in einen Zusam¬ 
menhang bringt. 

Am Beispiel: Das Reh, das Wasser 
aus dem Bächlein säuft, benötigt zwi¬ 
schen sich und der Natur kein vermit¬ 
telndes Drittes; sein Natur Verhältnis 
ist unmittelbar. Der Mensch, der Was¬ 
ser aus einem Brunnen schöpft, muss¬ 
te diesen zunächst graben, befestigen, 
das Holz für einen Eimer beschaffen 
etc. Zwischen der Befriedigung seines 
Lebensbedürfnisses, dem Stillen seines 
Durstes, und der Natur steht eine lange 
Kette von Arbeitsschritten. Eine Ket¬ 
te, die im Lauf der Geschichte immer 
länger und komplexer wurde. Bevor 
wir einen Wasserhahn auf drehen oder 
eine Mineralwasserflasche öffnen kön¬ 
nen, müssen unzählige Arbeiterinnen 
und Arbeiter in den verschiedensten, 
weltweit verflochtenen Industriezwei¬ 
gen tätig geworden sein. Ihre Arbeit 
vermittelt unseren Stoffwechsel mit 
der Natur. 

Die Herstellung der lebensnotwen¬ 
digen Güter ist kein einmaliger Vor¬ 
gang, der irgendwann abgeschlossen 
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wäre. Der Produktionsprozess muss 
fortwährend erneut beginnen. Lebens¬ 
mittel werden verbraucht, Maschinen 
abgenutzt, Gebäude verfallen. Die 
Menschen müssen daher beständig die 
Bedingungen wiederherstellen (repro¬ 
duzieren), die sie in die Lage verset¬ 
zen, die Produktion erneut aufzuneh¬ 
men. Auf gebrauchte Rohstoffe müssen 
ebenso ersetzt werden wie abgenutzte 
oder veraltete Werkzeuge und Maschi¬ 
nen. Aber auch die Menschen selbst 
müssen sich selbst beständig ,wieder- 
herstellen’. Sie benötigen Nahrung und 
Erholung zur Wiederherstellung ihrer 
im Produktionsprozess verausgabten 
Kräfte. Sie benötigen Ersatz für ver¬ 
schlissene Kleidung oder verfallene 
Gebäude. Sie benötigen die Auffri¬ 
schung der Fertigkeiten und Kennt¬ 
nisse, die sie im Produktionsprozess 
anwenden. Schließlich benötigen sie 
Ersatz für sich selbst. Alte und Kranke 
scheiden aus dem Produktionsprozess 
aus, für sie müssen immer wieder ge¬ 
nügend junge Menschen mit entspre¬ 
chenden Fähigkeiten und Kenntnissen 
bereitstehen. 

Klassen 

Der Reproduktionsprozess bildet die 
materielle Basis aller menschlichen 
Gesellschaften. Aus diesem Grund 
steht er in enger Wechselwirkung mit 
allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens, also etwa der Politik, der Kul¬ 
tur, des Rechtswesens, der Ideologie, 
den Familienverhältnissen etc. Er ist 
jedoch nicht in allen Gesellschaften 
auf die gleiche Weise organisiert, in 
urgesellschaftlichen Gemeinschaften 
anders als in antiken Sklavenhalter¬ 
gesellschaften, im Kapitalismus, Feu¬ 
dalismus oder im Sozialismus. Zum 
einen unterscheiden sich die Techno¬ 
logien, die Mittel und Gegenstände 
der Arbeit in den verschiedenen his¬ 
torischen Epochen. Zum anderen, da¬ 
mit in Wechselwirkung, unterscheiden 
sich die Verhältnisse, die Menschen in 
Bezug auf den Produktionsprozess ein¬ 
nehmen. 

Eine antike Sklavin nimmt eine 
andere gesellschaftliche Stellung ein 
als ein Leibeigener oder ein Lohnar¬ 
beiter, ein Oikenbesitzer eine andere 
als ein Feudalherr oder ein Kapitalist. 
Die Beziehungen zwischen den gesell¬ 
schaftlichen Klassen - das Verhältnis 
von Sklavenhalter und Sklavin ist ein 
anderes als das von Kapitalistin und 
Lohnarbeiter - unterscheiden sich 
ebenso wie die Verhältnisse innerhalb 
der jeweiligen Klassen. Die im Fami¬ 
lienverbund wirtschaftenden hörigen 
Bäuerinnen und Bauern des Mittelal¬ 
ters stehen anders zueinander als die 
Arbeiterinnen und Arbeiter eines so¬ 
zialistischen Industriebetriebes, das 
Konkurrenzverhältnis unter Kapita¬ 
listen unterscheidet sich grundlegend 
von den Beziehungen unter römischen 
Patriziern. 

Auch Klassenverhältnisse bilden 
sich innerhalb der Entwicklung einer 
Gesellschaft immer wieder neu. Wäh¬ 
rend die Menschen sich selbst und die 


Mittel und Gegenstände ihrer Arbeit 
reproduzieren, stellen sie zugleich die 
sozialen Verhältnisse wieder her, die 
diese spezifische Gesellschaft konsti¬ 
tuieren. Ein Leibeigener reproduziert 
mit seiner Arbeit sich selbst, seine 
Frau und seine Kinder als Leibeigene. 
Ebenso ernährt er den Feudalherren 
und gibt diesem die Mittel, die ihn das 
Feudalherrendasein ermöglichen. Der 
Leibeigene reproduziert mit seiner Ar¬ 
beit das Feudalsystem. 

Zusammenfassend können wir fest- 
halten, dass der Begriff des Reproduk¬ 
tionsprozesses bei Marx drei Dimen¬ 
sionen umfasst: Neben die beständi¬ 
ge Wiederherstellung der sachlichen 
Bedingungen (der Produktionsmittel) 
und der persönlichen Bedingungen 
(der Produzenten) des Produktions¬ 
prozesses tritt drittens die Wiederher¬ 
stellung der gesellschaftlichen Bedin¬ 
gungen, d.h. der ökonomischen, so¬ 
zialen, politischen und ideologischen 
Verhältnisse, unter denen sich die Pro¬ 
duktion vollzieht. 

Produktivkräfte, Produk¬ 
tionsverhältnisse und 
Produktionsweise 

Damit wären wir bei drei Begriffen an¬ 
gelangt, die in der marxistischen Politi¬ 
schen Ökonomie eine ebenso zentrale 
Rolle einnehmen wie in der marxisti¬ 
schen Philosophie: Die Begriffe Pro¬ 
duktivkräfte, Produktionsverhältnisse 
und Produktionsweise. 

Die Produktivkraft der Arbeit ist 
ihre Fähigkeit, nützliche Gegenstände 
aus der Natur hervorzuführen („pro- 
ducere“). Je höher die Produktivkraft, 
desto größer die Masse und die Vielfalt 
der Gegenstände, die eine gegebene 
Arbeitsmenge zu erschaffen vermag. 
Andersherum: Eine gegebene Menge 
nützlicher Gegenstände kann bei ho¬ 
her Produktivkraft mit vergleichswei¬ 
se wenig Arbeitsaufwand hergestellt 
werden. 

Der Stand von Werkzeugeinsatz 
und Maschinerie, die Herausbildung 
und Verbesserung neuer Technologien, 
ebenso die Erfindung neuer und bes¬ 
serer Produktarten sind Momente der 
Produktivkraftentwicklung. Haupt¬ 
produktivkraft nach marxistischem 
Verständnis ist der Mensch. Er ist es, 
der die Werkzeuge und Maschinen er¬ 
schafft, die Technologien erdenkt und 
anwendet; seine Arbeit ist es, die die 
Natur zweckmäßig umformt. 

Der Begriff der Produktivkraft 
stellt ein stoffliches Verhältnis ins Zen¬ 
trum der Betrachtung: Der Mensch, 
selbst ein stoffliches Wesen, mithin 
eine Naturkraft, wirkt mit stofflichen 
Mitteln auf die Natur ein. Das Ergeb¬ 
nis ist ein Quantum nutzbringend um¬ 
geformter Natur Stoff. Art und Menge 
dieses umgeformten Naturstoffs hän¬ 
gen ab vom historischen erreichten Ni¬ 
veau der Technologie - oder eben, ge¬ 
nauer formuliert, vom Entwicklungs¬ 
stand der Produktivkräfte. 

Neben dieser stofflichen hat der 
Arbeitsprozess eine gesellschaftliche 
Seite. Robinsons Insel, wiewohl in der 


akademischen Volkswirtschaftslehre 
sehr beliebt, ist eine literarische Fik¬ 
tion. Menschen arbeiten nicht auf sich 
gestellt, sie kooperieren oder konkur¬ 
rieren, koordinieren ihre Arbeiten, ar¬ 
beiten formal selbstbestimmt oder auf 
Befehl, verteilen ihre Arbeitsproduk¬ 
te untereinander, eignen sich die Ar¬ 
beitsprodukte anderer Menschen an. 
Die Verhältnisse, die sie untereinander 
in Bezug auf den Produktionsprozess 
eingehen, nennt Marx Produktionsver¬ 
hältnisse. 

Ein und derselbe stoffliche Vor¬ 
gang kann im Rahmen sehr verschie¬ 
dener gesellschaftlicher Gegebenhei¬ 
ten vor sich gehen. Ein Hammer ist 
ein Hammer, ein Schmied nutzt sei¬ 
ne Muskelkraft, um mit seiner Hilfe 
Werkstücke umzuformen. Es macht 
jedoch einen erheblichen Unterschied, 
ob dieser Schmied ein freier Handwer¬ 
ker, ein Sklave, ein Leibeigener oder 
ein Lohnarbeiter ist. Im Gegensatz zur 
Ingenieurwissenschaft, die die stoffli¬ 
chen Gesichtspunkte der Produktions¬ 
prozesse ins Zentrum stellt, untersucht 
die Poltische Ökonomie ihre gesell¬ 
schaftlichen Aspekte, die Produkti¬ 
onsverhältnisse. 

Die stoffliche und die gesellschaft¬ 
liche Seite des Produktionsprozesses 
stehen nicht einfach nebeneinander. 
Sie bedingen und beeinflussen sich 
wechselseitig. Die soziale Stellung der 
Arbeitenden hat Einfluss auf die Ar¬ 
beitsprozesse, die eingesetzten Tech¬ 
nologien und somit auf die stofflichen 
Abläufe. Andersherum verändern Ent¬ 
wicklungen im Bereich der Technolo¬ 
gie die soziale Stellung der Arbeiten¬ 
den. 


Nehmen wir unseren Schmied 
zum Beispiel: Zwar ist die physika¬ 
lische Wirkung seiner Kraft und sei¬ 
nes Werkzeuges auf glühendes Eisen 
von seiner sozialen Lage unabhängig, 
seine Lage beeinflusst aber die von 
ihm verrichtete Produktion. Sklaven 
wurden in der Regel nur mit groben 
Werkzeugen ausgestattet, da sie kein 
Eigeninteresse an Pflege und Erhal¬ 
tung ihrer Arbeitsmaterialien hatten. 
Fortschreitende Arbeitsteilung, d.h. 
eine Veränderung der gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse der Arbeitenden 
untereinander, führt zur Ausdifferen¬ 
zierung der Werkzeuge: Ein Hammer 
ist nicht mehr einfach ein Hammer, 
wenn sich das Schmiedehandwerk in 
verschiedene spezialisierte Bereiche 
aufspaltet. In der Manufaktur oder 
der Fließproduktion, in der fast jeder 
Handgriff von einem anderen Arbei¬ 
ter ausgeführt wird, entstehen eben- 
soviele Spezialwerkzeuge. 

Bestimmte Technologien sind mit 
bestimmten Produktionsverhältnis¬ 
sen unvereinbar. Maschinelle Groß¬ 
produktion ist nicht sinnvoll auf Basis 
der Sklaverei und passt nicht zu einer 
Gesellschaft selbstständiger Handwer¬ 
ker. Bestimmte Produktionsverhältnis¬ 
se, etwa die zünftige Organisation des 
Handwerks oder die kapitalistische 
Konkurrenz, können technologische 
Entwicklungen hemmen oder beför¬ 
dern. 

Die Politische Ökonomie darf we¬ 
der die Seite der Produktivkraft noch 
die der Produktionsverhältnisse iso¬ 
liert betrachten. Es ist ihre wechsel¬ 
seitige Verschränkung, die histori¬ 
sche Entwicklungen vorantreibt oder 
bremst. Um die Wechselwirkung von 
stofflichen und gesellschaftlichen As¬ 
pekten des Produktionsprozesses the¬ 
oretisch fassen zu können, nutzt Marx 
einen dritten Begriff: Die widersprüch¬ 
liche Einheit von Produktivkräften 
und Produktionsverhältnissen nennt 
er die Produktionsweise. 

Ausbeutung 

Seit dem Ende der Urgesellschaft ist 
der Mensch in der Lage, regelmäßig 
mehr zu produzieren, als er für sein ei¬ 
genes Überleben benötigt. Die Masse 
der Lebensmittel, die wir verbrauchen, 
ist begrenzt, und so ist es die Zeit, die 
auf ihre Herstellung verwendet wer¬ 
den muss. Die notwendige Arbeitszeit, 
d.h. die für die Versorgung der eige¬ 
nen Familie erforderliche Arbeitszeit, 
nimmt im Zuge des technischen Fort¬ 
schritts immer weiter ab. 

Die Fähigkeit, kontinuierlich über 
den eigenen Bedarf hinaus zu produ¬ 
zieren, ist die wichtigste ökonomische 
Errungenschaft in der Entwicklung der 
Menschheit. Sie wurde zugleich zur 
Basis von Ausbeutung und Unterdrü¬ 
ckung. Aus der Abnahme der notwen¬ 
digen Arbeitszeit folgt nicht, dass die 
tatsächlichen Arbeitszeiten stetig ab¬ 


nehmen müssten, die Menschen über 
immer mehr freie Zeit verfügen könn¬ 
ten. In der Zeit, die ich nicht für mich 
und meine Familie arbeiten muss, kann 
ich für andere arbeiten. Die über die 
für eigene Reproduktion notwendige 
Arbeit hinausgehende Arbeit nennt 
Marx Mehrarbeit. Sie ermöglicht die 
Versorgung nichtarbeitender Bevölke¬ 
rungsteile, z.B. von Priestern, Soldaten, 
Staatsdienern oder Aristokraten. 

Sobald sich bestimmte Teile der Be¬ 
völkerung als herrschende Klasse eta¬ 
blieren konnten, beschränkten sie den 
Konsum der arbeitenden Menschen 
auf ein mehr oder minder großes Mi¬ 
nimum und eigneten sich das Mehrpro¬ 
dukt an. Sie nutzten es zur Bestreitung 
ihres eigenen, in aller Regel luxuriösen 
Lebensstandards ebenso wie zum Auf¬ 
bau von politischen und ideologischen 
Unterdrückungsapparaten, die verhin¬ 
derten, dass die Arbeitenden sich aus 
den ihnen feindlichen Zwangsstruktu¬ 
ren befreien konnten. 

Alle Klassengesellschaften beru¬ 
hen auf der unentgeltlichen Aneignung 
der Produkte fremder Arbeit. Die For¬ 
men dieser Aneignung sind jedoch his¬ 
torisch sehr verschieden. In der Sklave¬ 
rei scheint es so, als erhielte die Sklavin 
gar nichts für ihre Arbeit. Doch dieser 
Schein trügt: Auch sie benötigt Nah¬ 
rung, Kleidung und Unterkunft. Auch 
der brutalste Sklavenhalter kann sich 
vom Arbeitsprodukt seiner Sklaven 
nur den Teil aneignen, der nach Abzug 
des Lebensnotwendigsten übrig bleibt. 
Handelte er anders, er wäre bald kein 
Sklavenhalter mehr. 

Im Feudalismus ist das Verhältnis 
von notwendiger und Mehrarbeit re¬ 
lativ offensichtlich. Der Bauer wusste 
genau, wann er auf eigenem Feld ar¬ 
beitete und wann er Frondienst auf 
den Feldern seines Herrn leistete. Er 
wusste, welchen Teil seiner Ernte seine 
Familie verbrauchen konnte und wel¬ 
chen er dem Pfaffen als Zehnt ablie¬ 
fern musste. 

Im Kapitalismus ist die Ausbeu¬ 
tung hingegen versteckt. Arbeiter und 
Kapitalist treten sich in der Regel als 
juristisch freie und gleiche Menschen 
gegenüber. Sie gehen Vertragsverhält¬ 
nisse miteinander ein und es scheint so, 
als bekäme der Arbeiter den ganzen 
Arbeitstag bezahlt. Erst die wissen¬ 
schaftliche Analyse macht deutlich, 
dass hinter dem liberalen Handel und 
Wandel Zwangsverhältnisse stehen, 
die den Arbeiter mit ebensolcher Ge¬ 
walt zum Ausbeutungsobjekt degra¬ 
dieren wie die Knute den Sklaven. Sie 
zeigt auf, dass der Reichtum der Ober¬ 
schichten heute nicht weniger Produkt 
der Aneignung fremder Arbeit ist als 
in der Antike oder im Mittelalter. 
Die Methoden dieser Aneignung, die 
Funktionsweise des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems, unterscheidet sich 
jedoch grundlegend von der früherer 
Epochen. 
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Du hast ja ein Ziel vor den Augen 
damit du in der Welt dich nicht irrst, 
damit du weißt, was du machen sollst, 
damit du einmal besser leben wirst 

Louis Fürnberg 

Unser Ehemann, Vater, Opa, Uropa 
Genosse und Weggefährte 

Ulrich Stroheker 

geboren am lO.Mai 1928 
ist am 25.8.2017 gestorben. 

Ein erfülltes Leben ist zu Ende gegangen. 
Als junger Mann hast Du aus dem Erleben 
von Faschismus und Krieg Konsequenzen 
gezogen, denen Du Dein Leben lang treu 
geblieben bist. Bescheiden, feinfühlig 
und humorvoll - so werden wir Dich in 
Erinnerung behalten. 

Wir sind unendlich traurig. 

Gisela 

Michael, Stefan, Nikolai mit Familien 

Traueradresse: Gisela Stroheker, 
Wiesentalstraße 56, 90419 Nürnberg 

Die Trauerfeier mit anschließender 
Urnenbeisetzung findet am Dienstag, 

19. September 2017, um 14.15 Uhr, auf dem 
Westfriedhof Nürnberg (Schnieglinger Straße 71) 
statt. 

Ein Kondolenzbuch liegt auf. 

Anstelle von Blumen freuen wir uns über eine 
Spende an das Friedensplenum Mannheim, 
IBAN: DE71 5451 0067 0219 5416 79 
Stichwort: Uli Stroheker 


Ich suche: 

Jürgen Kuczynski, Asche für Phoenix 
Verlag PapyRossa 1992 und 
Thalheimer/Deborin, Spinozas Stellung 
in der Vorgeschichte des dialektischen 
Materialismus. Marxistische Bibliothek, Bd. 
XIII, 1928. 

Angebote bitte an reinhardspier@gmx.de 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 

Peter im Spieker war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene des Klosters Grafschaft. So 
wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, Brenner, 
Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. Männer und 
Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. Heute sind unsere 
Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant und Obstbrennerei. 

ÜF, HP, VP, Sauerland- Card inklusive Wanderberatung, Lade¬ 
station für E-Bikes und E-Autos, mit Bus und Bahn erreichbar, 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant - Dienstag und Mittwoch Ruhetag 
Hotel - durchgehend geöffnet 

www.gasthof-heimes.de 
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Wir gratulieren unserem Genossen 

Werner Höner 

ganz herzlich zum 80. Geburtstag 
am 10. September 2017 

Wir danken für 50 Jahre „Blumen für 
Stukenbrock" und Deine beharrliche 
Bündnisarbeit auch in schwierigen Zeiten. 
Von Dir haben wir gelernt, mit anderen 
politischen Kräften in Bündnissen 
zusammenzuwirken. Deine Toleranz, Deine 
Geduld im Umgang mit anderen Meinungen, 
Deine Art, mit politischen Argumenten 
für gemeinsam getragene Aktionen zu 
überzeugen - das ist uns zum Vorbild 
geworden. Dafür möchten wir Dir herzlich 
danken! 

Wir wünschen Dir und Hanna Gesundheit und 
eine glückliche Zeit. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Minden 


Strategiekonferenz 
des Parteivorstands der DKP 

Leitantrag zum 22. Parteitag der DKP 

Eingeladen sind DKP-Mitglieder 
und interessierte kolleg(inn)en 

Einleitende Beiträge: 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DkP: 

Der Leitantrag und die aktuelle Imperialismus- 
Analyse der DKP 

Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP: 

Der Leitantrag und die Grundlagen der anti¬ 
monopolistischen Strategie der DKP 

Olaf Harms, Mitglied des Sekretariats des Partei¬ 
vorstands: Der Leitantrag und die konkreten 
Handlungsorientierungen der DKP 

Anschließende Debatte in Arbeitsgruppen. 

Es wird ein Kostenbeitrag für Verpflegung und 
Raummiete in 

Höhe von 10,00 Euro / ermäßigt 5,00 Euro erhoben. 


Samstag, 30.9.2017, 10.00 -17.00 Uhr 

Hannover, Stadtteilzentrum Krokus, Thie 6, 
Haltestelle Kronsberg 
Um Anmeldung wird gebeten: 

E-Mail: pv@dkp.de / Tel.: (02 01) 17 78 89-0 Fax: -29 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

*%w.l*** l **'&*U* | &P39. »ffr.&N 

Ökotiof im Oliven!!airi, 

werter BBcfc Still«; 
große helle Zimmer; 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommert rächt, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 FeWo im Südschuuarzwalil 
CiL €0 oder 75m* 

2 oder 3 ZI, KDE Terrasse 
großzügig ausgestattet 

_ £ 


Weitere Infos und Buchung: 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 8. September 2017 


FR ★ 8. SEPT 


Termine 


Alle mitnehmen 

„Verantwortung wahrgenommen“, 

UZ y. 18 . 8 „ S .12 

Die aktuelle Diskussion in unserer 
Partei nach den Beschlüssen der 9. 
PV-Tagung zur Auflösung der Be¬ 
zirksorganisation Südbayern und dem 
Antrag an den Parteitag „Unverein¬ 
barkeitsbeschluss Kommunistisches 
Netzwerk“ macht viele Genossinnen 
und Genossen sprachlos. Viele, die sich 
nicht zu Wort melden, haben aber eine 
Meinung. 

Auch bei uns sind viele Genossen 
besorgt und verärgert. Sie fragen sich: 
Wohin soll diese Entwicklung führen? 
Zerstören wir selbst die Grundlagen 
unserer DKP und „Wer reibt sich zum 
Schluss die Hände?“ 

In Mörfelden-Walldorf haben wir 
einiges vorzuweisen. Nicht nur res¬ 
pektable kommunale Wahlergebnis¬ 
se und ein beispielhaftes Wirken im 
Stadtparlament, außerparlamenta¬ 
risch begleitet mit einer Stadtzeitung, 
die monatlich in einer Auflage von 
15 500 Exemplaren verteilt wird - mit 
Webseiten und Facebook und regel¬ 
mäßigen gestalteten Infoständen. Es 
ist harte Arbeit, diesen Standard zu 
halten und sie wird schwerer, da auch 
bei uns die Aktivisten nicht jünger 
werden. 


Wenn die feindselige Stimmung in 
der Partei weiter wächst, kann das alles 
über Nacht zerstört werden. Wir haben 
uns seit Gründung unserer Partei in 
vielen Großbündnissen einen Namen 
gemacht - im Kampf gegen die Flug¬ 
hafenerweiterungen, in der Friedens- 
Bewegung und den Kämpfen gegen 
Faschismus und Krieg. Noch heute ha¬ 
ben wir deshalb bei vielen Menschen 
in unserer Stadt und unserem Kreis ein 
hohes Ansehen, zumal wir die Themen 
in mittlerweile 20 Büchern und Bro¬ 
schüren immer wieder deutlich auf¬ 
greifen. Aktuell wurden jetzt unsere 
kommunistischen Widerstandskämp¬ 
fer öffentlich im städtischen Raum ge¬ 
würdigt. 

Heute erleben wir - ähnlich wie in 
den Jahren nach 1989 - eine wachsen¬ 
de feindselige Stimmung in der DKP. 
Heute wie damals, der „schale Ver¬ 
dacht in den Augenwinkeln“, wie De¬ 
genhardt einmal formulierte. Die Par¬ 
tei war damals fast tot, die UZ konn¬ 
te nicht mehr erscheinen. Außer den 
Hauptgruppen mit ihren bekannten 
Namen, gab es auch damals die Na¬ 
menlosen in der Partei, die nicht ge¬ 
wohnt waren, gegeneinander zu strei¬ 
ten. Wir verloren viele. Manche sind 
aus-, aber nicht weggetreten - ein 
Glück und wichtig für die folgenden 


Jahre bis heute. Innerparteiliche Ab¬ 
oder Ausgrenzung und „scheinbar in¬ 
tellektuelle“ Rechthaberei sollten ver¬ 
mieden werden. 

Wir raten dazu, Fragen, auf die es 
im Moment noch keine gemeinsamen 
Antworten gibt, nicht abschließend 
beantworten zu wollen und sie wei¬ 
ter solidarisch zu diskutieren. Auch 
das gehört zu einem lebendigen Mar¬ 
xismus-Leninismus. Sucht einen Weg 
bei den Beschlüssen „Südbayern/Un¬ 
vereinbarkeit“. Sie sind nicht hilfreich, 
sondern geeignet, die Lage weiter zu¬ 
zuspitzen. Alle müssen mitgenommen 
werden. Viele Überlegungen - von ei¬ 
nem Moratorium bis zur Rücknahme 
der Beschlüsse - sind möglich. Wir er¬ 
warten, dass die gesamte Partei grö¬ 
ßere Anstrengungen unternimmt, die 
Weichen neu zu stellen und zu über¬ 
legen, wie es gelingt, alle Mitglieder 
„mitzunehmen“ und wieder mehr 
neue zu gewinnen, anstatt den Weg 
frei zu machen für Ausschlüsse und 
Austritte. 

Der Parteivorstand ist gut beraten, 
die „Parteidiskussion“ nicht vor dem 
22. Parteitag für beendet zu erklären 
und die o.g. Beschlüsse aufzuheben. 
Gerd Schulmeyer, Burkhard Alpmann, 
Arthur Weger, Rudi Hechler, 

Vorstand DKP Mörfelden-Walldorf 


Osnabrück: „Der Krieg gegen Syrien“, Ver¬ 
anstaltung der DKP mit Toto Lyna, aus Sy¬ 
rien stammender Autor der UZ. Lagerhalle, 
Raum 207, Rolandsmauer 26,19.30 Uhr. 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 Uhr. 


SA ★ 9. SEPT 


Karlsruhe: „Nichtwählen ist auch keine Lö¬ 
sung - Warum die DKP zur Bundestagswahl 
kandidiert.“ Diskussionsveranstaltung der 
DKP Karlruhe mit den beiden Kandidaten der 
Landesliste Monika Münch-Steinbuch (Stutt¬ 
gart) und Michael Matzerath (Karlsruhe). 
Musik von der Arbeiterliedergruppe „Rotkra- 
kehlchen“. Restaurant „Walhalla“, Augarten¬ 
straße 27, Karlsruhe-Südstadt, 19.00 Uhr. 


SO ★ 10. SEPT 


Hamburg: Führung durch die Daueraus¬ 
stellung in den letzten erhaltenen ehema¬ 
ligen Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, 
Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi- 
Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn- 
Station Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


SA ★ 16. SEPT 


Bocholt: Informationsstand der DKP zur 
Bundestagswahl. Fußgängerzone Neustra¬ 


ße in Höhe der Aa (Boggeter-Promenade), 


ab 10.00 Uhr. 


Ml ★ 20. SEPT 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 

FR H 22. SEPT 


Saarbrücken: Großer China-Abend. Thema: 
China in Afrika. Referent: Georges Haller¬ 
mayer. Veranstalter: Deutsch Chinesische 
Gesellschaft Saarbrücken e.V. Festsaal Rat¬ 
haus St. Johann, Rathausplatz, 18:30 Uhr 

SA ★ 23. SEPT 


Stuttgart: „Die Volk; 
dem Weg ins 21. Jahrl 
Marx-Engels-Stiftung 
Eike Kopf (Beijing), Ed 
Carlens und Georges 
Zetkin-Haus, Gorch-Fc 
Uhr bis 17.30 Uhr. 

srepublik China auf 
hundert“, Tagung der 
mit Su Ping (Berlin), 
gar Müller, Sebastian 
Hallermayer. Clara- 
)ck-Straße 26,10.00 

MO ★ 25. SEPT 

Hamburg: Gruppenabend der DKP-Sammel- 
betriebsgruppe „Bildung“. Magda-Thürey- 
Zentrum (MTZ), Lindenallee 72,19.00 Uhr. 

Ml ★ 4. OKT 



Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


Reich gegen Arm - Wir schlagen Alarm! 

Kinderferienlager der Roten Peperoni 


Seit 1993 gibt es die Roten Peperoni - 
und genau so lange finden auch deren 
Ferienlager statt. Die Roten Peperoni 
sind eine sozialistische Kinderorgani¬ 
sation, in der Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene mitmachen. Dementspre¬ 
chend sah auch die Besetzung des Fe¬ 
rienlagers aus: Von Kleinkindern im 
Alter von vier Jahren bis zu Betreue¬ 
rinnen und Betreuern über 60 Jahren 
war unter den über 65 Teilnehmenden 
jeder willkommen. Und dank zahlrei¬ 
cher Spenden waren auch in diesem 
Jahr wieder zwölf Kinder aus einem 
Freiburger Flüchtlingswohnheim mit 
dabei. 

Auf dem Jugendzeltplatz Fug¬ 
gerweiher in Babenhausen wurde 
das Lager aufgeschlagen, um den 
Kindern zwei Wochen lang Spiel, 

Spaß und Abenteuer zu bieten, aber 
auch das Jahresthema „Reich gegen 
Arm - Wir schlagen Alarm!“ zu be¬ 
handeln. 

Unter anderem gab es Tischtennis- 
und Volleyballturniere, eine spannen¬ 
de Nachtwanderung, eine Disco und 
einen Ausflug in die örtliche Falknerei. 

Der nahegelegene See sorgte für be¬ 
sonderen Spaß, denn was ist besser, als 
sich bei 30 Grad in der Mittagspause 
kurz abkühlen zu können? 

Das Jahresthema wurde gemein¬ 
sam mit den Kindern in drei The- Jeden Tag erschien das „Zebra“, die Kinderzeitung der Roten Peperoni. Ihre 
meneinheiten behandelt. Geld wur- Berichte über den Lageralltag fanden aufmerksame Leser. 



de durch Kartoffeln symbolisiert. 
Dass es nicht fair ist, dass sich fünf 
Personen ein Kilogramm Kartoffeln 
teilen müssen, während andere 18 kg 
für sich alleine zur Verfügung haben, 
war den Kindern schnell klar. Wenn 
es dann darum ging, die Kartoffeln 
gegen andere Waren einzutauschen, 
erkannten sie, dass es im echten Le¬ 
ben in Deutschland nicht viel anders 
zugeht. 

Außerdem gab es ein Rollenspiel, 
das in verschiedenen Situationen 
zeigte, wo soziale Ungleichheit in un¬ 
serem Umfeld herrscht. Gemeinsam 
mit den Kindern wurde überlegt, was 
gegen diese Ungleichheit getan wer¬ 
den kann - besser, getan werden muss! 

Zum Schluss kreierten die Kinder 
noch Theaterstücke und Kurzfilme 
zum Thema, die beim thematischen 
Höhepunkt vorgetragen wurden. 

Neben der Erarbeitung des The¬ 
mas wurde auch das diesjährige „So¬ 
liprojekt“ vorgestellt, ein Projekt, das 
von den Roten Peperoni in diesem 
Jahr unterstützt wird. Es handelt sich 
um die „Offroad Kids“, eine Initiative, 
die sich dafür einsetzt, Straßenkindern 
eine neue Lebensperspektive zu ver¬ 
schaffen. 

Um Kindern wie Erwachsenen die 
Möglichkeit zu geben, das Programm 
und das Lagerleben in gleichem Maße 
mitzugestalten, fanden regelmäßig La¬ 


gervollversammlungen statt, bei de¬ 
nen wichtige Fragen diskutiert und 
demokratische Lösungen gefunden 
wurden. 

Dokumentiert wurde der gesamte 
Lageralltag von der Zebra, der Kin¬ 
derzeitung der Roten Peperoni, die 
jeden Tag eine achtseitige Ausgabe 
mit Artikeln von Kindern und vielen 
Bildern von den Aktivitäten heraus¬ 
brachte. 

Den krönenden Abschluss des 
Ferienlagers stellte der Abschluss¬ 
abend dar. Mit Theaterstücken, klei¬ 
nen Sketchen und der Präsentation 
des Lagerfilms sorgte er noch ein letz¬ 
tes Mal für Ferienlagerstimmung, be¬ 
vor es am nächsten Tag wieder nach 
Hause ging. Doch die meisten Kin¬ 
der freuen sich schon auf das nächste 
Jahr, entweder wieder als Kind, oder 
schon als jugendlicher Betreuer. Wer 
nicht so lange warten will, kann aber 
auch zur Herbstfreizeit vom 28. Ok¬ 
tober bis 1. November in Bad Wild¬ 
bad im Schwarzwald kommen. Wir la¬ 
den ein zu Spätzle, Spaß und Spach¬ 
teln! 

Weitere Informationen über die Roten 
Peperoni, sowie Anmeldungen zu den 
Freizeiten gibt es unter: 
mail@rotepeperoni.de 
www.rotepeperoni.de 

DH 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBIABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 
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Lang lebe Ned Devine 

Das großartige Debüt von Regisseur 
Kirk Jones: Die kauzige britisch-iri¬ 
sche Komödie um eine Dorfgemein- 
schaft, die reich wird, weil (fast) alle 
zusammenstehen, ist ein Hohelied auf 
Freundschaft und Solidarität. Auch 
für alle, die ihn schon einmal gesehen 
haben, denn es gibt immer neue De¬ 
tails zu entdecken. Schade nur, dass 
der Film auf dem Koffeinbrause-Sen¬ 
der Servus TV läuft - das ist wegen 
der häufigen Werbeunterbrechungen 
nur für Mitmenschen günstig, die un¬ 
ter Blasenschwäche leiden. 

Sa., 9.9., 20.15 Uhr, Servus TV 

DKP bei ARD-Dokumenta- 
tion zur Bundestagswahl 

Die DKP im Fernsehen: Was Olaf 
Harms zur Kürzung des Rüstungs¬ 
haushalts, der zwingenden Not¬ 
wendigkeit der Vermögenssteuer 
oder der DKP-Forderung nach ei¬ 
ner 30-Stundenwoche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich zu sa¬ 
gen hat, tja, das zeigt (hoffentlich) 
eine ARD-Dokumentation. Mon¬ 
tag, 11. September, ab 23 Uhr läuft 
der zweite Teil von „Die kleinen 
Parteien“. Der Hamburger DKP- 
Spitzenkandidat steht darin-ganz 
knapp - Rede und Antwort. 

Last Night oft he Proms 

Das alljährliche große Bufftata aus 
dem Vereinigten Königreich. Wunder¬ 
bare Klänge aus der Royal Albert Hall 
vom BBC National Orchestra und den 
besten Stimmen, die die Welt des Bel- 
canto aufzubieten hat - und ein begeis¬ 
tertes Riesenpublikum, das irgendwo 


zwischen nationalem Vollrausch und 
Selbstironie tanzend, fahnenschwin¬ 
gend und trötend die angelsächsischen 
Selbstvergewisserungs-Hits wie „Rule, 
Britannia“ und „Jerusalem“ begleitet. 
Die spinnen, die Briten, wunderbar. 
Sa., 9.9., 22.00 Uhr, NDR 

Jochen Malmsheimer: 

„Halt mal Schatz“ 

Es ist ein Genuss, Jochen Malmshei¬ 
mer zuzuhören, wie er die Fährnisse 
und Missverständnisse des Alltags zu 
zweit beschreibt und analysiert. Er tut 
das in vollendeter Syntax und Intona¬ 
tion, poliert untergegangen geglaubte 
Wörter auf, dass sie in neuem Glanz 
erstrahlen - der Mann arbeitet am 
Wort, ganz vorne! Ein Sprachgenuss. 
So., 10.9., 21.15,3Sat 

Klartext, Herr Schulz! 

Zuschauer dürfen dem Herausforde¬ 
rer der Titelverteidigerin Fragen stel¬ 
len. Schon der Titel der Live-Sendung 
mutet Martin Schulz zu viel zu. Es for¬ 
dert ja auch niemand einen Plüschti¬ 
ger auf, ein Rind zu reißen. Die Sen¬ 
dung ist um 21.45 beendet, da wird 
man früher als gewöhnlich bettschwer 
sein. 

Das Gegenstück „Klartext, Frau Mer¬ 
kel!“ läuft am Donnerstag, gleiche 
Zeit, gleicher Sender. 

Di., 12.9., 20.15 Uhr, ZDF 

Der Schimmelreiter 

Das ist die gültige Verfilmung der 
klassischen Novelle von Theodor 
Storm, gedreht 1984 in der DDR. Die 
Geschichte vom Deichgrafen Hauke 
Heien, der weiß, was getan werden 
muss, und am Unverständnis derer 
scheitert, die er vor der Flut schüt¬ 
zen will. 

Fr. 15.9., 0.20 Uhr, MDR 


Kubas Flaggschiff 

Kubanisches Box-Team dominiert WM in Hamburg 



Der Kubaner Julio Cesar La Cruz schlägt im WM-Finale den Irländer Joe Ward. 


K uba war bei der Box-Weltmeis¬ 
terschaft, die am vergangenen 
Wochenende in Hamburg zuen¬ 
de ging, spitze: Die Truppe unter der 
Leitung von Cheftrainer Rolando Ace- 
bal verteidigte damit seine Position als 
führende Box-Nation, die Kuba bereits 
vor zwei Jahren in Katar erkämpfen 
konnte. 

Drei Gold-, eine Silber- und zwei 
Bronzemedaillen waren das erklärte 
Ziel. Aber diese vom renommierten 
kubanischen Trainerteam aufgestellte 
Vorhersage wurde von der Wirklichkeit 
noch übertroffen, denn es gab für die 
Kubaner insgesamt sieben Medaillen: 
fünfmal Gold und zweimal Silber. 

Dieses Abschneiden bestätigt die 
Qualität der kubanischen Boxer, die 
weiterhin die vom Internationalen 
Amateur-Boxverband (AIBA) orga¬ 
nisierten Wettkämpfe dominieren. Für 
Andy Cruz im Halbweltergewicht und 


Schwergewichtler Erislandy Savön war 
es das beste Turnier ihres Lebens. 

Cruz, der aus Matanzas kommt, 
einer Stadt in der DKP- und SDAJ- 
Soliprojekte beheimatet sind, ist erst 
im letzten Jahr zu einem Boxer her¬ 
angereift, der im Ring nur schwer zu 
bezwingen ist. Er hat einen sehr tech¬ 
nischen Boxstil, seine Schläge sind 
durchgängig kraftvoll sowohl in der 
kurzen, mittleren als auch in der lan¬ 
gen Distanz. 

Savön wiederum machte den gro¬ 
ßen Schritt, den Box-Fans von ihm be¬ 
reits erwartet haben. In der Sporthalle 
Hamburg steigerte sich der Boxer aus 
Guantanamo mit jedem Kampf und lie¬ 
ferte sein Meisterstück im Finale, wo 
er sich dank seiner effektiven rechten 
Hand und seiner Umsicht gegen den 
Favoriten und Olympiasieger von Rio 
2016, den Russen Jewgeni Tischtschen- 
ko, durchsetzen konnte. 


Die weiteren Goldmedaillen für 
Kuba errangen Joahnys Argilagos im 
Halbfliegengewicht, Yosbany Veitia 
im Fliegengewicht und Julio Cesar La 
Cruz im Halbschwergewicht, der damit 
seinen vierten WM-Titel holte. Silber¬ 
medaillen erkämpften die aus Pinar 
del Rio kommenden Läzaro Alvarez 
im Leichtgewicht und Roniel Iglesias 
im Weltergewicht. 

Jetzt ist für die kubanischen Faust¬ 
kämpfer erstmal eine kurze Erholungs¬ 
pause angesagt. Dann werden sie sich 
auf die im Dezember stattfindende 
kubanische Landesmeisterschaft, das 
Playa-Girön-Turnier, vorbereiten. Das 
Jahr 2018 erwartet sie mit der 8. Aufla¬ 
ge der Weltserie und den Mittelameri¬ 
kanischen und Karibischen Spielen, bei 
denen das Flaggschiff des kubanischen 
Sports sich noch höhere Ziele setzen 
wird. 

Granma.cu/UZ 



Der Sommer neigt sich dem Ende zu, 
die Transferfenster sind geschlossen. 
Fußballer für insgesamt 4,34 Milliar¬ 
den Euro gingen im Panik-Schluss¬ 
verkauf noch einmal über die Ver¬ 
kaufstheke. Einer höherkarätig als 
der andere. 

Das „Manager Magazin“ zeigt sich 
ob der Geldsumme Fußall-interes¬ 
siert und stellt fest, dass die Bundes¬ 
liga mit 600 Mio. Euro, die für neue 
Spieler ausgegeben wurden, derzeit 
einen neuen Rekord verbucht, ande¬ 
re Ligen hätten allerdings mehr aus¬ 
gegeben. 

Laut der britischen Tageszeitung 
„Guardian“ haben die 20 Top-Insel- 
vereine sogar 1,7 Mrd. Euro ausgege¬ 
ben. Pep Guardiola wird als der Trai¬ 
ner gefeiert, der schon für über 1 Mrd. 
Euro Spieler für die Vereine gekauft 
hat, für deren „sportlichen“ Erfolg er 
sich im Lauf seiner Karriere verant¬ 
wortlich zeigte. 

Wie sagte schon der bekannte 
Sport-Ideologe Friedrich Küppers¬ 
busch: „Dortmunds Kader umfasst 26 
Spieler im Transferwert von in Sum¬ 
me 400 Millionen Euro. Freiburg: 18 
Spieler, Transferwert 50 Millionen. 
Möge der Bessere gewinnen.“ 


Aus dem rechten Blätterwald 


Rechtsextrem und intellektuell? 


Das Magazin „Sezession“ 



Der breiten Öffentlichkeit nur begrenzt 
bekannt, dafür nicht weniger gefährlich 
ist das vom „Institut für Staatspolitik“ 
(IfS) herausgegebene Theorieorgan „Se¬ 
zession“. Das Magazin, welches sechs mal 
im Jahr erscheint und eigenen Angaben 
zufolge über 3 000 Abonnenten verfügt, 
übt eine Scharnierfunktion zwischen den 
unterschiedlichen rechten Spektren aus. 
Das IfS selbst hat sich der „neurechten 
Bildungsarbeit“ verschrieben und wur¬ 
de im Mai 2000 von Götz Kubitschek 
gegründet, der als einer der intellektuel¬ 
len Vordenker der sogenannten Neuen 
Rechten gilt und über gute Verbindun¬ 
gen in die AfD, die extrem rechte „Iden- 
titäre Bewegung“, in Burschenschaften, 


zu Pegida und andere rechte Zusammen¬ 
schlüsse verfügt. Das IfS gilt als einfluss¬ 
reiche Kaderschmiede, die sich der rech¬ 
ten Elitenförderung verschrieben hat und 
als die Schnittstelle zwischen National¬ 
konservativen und der extremen Rech¬ 
ten wahrgenommen wird. Gleiches gilt 
für die „Sezession“. „Vieles, was an der 
AfD und an anderen Widerstandsprojek¬ 
ten grundsätzlich, kompromisslos, nicht 
verhandelbar und angriffslustig wirkt und 
ist, wurde in unserer Zeitschrift vorausge¬ 
dacht, ausformuliert und in die Debatte 
erst eingespeist“, heißt es - wohl keines¬ 
wegs zu Unrecht - auf der Internetseite 
des Magazins. Dort wird die „Sezession“ 
auch als „die bedeutendste rechtsintel¬ 
lektuelle Zeitschrift in Deutschland“ be¬ 
schrieben, was ebenfalls zutreffend sein 
dürfte. Auch bei der Frankfurter Buch¬ 
messe, die in diesem Jahr vom 11. bis zum 
15. Oktober stattfindet, werden die „Se¬ 
zession“ und der Antaios-Verlags ver¬ 
treten sein und verschiedene Veranstal¬ 
tungen durchführen. So soll dort unter 
anderem das Buch „Mit Linken leben“ 
von Martin Lichtmesz und Caroline Som¬ 
merfeld vorgestellt werden. „Wir werden 
von dieser linksliberalen Feuilletonmas¬ 
se, von diesen Gesinnungsethikern und 
Lückenpresslern, vorauseilend Gehorsa¬ 
men und Mainstream-Schwimmern um¬ 
zingelt sein und die geistige Hilflosigkeit 
riechen können, wenn dort der Schweiß 
ausbricht“, heißt es vielsagend in der An¬ 
kündigung. 

Zu den Autoren der „Sezession“ ge¬ 
hört unterdessen auch der ursprünglich 
mit Katzenkrimis bekannt gewordene 
Akif Piringci, der immer wieder durch 
massive Hetze gegen Linke, Muslime 


und Homosexuelle und die Herabwür¬ 
digung von Frauen auffiel. 

Götz Kubitschek gilt hingegen als gu¬ 
ter Netzwerker mit ausgeprägten Ver¬ 
bindungen in die verschiedenen nationa¬ 
listischen und völkischen Milieus. In der 
Vergangenheit trat er öfter mit dem Ex- 
Linken und heutigen Chefredakteur des 
rechten „Compact“-Magazins, Jürgen El¬ 
sässer, auf. Aktuell ist davon auszugehen, 
dass Kubitscheks politischer Einfluss auf 
die AfD umso größer wird, umso mehr 
sich der extrem rechte Parteiflügel um 
Björn Hocke, Andre Poggenburg und 
Alexander Gauland durchsetzen wird. 
Dies dürfte auch einen Abo-Aufschwung 
für die „Sezession“ und andere Publikati¬ 
onen des IfS und des Antaios-Verlags mit 
sich bringen. Deren politischer Einfluss ist 
schon heute nicht so gering, wie die ver¬ 
hältnismäßig niedrige Auflage der „Sezes¬ 
sion“ vermuten lässt. Markus Bernhardt 



Ein besonders perfides Machwerk aus dem IfS-Verlag Antaios 

aus der Eigenwerbung: 


„Das Heerlager der Heiligen dürfte ein Kultbuch werden.“ (Lorenz Jäger, FAZ 
vom 23.09.15) 

Die „Armada der letzten Chance“, eine Flotte aus rostigen Schiffen mit einer 
Million verhungernder Inder an Bord sticht in See, um im reichen Europa 
Rettung und eine neue Heimat zu suchen. Sie bildet die Vorhut weiterer 
unzähliger Massen aus der Dritten Welt, die denselben Weg aus dem Elend 
wählen werden. Das realitätsblind gewordene Abendland reagiert auf diese 
drohende, waffenlose Invasion mit einem utopisch-humanitären Taumel, der 
letztlich seinen Untergang zur Folge hat: innerlich zerfressen von Selbstver¬ 
achtung, schlechtem Gewissen und schwindendem Selbstbehauptungswillen 
ist der europäische Kontinent nicht mehr imstande, das Eigene zu verteidi¬ 
gen. 












